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Lateinamerika 


MEXIKO 

(Siehe Hintergrundinformation iz 51, 55, 
56) 

In dem nordwestlichen Bundesstaat Sonora 
hatten landlose Bauern im Oktober vorigen 


Jahres Latifundien besetzt. Die bewaffneten 


Bauern forderten die Enteignung des Groß- 
grundbesitzes, der zwar gesetzlich verboten 
ist, aber trotzdem offiziell geduldet wird. 


Der damalige Präsident Echeverria, schwan- _ 
kend in seiner Einstellung den Bauern gegen- 


über, entschied dieses Mal, daß das besetzte 
Land enteignet und an die Bauern verteilt 
werden sollte. Durch diese Entscheidung in 


den letzten Tagen seiner Amtsperiode wollte 


Echeverria sich noch einen guten Namen bei 
den Bauern verschaffen. 

Die mit den Großgrundbesitzern verbünde- 
ten Industriellen des Landes beschlossen da- 
raufhin, einen „Proteststreik“ und Boykott- 
maßnahmen durchzuführen. Einen Tag lang 
wurden in den größten Städten die Läden 
und Fabriken stillgelegt. Aus diesen Kreisen 
sollen auch die Gerüchte stammen, daß 
Echeverria einen Staatsstreich vorbereite. 
Der Protest der Unternehmer richtete sich 
auch gegen die Wirtschaftspolitik der 


Echeverria-Regierung. Nach zweimaliger Ab- 


wertung des Peso (im August und Oktober) 
hatte die mexikanische Währung rund die 
Hälfte ihres Wertes gegenüber dem Dollar 
verloren. Die Reichen des Landes tauschten 
ihre Pesos daraufhin panikartig in US-Dollar 
um, so daß die Kapitalflucht innerhalb kur- 
zer Zeit 400 Mio US-Dollar betrug (Le Mon- 
de 1. 12. 1976). Durch diese Kapitalflucht 
sollte nebenbei die Wirtschaftskrise des Lan- 
des noch verschlimmert werden, um der Re- 
gierung die „sozialistische und kommunisti- 
sche Tendenzen‘ aufzeige, ihre Unfähigkeit 
„nachzuweisen“. (Bezeichnenderweise soll 
Echeverria seibst zu denjenigen gehören, die 
ihre Gelder in Dollar umtauschten.) 

Der neue Präsident Lopez Portillo, der die 
Wirtschaft durch Unterstützung privater in- 
ländischer und ausländischer Investitionen 
ankurbeln will, hält nichts von Landenteig- 
nungen. Seiner Ansicht nach soll die Agrar- 
frage anders gelöst werden — wie, das läßt 
er offen —, und so hob er den Enteignungs- 
beschluß seines Vorgängers gleich nach der 
Amtsübernahme auf. Es bleibt nur abzuwar- 
ten, wie lange die Bauern diese seit der 
Revolution von 1910 andauernde Schaukel- 
politik noch hinnehmen wollen. 
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PERU 

Weiterhin Ausnahmezustand 

21.12.76 NfA / 13.12.76 Info aus Süd- 
amerika 

Unter dem Schutz des seit Juli herr- 
schenden Ausnahmezustandes sind die 
schon früher bereits zahlreichen Verlet- : 
zungen bürgerlicher und sozialer Rechte 
in Peru inzwischen zum Regelfall gewor- 


den. Die Knebelung der (freilich noch 
nicht verbotenen) Gewerkschaften, die 
zahlreichen Verhaftungen von Gewerk- 
schaftsführern, Studenten, Arbeitern 
und Bauern, sowie die gewalttätige Re- 
pression der Staatsorgane schaffen die 
idealen Voraussetzungen für die breite 
Offensive der Industrie, die Arbeitsplatz- 
stabilität auszuheben, willkürliche 
Lohnkürzungen vorzunehmen und Pro- 
duktionsänderungen ohne Rücksicht 

auf die sozialen Konsequenzen durchzu- 
setzen. Dieser Vormarsch sowie die 
schrittweise Organisierung des Wider- 
standes von Seiten der Gewerkschaften 
und politischen Gruppen kennzeichnen 
die bisherige Entwicklung. 

Die Politik der Militärs wird zunehmend 
klarer: Der Wirtschaftsminister nannte 
im Dezember als Ziele der künftigen 
peruanischen Wirtschaftspolitik u.a.: 
Förderung der nichtstaatlichen Wirtschaft; 
Förderung ausländischer Direktinvestitio- 
nen; Erhöhung der Exportproduktion. 
Folgerichtig wurde eine Komission ein- 
gesetzt, die prüfen soll, welche der 174 
Staatsbetriebe (insges. etwa 120 000 Be- 
schäftigte) reprivatisiert werden können. 


Die Konsequenzen für die Arbeitnehmer 
zeichnen sich deutlich ab: Die Comunidad 
Industrial, das begrenzte Vermögensbetei- 
ligungs- und Mitbestimmungsmodell für 
Beschäftigte in Mittel- und Großbetrieben 
(Einzelheiten: „blätter. .. ” Nr. 36/37, S. 
46), wird beschränkt: In Zukunft soll 

die Comunidad Industrial höchstens 

1/3 des Betriebskapitals (bisher: 50 %) 
erreichen dürfen; damit ist garantiert, 

daß die Kapitaleigner in jedem Fall die 
Entscheidungsgewalt haben. Das sieht in 
der Praxis dann z.B. so aus: Die Textil- 
fabrik Davila schleppte über Nacht 

alle Maschinen fort; 40 Arbeiterinnen 
standen daher von einem Tag zum ande- 
ren ohne Arbeit auf der Straße. 

In allen Bereichen ist die Arbeitsplatz- 
sicherheit gefährdet. Allein im metall- 
verarbeitenden Bereich meldete die Ge- 
werkschaft über 200 gesetzwidrige Ent- 
lassungen (fast ausschließlich Vertreter 
der Gewerkschaften oder der Comuni- 
dades Industriales). In Lima wurden 400 
städtische Arbeiter nach dem 1-Tag- 
Streik ihrer (regierungstreuen) Gewerk- 
schaft entlassen. . 
Die Organisation des Widerstandes 

durch die Gewerkschaften und politische 
Parteien der Linken ist vor allem durch 
den Streik der Fischer vorangekommen. 
Die Fischfangindustrie wurde 1973 ver- 
staatlicht. Jetzt soll sie in eine Vielzahl 
von Kleinunternehmen überführt werden. 
Das würde für die etwa 10 000 Beschäftig- 
ten der Fischerei den Verlust von Arbeits- 
platzsicherheit und sozialen Rechten be- 
deuten. Daher traten die Fischer am 
18.10.76 in den Streik. Die Reaktion der 
staatlichen Stellen war hart: Sämtliche 
Fischer wurden entlassen. Streikbrecher 
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durften sich neu bewerben. Das Militär 
besetzte die größeren Fischereistädte 
(Chimbote; Huacho) und verhängte auch 
dort (wie in Lima) nächtliches Ausgeh- 
verbot. Brutale Einsätze auch gegen Frau- 
en und Kinder der Fischer, Abstellen der 
Licht- und Wasserversorgung für die 
Fischer-Siedlungen, sowie ungenügende 
Lebensmittelversorgung durch die staat- 
liche Vermarktungsgesellschaft EPSA, 
das alles soll die Fischerfamilien in die 
Knie zwingen. Die Streikfront ist da- 
durch zwar schwächer geworden, aber 
auch am 50. Streiktag (ohne Streikkas- 
se!) noch nicht besiegt. 

Die zunächst nur zögernde Solidarität 
der anderen Gewerkschaften fand ihren 
Niederschlag jetzt in einem nationalen 
Kampfkomitee, dem sich jedoch vor- 
erst nur die CCP sowie die Gewerk- 
schaft der Metaller, der Minenarbeiter, 
der Bier- und Versicherungsarbeiter an- 
geschlossen haben. Die Linke in Peru 

ist derzeit zu stark zersplittert, um ein- 
heitlich gegen die Repression vorzu- 
gehen. 
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Friedrich-Ebert-Stiftung unterstützt 

die Regierung 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FEST) 
unterstützt in Lateinamerika eine Reihe 
von Projekten; Peru ist dabei Schwer- 
punktland. Anfang November reiste 

der Vizepräsident der Bank für Ge- 
meinwirtschaft und Mitglied des Ver- 
waltungsrats der FEST, Hoffmann, 
durch Peru. Gegenüber Journalisten sprach 
Hoffmann dabei von der Richtigkeit der 
jüngsten wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men; er lobte den peruanischen Realis- 
mus und betonte das Ansehen der peru- 
anischen Regierung. Diese Äußerungen 
wurden von der staatlichen Presse groß 
herausgestrichen. Der Tenor der Kom- 
mentare dazu war: Sogar die großen in- 
ternationalen Banken (BfG) und sozial- 
demokratische Institutionen (die BfG 
wurde ausdrücklich als Gewerkschafts- 
bank vorgestellt) billigen und unter- 
stützen gerade jetzt den Kurs von Peru. 


Der Lima-Chef der FEST, Kerbusch, 
sprach am 6.12.76 lobend über das 
„Vorbild Peru bei der Durchführung 
struktureller Reformen und der Ver- 
ringerung von Abhängigkeit”; die 
FEST sei stolz, hierzu einen kleinen 
Beitrag zu leisten. .. .Diese Ausfüh- 
tungen wurden als Tageskommentar 
von allen Radiostationen Limas ge- 
sendet. 
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POLITISCHE GEFANGENE 
IN PERU 
Der seit dem 2. Juli 1976 andauernde 
Ausnahmezustand, die gleichfalls 
fortbestehende Ausgangssperte in den 
Nachtstunden und die Außerkraft- 
setzung der konstitutionellen Bürger- 
rechte haben inzwischen zu einer 
auf über 100 angestiegenen Zahl von 
Todesopfern geführt. Darüber hinaus 
sind in den vergangenen Monaten hun- 
derte von Gewerkschaftern, Anwäl- 
ten, Studenten, Journalisten, Intel- 
lektuellen und Bauern verhaftet und 
in wenigen Fällen vor Gericht ge- 
stellt oder ins Ausland abgescho- 
ben worden. Es zeigt sich, daß die 
Regierung in der Behandlung ihrer 
Opfer unterschiedlich vorgeht. Unbe- 
kannte Arbeiter Bauern und Studen- 
ten verschwinden in den Gefängnis- 
sen und Verhörzellen der Geheim- 
polizei, ohne daß die Öffentlichkeit 
davon etwas erfährt. Bekannten Ge- 
werkschaftsführern, Rechtsanwälten 
oder Journalisten hingegen wird oft 
eine andere Behandlung zuteil: sie 
werden nach einiger Zeit der Haft 
ins Ausland abgeschoben. Insbeson- 
dere sind in der letzten Zeit die weni- 
gen Rechtsanwälte davon betroffen, 
die sich gerade in verantwortungs- 
voller Weise als Rechtsbeistand für 
die Verteidigung politisch Verfolg- 
ter oder die Durchsetzung gewerk- 
'schaftlicher und demokratischer 
Rechte in den Arbeitskämpfen ein- 
setzten. Mit ihrer Verhaftung und 
Deportierung versucht die Militär- 
junta ein wichtiges Glied in der Ket- 
te der Ankläger des bestehenden Re- 
gimes zu treffen. Deshalb ist innerhalb 
der Solidaritätskampagnen für die 
politischen Gefangenen in Penu die- 
sem Personenkreis besondere Be- 
achtung beizumessen. 


NLASINS 


Der im folgenden aufgeführte Fall ist 
typisch für die zahlreichen anderen 
Gefangenen und Deportierten Perus. 
Wir hoffen, daß alle diejenigen, die sich 
gegen ungesetzliche Verfolgung und Ge- 
fangennahme, gegen Folter und 
Zwangsdeportation wenden, einen 
Protestbrief an die angeführten 
Adressen in Peru schicken. 

Die Chance, auf diese Weise Einfluß 
auf die peruanischen Machthaber 

zu nehmen ist vergleichsweise groß, 

da die Militärs immer noch relativ 
sensibel auf ihr Ansehen im Ausland 
(insbesondere in den Kreditgeberlän- 
dern wie der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich und den USA) 
zeagieren. 


DANIEL RAYMOND SANABRIA 
LEVANO 
Student der Volkswirtschaft an der 
Uni San Martin de Porres. Bauer und 
Bürgermeister in seiner Gemeinde 
Catahuasi in der Provinz Yauyos, 
verheiratet und Vater von 2 Kindern, 
Präsident der Konvention von 74 
Comunidades Campesinas in Yauyos 
und Canete. . 
Sanabria steht unter der Anklage, ei- 
nen Angriff gegen die Streitkräfte 
unternommen zu haben, in dessen 
Folge der Tod eines Polizeibeamten 
zu beklagen war. Nach dem geltenden 
Gesetz steht darauf die TODESSTRA- 
E. 
In dem uns vorliegenden Schreiben 
seines RA Cesar Arturo Uceda Solis 
weist dieser darauf hin, daß sein 
Klient zwei Monate keinen Kontakt 
zu seiner Familie und zu seinem 
RA aufnehmen durfte, er gefoltert 
und ihm Unterschriften unter Er- 
klärungen abgezwungen wurden, die 
letztlich in verschlüsselter Form das 
Eingeständnis zum Mord enthiel- 
ten. 
Der Gipfel in der Behandlung dieses 
Falles ist in der richterlichen Struk- 
tur dieses Prozesses zu sehen: eine 
Polizeibehörde (,Segunda Zona 
Judicial de Policia de Lima - 2 
Juzgado”) entscheidet den Fall und 
ist damit zugleich Prozeßbeteiligter 
und Rechtsprechende Instanz, denn 
die Richter sind hohe Polizeibeamte! 
Der betreuende RA verfügt über gutes 
Beweismaterial für die Unschuld sei- 
nes Mandanten und wünscht, daß der 
ganze Fall so offen wie möglich dis- 
kutiert wird. 


Wir möchten Sie eindringlich bitten, 

in diesem Fall besonders schnell zu 
reagieren, da in Peru nach den derzeit 
gültigen Gesetzesdekreten zwischen der 
Urteilsverkündung und ihrer Voll- 
streckung nur 48 Stunden liegen. Eine 
Einflußnahme auf das Gericht noch 


“vor dem Richterspruch ist deshalb er- 


forderlich. 


Protestbriefe auf deutsch oder spa- 
nisch, die die Freilassung von 
Daniel Raymond Sanabria Levano 
verlangen, sind zu richten an: 


1. Presidente de la Republica del 
Peru 
Gral. Div. EP Francisco Morales 
Vermudez Cerrutti 
Palacio del Gobierno, LIMA, Peru 


2. Ministro dei Interior 
Gral. Brigada EP Luis Cisneros 
Vizquerra 
Ministerio del Interior, Proig. 
av. E. Cantaval Moreyra, LIMA, 
eru 


3. Presidente del Corte Suprema dei 
Peru, Palacio del Justicia, 
LIMA, Peru 


4. Arzobispo de Lima y Cardenal 
Primado dei Peru, Juan Landazuri 
Rickets 
Arzobispado de Lima, Carabaya, 
LIMA, Peru 


Tropisches Afrika 


ÄTHIOPIEN u 
24. 12. (NZZ) / 31. 12. (Le Monde, FR) 


NEUE REPRESSIONSWELLE 

vgl. Heft Nr. 57 . 

Mit einer neuen Repressionswelle hat die 
äthiopische Militärregierung der sozialisti- 
schen Opposition, insbesondere der EPRP, 
den offenen Krieg erklärt. Massenverhaf- 
tungen und -erschießungen sind in allen 
Landesteilen an der Tagesordnung. 

In ihrem Kampf gegen die revolutionären 
Kräfte wird der Charakter der Militärregie- 
rung als Vertreter der Interessen des ameri- 
kanischen Imperialismus und des einheimi- 
schen Bürgertums immer deutlicher. 

Es ist jedoch abzusehen, daß die äthiopische 
Revolution die Machtbasis der Regierung so 
weit aushöhlen wird, daß sie entweder fällt 
oder auf weitere massive ausländische Hilfe 
zurückgreifen muß. 

Verschiedene Maßnahmen der Regierung zur 
Durchführung ihres eigenen Reformpro- 
grammes sind durchaus positiv zu bewerten. 
So werden große illegal oder in der Feudal- 
zeit angehäufte Barguthaben durch die Ein- 
führung einer neuen Währung (ähnlich wie 
in Angola oder Vietnam) entwertet. Meist 
dienen die Maßnahmen jedoch, wie z. B. die 
Schulreform und die Aufstellung von Mili- 
zen, vor allem der Stärkung der Machtbasis 
der Militärregierung. Sie will die sich zuspit- 
zende revolutionäre Situation in den Griff 
bekommen, indem sie sich den Forderungen 
der Bevölkerung anpaßt, scheint damit aber 
wenig Erfolg zu haben. 

Die Bevölkerung nimmt immer mehr die 
Dinge in eigene Hand. Dort, wo äthiopischer 
(amharischer) Feudaladel im Bunde mit der 
Polizei riesige Ländereien anderer Völker be- 
setzt hielt, ist die Landreform gleichzeitig 
antikolonialer Befreiungskampf. Mit den 
Großgrundbesitzern wird auch die Polizei 
verjagt; Genossenschaften werden gegründet, 
die vor allem der Selbstversorgung dienen 
(was zu einer Ernährungskrise in den Städ- 
ten führt). Etwas Besonderes ließen sich die 
Bauerngenossenschaften in der Provinz 
Sorna Goba einfallen: sie zwangen ehemali- 
ge Feudalherren, die in die Stadt geflohen 
waren, zurückzukehren und auf dem Land 
zu arbeiten, anstatt in der Stadt in reaktio- 
närer Weise politisch tätig zu sein (12. 11., 
Ethiopian Herald). 
Emanzipationsbewegungen gibt es überall: 
Priester kämpfen gegen die Kirchenhierar- 
chie, Arbeiter gegen Kapitalisten, Mieter ge- 
gen Vermieter, Schüler und Frauen gegen 
mittelalterliche Lebensformen. 

Die meisten Kämpfe entwickeln sich von der 
Basis aus ohne Koordination. Dennoch ist 
der politische Einfluß der EPRP stark. Die 
EPRP hat als erstes Ziel auf dem Weg zu ei- 
nem sozialistischen Äthiopien eine Volks- 
frontregierung anstelle einer Militärherr- 
schaft im Auge. Dies würde auch eine stärke- 
re Beachtung des Selbstbestimmungstechts 
der Völker Äthiopiens bedeuten. 

Ein Sieg der EPRP ist auch die Hoffnung der 
eritreischen Befreiungsbewegungen, weil 
dies voraussichtlich das Ende des äthiopi- 
schen Vernichtungsfeldzugs gegen die Eritre- 
er bedeuten würde. Obwohl in Eritrea auf- 
grund der äthiopischen Bombardements 
Hunger herrscht, wächst die Kampfkraft 
der Befreiungsarmeen. Immer wieder wer- 
den äthiopische Truppen eingekesselt und 
vernichtet. Weltweites Aufsehen erregte 
die Flucht eines Truppenteils aus dem 


Schwerpunkt der gegenwärtigen Kämpfe 
dem Gebiet um Keren in den Sudan. 
Deserteure aus der äthiopischen Armee 
verstärken die eritreischen Reihen; poli- 
tisierte äthiopische Piloten verweigerten 
bereits den Kampfeinsatz in Eritrea. 


ZENTRALAFRIKANISCHES REICH 
13. 12. (FR) / 16., 22. 12. (Le Monde) 
Kaiser Bokassa I. 


Der zentralafrikanische Militärdiktator Bo- 


kassa, „Marschall“ einer Armee von 3000 
Soldaten, hat sich zum „Kaiser‘“ der ca. 


drei Millionen Einwohner seines Landes ge- 


macht. Welch eine Delikatesse für die west- 
deutsche Presse, für die Rassisten, die mit 
den Herren Smith und Vorster die Afrika- 
ner für große Kinder halten, unfähig zu re- 
gieren, geschweige denn ohne ausländische 
Hilfe nach europäischen Zivilisationsnormen 
zu leben! Zwischen Bokasse I. und anderen 
Statthaltern des Neokolonialismus in Afrika 
bestehen indes nur Unterschiede- im Herr- 
schaftsstil; anders als viele in der europäi- 


schen Presse gelobte ‚‚maßvolle“ Staatschefs 


betreibt er das Geschäft der Ausbeutung 
und Repression brutaler, chaotisch und 
äußerst dumm, den Herren Amin (Uganda) 
und Macias Nguema (Äquatorial Guinea) 
vergleichbar. Daß er in peinlicher Weise 
nicht nur zu Frankreich und zur Volkste- 
publik China, sondern auch zu Südafrika 
beste Beziehungen unterhält und sein Volk 
zu offen unterdrückt, hat ihn bereits vor 
seiner Selbstinthronisation bei seinen afri- 
kanischen Kollegen in Verruf gebracht. 


Nicht daß er, ähnlich anderen afrikanischen 
Staatschefs, schmuggelt, Staatsgelder unter- 


schlägt und in europäischen Immobilien in- 
vestiert, ist der Skandal, sondern daß er da- 


bei Diskretion und wirtschaftliche Voraus- 


sicht vermissen läßt. 

Die europäische Presse, die weder die hun- 
derttausende von Toten der kolonialen Re- 
pression in Afrika zur Kenntnis genommen 
hat noch die ehrliche Betroffenheit fort- 
schrittlicher Afrikaner erwähnen will, hat 
ihren neuen Amin. Dabei ist Bokassa I. das 
Produkt fortdauernder europäischer Kolo- 


nialpolitik im EG-assoziierten Zentralafrika. 
Die alte und neue Kolonialmacht Frankreich 


hat die Bedingungen gesetzt, die eine Figur 
wie ihn möglich machen. 
Zentralafrika, die ehemalige französische 


Ubangi-Schari-Kolonie, wurde seit ihrer Be- 
setzung 1892 durch Konzessionsgesellschaf- 


ten auf dem Wege unkonttrollierter Raub- 


wirtschaft ausgebeutet. Die willkürlich gezo- 


genen Grenzen verlaufen so unsinnig, daß 


das Land ohne direkten Zugang zum Meer 
ist. Die gegenwärtige Wirtschaftsstruktur ist 


jedoch immer noch die der Kolonialzeit, so 
daß das Land auf den Rohstoffexport und 


den Fertigwarenimport angewiesen ist. Der 


Transportweg zum Meer, über Lastwagen, 
Fiußschiffahrt und Eisenbahn, erfordert 


dreifaches Umladen mit enormen Kosten für 


Fracht und Schwund, Die miserable innere 
Verkehrsstruktur ist durch die Mißwirt- 


schaft der Militärdiktatur fast völlig zusam- 


mengebrochen. Wirtschaftlich bedeutete die 
Kolonialherrschaft für die Zentralafrikaner 
die Einführung der Weltmarktabhängigkeit 
ohne ausreichende Möglichkeit, den Markt 
zu erreichen. Frankreich als Haupthandels- 
„Partner“ besitzt dadurch erdrückende Mög- 
lichkeiten wirtschaftlicher Einflußnahme. 

Die sozialen Folgen des Kolonialismus sind 
gleichermaßen verheerend. Das System der 
Unterdrückung, Zwangsarbeit und des 


Zwangsanbaus von Exportkulturen hat seine 


Spuren Fis heute hiriterlassen. Die alten 


Gesellschaftsstrukturen sind zerschlagen, 
hingegen hat der Kolonialismus, der das 
Land von Brazzaville (Kongo) her verwalte- 
te, nicht einmal eine nennenswerte politisch 
bewußte Kleinbourgeoisie entstehen lassen. 
Die Schicht der Intellektuellen ist so dünn, 
daß die Regierungsbildung bei der „Unab- 
hängigkeit‘‘ schon aus diesem Grunde einige 
Schwierigkeiten machte. Somit gibt es kaum 
einheimische politische Kräfte, die Bokassa 
I. hemmen könnten; außerdem macht der 
Mangel an qualifizierten Kadern das Land 
völlig von ausländischen „Experten“ ab- 
hängig. as 


Dienen Neger als Versuchskanin- 
chen? 


WHO: Pharma-Industrie testet unge- 
prüfte Medikamente in der dritten 
Welt 

von unserem Korrespondenten Pierre 
Simonitsch 


Genf, 13. Oktober. Klinische Versu- 
che mit neuen Medikamenten, die in 
Europa und Nordamerika durch stren- 
ee gesetzliche Bestimmungen unter- 
unden sind, werden von der pharmazeu- 
tischen Industrie jetzt in den Entwick- 
lungsländern durchgeführt. Diese Anschul- 
digung wurde auf einer in Genf abgehal- 
tenen Expertentagung der Weltgesund- 
heitsorganisation O) erhoben. An- 
geblich werden in den Entwicklungslän- 
dern auch neue Heilmittel auf den 
Markt gebracht, die sich erst in einem 
frühen Untersuchungsstadium befin- 
en. 
Die Praxis, daß die Bewohner von 
Entwickiungsländern als Versuchska- 
ninchen für die pharmazeutische In- 
dustrie der hochentwickelten Staaten 
dienen, ist anscheinend nicht ganz 
neu. „Seit einigen Jahren stellen wir 
die Tendenz fest, daß die Pharma-In- 
dustrie das Fehlen von Regelungen in 
den unterentwickelten Weltgegenden 
ausnutzt, um dort ihre Erzeugnisse zu 
testen”, erklärt ein leitender Beamter 
der WHO zu den Vorwürfen, die auf 
einer WHO-Konferenz über den welt- 
weiten Transfer von Heilmittelinfor- 
mationen erhoben wurden. 
In Genf wurde die Klage von Vertre- 
tern der Gesundheitsdienste’des Su- 
dan, Ghanas und Sri Lankas (Ceylon) 
vorgetragen. Die Teilnehmer der Kon- 
ferenz stimmten überein, daß eine 
Harmonisierung der Reglemente in 
allen Staaten unternommen werden 
müsse, um einen Mißbrauch der Ge- 
setzeslücken zu verhindern. 
Die Gesundheitsdienste afrikanischer 
oder asiatischer Staaten nehmen hin, 
daß an ihrer Bevölkerung neue Medi- 
kamente erprobt werden, die spezi- 
fische Leiden ihrer Breitegrade be- 
kämpfen. Unakzeptabel sei jedoch, 
wenn klinische Versuche mit Heilmitteln 
durchgeführt werden, die nur für Euopa 
und Nordamerika von Nutzen sind. 
Auf der Genfer Tagung wurden keine 
konkreten Beispiele genannt, da die 
WHO keine einzelnen Firmen an den 
Pranger stellen wollte, heißt es, Es sei 
auch nicht erwiesen, daß die klinischen 
Versuche mit bestimmten Medikamenten 
in den Entwickiungsländern Schäden 
verursacht haben. Der Umstand sei aber 
unbefriedigend, wenn die Verschärfung 
der Heilmittelbestimmungen in den 
hochentwickelten Staaten dazu führt, 
daß die Tests jetzt in anderen Weltge- 
nden unternommen werden. 
ie in Genf versammelten Experten 
fordern daher, daß die WHO diese 
Probleme durch geeignete Maßnahmen 
aus der Welt schafft. j 
(Frankfurter Rundschau) 
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KRAFTWERK-GROSSPROJEKT IN 
SÜDAFRIKA SISTIERT 
Pretoria, 21. Nov. (dpa) Zum zweiten- 
mal innert Wochenfrist hat Südafrika 
aus Mangel an Kapital ein Großprojekt 

. auf unbestimmte Zeit zurückstellen 
müssen. Nach der am vergangenen 
Dienstag angekündigten Aufgabe eines 
Stahlwerkvorhabens der südafrikani- 
schen Eisen- und Stahlvereinigung Iscor 
sieht sich nun auch die Elektrizitätsver- 
sorgungskommission Escom zum Ver- 
zicht auf das Projekt eines mit 1 Mia. 
Rd. (rund 2 Mia. Fr.) veranschagten 
Elektrizitätswerks gezwungen. Das 
Kraftwerk Ilanga im Osten der Provinz 
Transvaal mit einer geplanten Kapazität 


von 3600 MW hätte seine Elektrizität 
hauptsächlich in die Provinz Natal lie- 
fern sollen. 


Neue Zürcher Zeitu 


Südliches Afrika 
STRUKTURDATEN NAMIBIA 

Quellen: 

blätter des iz3w Nr. 48, S. 34ff 

Die Industrie, Nr. 45, 5. 11. 76, S. 24f 
Namibia-Flugblatt der AAB (Bonn) 
Fischer Weltalmanach FR 21.12.76 


Fläche: 824 276 km 


Einwohner: ca. 852 000. Namibia ist 


also mit etwas mehr als einem Einwoh- 
ner pro Quadratkilometer eins der am 
dünnsten besiedeiten Länder der Erde. 


Die wichtigsten Bevölkerungsgruppen 
(Schätzung 1974): 


Ovambos 396 000 (46,5%) 
Weiße 99 000 (11,6%) 
Damaras 75000 (8,8%) 
Hereros 56 000 (6,6%) 
Kavangos 56 000 (6,6%) 


Namas 37000 (4,3%) 


Mischlinge 32000 (3,8%) 
Caprivians 29 000 (3,4%) 
Buschmänner 26 000 (3,0%) 
Rehoboth-Basters 19 000 (2,2%) 
Kaokolander 7000 (0,8%) 
Tswana 5000 (0,6%) 


Die meisten afrikanischen Gruppen sind 
gezwungenermaßen in bestimmten Lan- 
desteilen seßhaft. Das südafrikanische 
Rassenregime hat das Land 1968 in 
zehn kleine „Bantustans” und ein weißes 
„Homeland” aufgeteilt, das etwa zwei 


Drittel der Gesamtfläche ausmacht. Auf- 


grund der willkürlichen Grenzziehung 


durch die Kolonialmächte wurde. seiner- 


zeit das Ovambogebiet geteilt, so daß 
ein Teil dieses Stamms in Angola an- 
sässig ist. Von den Weißen sind etwa 


ein Drittel (35 000) deutschstämmig. 
Davon besitzen ca. 10 000 die deutsche 
Staatsbürgerschaft. In der Hauptstadt 
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Windhuk wird großenteils deutsch ge- 
sprochen. Während die meisten deutsch- 
stämmigen Weißen Farmer oder Ge- 
schäftsleute sind, handelt es sich bei 
der Afrikaans sprechenden weißen Be- 
völkerung aus Südafrika (etwa 50 000) 
überwiegend um Beamte, Soldaten, Ver- 
waltungsfachleute etc. 

Landschaft, Klima, Bodenschätze: 
Große Teile Namibias sind Wüste 
(Namib, Kalahari) bzw. Steppe. Das 
Klima ist außerordentlich trocken. Im 
Gegensatz zum Wasser gibt es Boden- 
schätze in Hülle und Fülle: Diamanten, 
Kupfer, Eisen, Blei, Beryll, Vanadium, 
Zink, Zinn, Lithium, Magnesium, 
Wolfram und vor allem Uran. Die Bo- 
denschätze finden sich fast alle im 
„weißen” Gebiet. Vor der Küste Nami- 
bias gibt es reiche Fischvorkommen. 


Wirtschaft, Eigentumsverhältnisse: 


Namibias Wirtschaft umfaßt vor allem 
die Sektoren Bergbau, Viehzucht und 
Fischerei. Eine verarbeitende Industrie 
ist erst im Aufbau; sie produziert in 
erster Linie Lebensmittel (Fisch- und 
Fleischverarbeitung). 


Der Bergbau ist in den Händen großer 
internationaler Konzerne: de Beers, 
Newmount Mining, American Climax, 
Anglo-American u.a. Das profitträch- 
tigste Bergbauprojekt liegt bei Roessing, 
wo über Täge Uran abgebaut wird. An 
diesem Projekt ist neben General 
Mining, Rio Tinto u.a. auch die Deut- 
sche Urangesellschaft beteiligt. Bis 1980 
sollen dort 5 000 Tonnen Uran im Jahr 
gewonnen werden. Die Produktion 
beläuft sich heute schon auf etwa die 
Hälfte davon. 

In der Viehzucht spielen Rinder (im 
Norden) und Karakulschafe (im Süden) 
die größte Rolle. Die reichsten Land- 
besitzer in Namibia sind die deutsch- 
stämmigen Weißen. Ihre Farmen sind 
bis zu 50 000 Hektar groß. (Das ist 
mehr als die Fläche von West-Berlin.) 
Nach Angaben des ehemaligen UN- 
Kommissars für Namibia, Sean McBride, 
besitzen sie zusarmımen 67% des gesam- 
ten Grund und Bodens der ehemaligen 
deutschen Kolonie. 

Die Fischerei ist in Walvis Bay konzen- 
triert. Walvis Bay gehört offiziell nicht 
zu Namibia, sondern ist unmittelbar 
südafrikanisches Territorium. 


Geschichte 


Von 1884 ab war Namibia als „Deutsch- 
Südwestafrika” deutsche Kolonie. Die 


damalige Kolonialmacht war noch bru- 
taler gegenüber der afrikanischen Be- 
völkerung als die heutige. Als der 
Stamm der Hereros sich 1904 mit Waf- 
fengewalt gegen den Landraub und die 
Diskriminierung durch die Deutschen 
zu wehren versuchte, wurde er von den 
überlegen bewaffneten Truppen Wil- 
helms II. nahezu ausgerottet. ‚Wie ein 
halb zu Tod gehetztes Tier war der 
Feind von Wasserstelle zu Wasserstelle 
gescheucht worden, bis schließlich die 
wasserlose Omahek-Wüste vollenden 
sollte, was die deutschen Waffen begon- 
nen hatten: Die Vernichtung des Herero- 
Volkes.” (Aus einem Bericht des deut- 
schen Generalstabs 1904). 

1915 wurde Deutsch-Südwestafrika von 
südafrikanischen Streitkräften besetzt 


und 1920 - nach der Niederlage des 
Deutschen Reichs im Weltkrieg I - vom 
Völkerbund (Vorläuferorganisation der 
UNO) der Republik Südafrika als Man- 
dat übergeben. Südafrika verleibte sich 
Namibia praktisch ein. Es übertrug das 
unmenschliche Apartheid-System dort- 
hin. Die Weißen in Namibia entsenden 
Abgeordnete in die politischen Institu- 
tionen der Republik Südafrika. Darauf- 
hin entzog 1966 die UNO-Vollversamm- 
lung Südafrika das Mandat, 1967 be- 
schloß sie die Einführung einer UNO- 
Verwaltung (UNO-Rat mit einem UNO- 
Kommissar) für Namibia. Die Befreiungs- 
bewegung Namibias, SWAPO (South 
West Africa Peoples Organisation), die 
vor allem im Norden des Landes einen 
bewaffneten Kampf gegen das südafri- 
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kanische Besatzerregime führt, wird von 
der UNO seit 1973 als rechtmäßige Ver- 
treterin der Bevölkerung von Namibia 
anerkannt. 

Faktisch ist Namibia jedoch immer noch 
unter südafrikanischer Herrschaft. Die 
RSA erkennt die Zuständigkeit der 
UNO und die diesbezüglichen Entschei- 
dungen des internationalen Gerichts- 
hofes nicht an und hat - aufgrund massi- 
ven Polizei- und Militäreinsatzes - Ge- 
walt über die größten Teile des Landes. 
Dies nicht zuletzt auch aufgrund der 
Tatsache, daß die USA, Frankreich und 
Großbritannien ihr Veto-Recht im 
Sicherheitsrat dazu benutzen, materielle 
UNO-Sanktionen gegen die RSA wegen 
ihrer Namibia-Politik zu verhindern. 
Die Befreiung der Nachbarstaaten Mo- 
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zambique und Angola vom portugie- 
sischen Kolonialismus sowie der Legiti- 
mationsdruck, der von seiten der demo- 
kratisch orientierten Weltöffentlichkeit 
auf den westlichen Industrieländern 
ruht und von diesen an die RSA weiter- 
gegeben wird (Kissinger-,‚Missionen”), 
haben das Vorster-Regime in den letzten 
Jahren zu kosmetischen Korrekturen 
seiner Namibia-Politik veranlaßt: 
Vorster berief für September 1975 eine 
nach Rassen und Volksgruppen zusam- 
mengesetzte „Verfassungskonferenz” 
nach Windhuk ein („Turnhallenkonfe- 
renz”), deren 156 Teilnehmer - zumeist 
Vertreter der Stammesaristokraten, die 
als verläßliche Parteigänger des Vorster- 
Regimes gelten und größtenteils nicht 
einmal gewählt wurden - hinter ver- 


schlossenen Türen eine formal unabhän- . 


gige Föderation unter südafrikanischer 
 „Schirmherrschaft” schaffen sollen, in 

der überdimensionale weiße Bundesstaat 

natürlich die Übermacht haben würde. 


Die SWAPO lehnt eine Teilnahme an den 
Turnhallengesprächen - zu denen sie im 
- übrigen auch garnicht zugelassen ist - 

entschieden ab und fordert stattdessen 
den Abzug aller RSA -Besatzungstruppen 
sowie eine echte Verfassungskonferenz, 
deren Mitglieder durch allgemeine und 
freie Wahlen in ganz Namibia bestimmt 
werden. 


Lage der afrikanischen Bevölkerung 


Die afrikanische Bevölkerungsmehrheit 
wurde aus ihrem eigenen Land vertrie-' 
ben. Sie muß in den unfruchtbaren klei- 
nen Bantustans leben, während die 
weiße Minderheit (12% der Bevölkerung) 
die fruchtbarsten und rohstoffreichsten 
zwei Drittel des Landes bewohnt und 
bewirtschaftet. Um in den Bantustans 
nicht zu verhungern, kommen jährlich 
44 000 Wanderarbeiter ins ‚weiße? Ge- 
biet, wo ihnen Niedrigstlöhne - etwa ein 
Zwölftel des Lohns eines Weißen - be- 
zahlt werden. Streikrecht haben sie 
nicht. Während des Arbeitsaufenthaltes 
leben die schwarzen Arbeiter zusammen- 
gepfercht in Lagern, getrennt von ihren 
Familien. Eine Gesundheitsfürsorge fin- 
det praktisch nicht statt: im südlichen 
Afrika kommt auf 440 000 Schwarze 
ein Arzt, bei den Weißen werden 400 
Personen von einem Arzt betreut. Hinzu 
kommt die offizielle staatliche Unter- 
drückung der Afrikaner und ihrer poli- 
tischen Organisationen: Diskriminieren- 
de Paßgesetze schränken die Bewegungs- 
freiheit ein, die SWAPO ist verboten 
und wird erbittert verfolgt. 


NAMIBIA 
Fortgang der „Turnhallen”-Konferenz 


SZ 22.10.76/ AK Dez. 76/ NZZ 19.12., 
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Im Oktober drohte die von Vorster ein- 
berufene „Verfassungskonferenz” der 
weißen und schwarzen Bourgeoisie in 
Windhuk zu platzen: Die Stammesab- 
ordnungen der Damaras und der Tswa- 
nas sowie die Vertreter der Mischlinge 
zogen zeitweise aus. Der Grund war 
allerdings nicht, daß diese Abordnungen 
auf eine konsequent die Unabhängigkeit 
Namibias fordernde Politik umge- 
schwenkt wären,sondern die Konkurrenz 
zwischen weißer und schwarzer Bour- 
geoisie um Privilegien: Vorster hatte 
sich mit den weißen Delegierten getrof- 
fen und diese hatten sich geweigert, 


den nicht-weißen Delegationen darüber 
Näheres mitzuteilen. 

Auch innerhalb der weißen Delegation 
und der regierenden nationalen Partei 
gibt es Spannungen: Der offen reaktio- 
näre Flügel der. weißen Bourgeoisie 
(,„Verkrampte”) hinter dem Wortführer 
Eben van Zyl fordert die endgültige for- 
male Integration Namibias in die RSA 
bei unveränderter Beibehaltung des heu- 
tigen Apartheid-Systems. Der ‚liberale” 
Flögel hinter dem Konferenz-Präsiden- 
ten Mudge ist hingegen bereit, die Zuge- 
hörigkeit zu Südafrika und gewisse Vor- 
rechte der Weißen formal aufzugeben. 
Mit ihm hat sich die schwarze Ober- 
schicht bei den „Turnhallen”’-Gesprä- 
chen verbündet, denn sie - sicher nicht 
die Masse des namibischen Volkes - wür- 
de von der Verwirklichung dieses Kon- 
zeptes profitieren. 

Die bürgerliche Presse in Europa und 
den USA hofft, daß der Widerstand der 
„Verkrampten” gegen die von Vorster 
vorgeschlagene und von Mudge vertre- 
tene „Lösung” (formale Unabhängig- 
keit als Bundesstaat, formale Rechte 
für die Afrikaner, aber weiterhin alle 


wirtschaftlichen Vorteile für die Weißen, . 


weiterhin Ausbildung der Polizei und 
des Militärs durch die RSA) möglichst 
bald aufgegeben wird. Denn nur dies 
könnte zu einem Erfolg der Turnhallen- 
Konferenz führen und nur ein solcher 
Erfolg ließe die Hoffnung, daß statt des 
radikal auf Unabhängigkeit bestehenden 
Konzepts der SWAPO, das den auslän- 
dischen Konzernen und den weißen Sied- 
lern ihre Profitmöglichkeiten beschnei- 
det, ein pseudodemokratisches Konzept 
sich durchsetzt, das im Grunde alles 
beim alten ließe. 

Daß in der südafrikanischen Presse be- 
hauptet wird, auch Prominente der 
SWAPO nähmen an der Verfassungskon- 
ferenz teil und nur eine verschwindende 
Minderheit von SWAPO-Mitgliedern füh- 
re den bewaffneten Unabhängigkeits- 
kampf weiter, ist Wunschdenken in d ie- 
selbe Richtung und zu demselben 
Zweck. In Wirklichkeit hatten die an- 
geblichen SWAPO-Prominenten auf der 
Konferenz ihre Positionen innerhalb der 
Organisation bereits vor 5 bis 15 Jahren 
abgeben müssen. Sie wurden wegen Ver- 
untreuung von Geldern aus der Be- 
freiungsbewegung ausgeschlossen. 


BRD verteidigt Privilegien der Namibia- 


SZ 29.10.76/FR 20.11.,21.12.,31.12.76 
[NZZ 17.12., 24.12.76 


Sean Mc Bride; irischer Friedensnobel- 
preisträger und UNO-Kommissar für Na- 
mibia, wurde in dieser Funktion zum 
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Jahresende programmgemäß durch den 
Finnen Martii Ahtisaari abgelöst. Mc 


.Bride appellierte im November in ei- 


nem Interview des Südwestfunks an die 
Bundesrepublik, sich rechtzeitig darüber 
Gedanken zu machen, was mit den 
Deutschen geschehen solle, die nach der 
Unabhängigkeit Namibia verlassen wol- 
len. Er stellte fest, daß die Deutschen 
zwar auch nach der Unabhängigkeit in 
Namibia willkommen sein würden, daß 
sie aber Land an die Schwarzen abgeben 
und sich den veränderten Bedingungen 
eines unabhängigen afrikanischen Staates 
anpassen müßten. (Ähnlich wie in La- 
teinamerika sind auch in Namibia viele 
Auslandsdeutsche ausgesprochen rassis- 
tisch, wenn nicht offen faschistisch ein- 
gestellt, so daß diese Anpassung in den 
meisten Fällen höchst schwierig sein 
dürfte.) 

Die Äußerungen McBrides wurden in 
Bonn heftig kritisiert. Man solle doch 
die Vertreibung von Menschen nicht 
herbeireden. Anstatt der Forderung der 
SWAPO nachzukommen, das deutsche 
Konsulat in Windhuk zu schließen, um 
den Prozeß der Unabhängigkeit zu be- 
schleunigen, behauptet das Auswärtige 
Amt einfach, die Äußerungen des UNO- 
Kommissars seien für die Unabhängig- 
keit wenig förderlich und liefen auch 
den politischen Bestrebungen der 
SWAPO entgegen. 


Im Verborgenen hat das BRD-Konsulat 
in Windhuk gleichwohl begonnen, die 
Deutschen in Namibia zu registrieren. 
Die Namibia-Politik der Bundesregie- 
rung ist also real bestimmt einerseits von . 
dem Bemühen, die Privilegien und Pro- 
fite der deutschstämmigen Siedler und 
Firmen so lange wie möglich zu verteidi- 
gen, andererseits von der Gewißheit, daß 
sie sich wegen des entschlossenen Unab- 
hängigkeitskampfes der SWAPO nicht 
ewig werden verteidigen lassen. Beteue- 
rungen, die BRD-Regierung unterstütze 
die Bestrebungen der Afrikaner Nami- 
bias um Gleichberechtigung und Unab- 
hängigkeit, sind offensichtlich Lippen- 
bekenntnisse. 


Die Situation der SWAPO 


SZ 22.10., 28.10., 23.12.76/ AK Dez. 
76/ NZZ 19.12.,29.12.76/ FR 21.12.76 


Als Antwort auf die Abwiegelungsstra- 
tegie Vorsters versucht die SWAPO, den 
bewaffneten Kampf zu verstärken. Sie 
bemüht sich um eine bessere Bewaffnung 
und ist zu diesem Zweck in Verhandlun- 
gen mit den „sozialistischen Staaten” 
getreten. Der SWAPO-Vorsitzende Sam 
Nujoma hat zu demselben Zweck Kuba 


besucht. 


Der Guerilla-Kampf der SWAPO konzen- 
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OFFENER BRIEF 


Anden . 
DGB-Bundesvorstand 
4000 Düsseldorf 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Vorstand des Internationalen Bundes 
Freier Gewerkschaften (IBFG) beschloß 
auf seiner Sitzung vom 25.11.1976 ein- 
stimmig, die Woche ab Montag, dem 17. 
Januar 1977, für eine gemeinsame gewerk- 
schaftliche Protestaktion gegen das süd- 
afrikanische Apartheidsregime vorzusehen. 
Er stelite fest, daß diese Aktion umfassen 
soll: „‚Großveranstaltungen, Presse-, Rund- 
funk- und Fernsehinterviews mit afrikani- 
schen Persönlichkeiten aus der Republik 
Südafrika, Verbreitung von Informations- 
material und industrielle Aktionen zum 
Zeichen des Protests gegen das Apartheids- 
regime.” Ferner beschloß der IBFG, daß 
diese Aktion einschließen soll: „Die Nicht- 
abfertigung von südafrikanischen Flugzeu- 
gen und Schiffen sowie ein Boykott des 
Ladens und Löschens von Waren nach oder 
aus Südafrika.” Er empfahl außerdem, daß 
ein „totaler Konsumentenboykott für die- 
selbe Woche überlegt werden soll.” 

(Aus: ‘Circuler No 56/1976 des IBFG) 


Der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) 
hat diesem Beschluß — nach ursprünglicher 
Ablehnung — zugestimmt. Wie wir in Er- 
fahrung bringen konnten, beschränkt er sich 
bei der Durchführung dieser Aktions- und 
Boykottwoche allerdings darauf, eine Presse- 


konferenz am 19.1.1977 in Bonn abzuhalten. 


Auf alle übrigen vorgesehenen Aktionsfor- 
men verzichtet der DGB. Dies erscheint 

uns vollkommen unzureichend, um dem 
Anliegen des Beschlusses nachzukommen. 
Wir haben den Eindruck, daß der DGB sich 
— nachdem er dem Beschluß nur zögernd zu- 
gestimmt hat — nun mit möglichst wenig 
Aufsehen aus einer Angelegenheit davon- 
schleichen will, die er politisch nicht ernst- 
haft unterstützt. 


“ Wir fragen deshalb den DGB-Vorstand: 


— Unterstützt der DGB tatsächlich den 
Beschluß des IBFG, eine Boykottwoche 
gegen Südafrika durchzuführen? 


— Wie gedenkt der DGB den Kampf der 
südafrikanischen Arbeiter um ihre Rech- 
te und ein menschenwürdiges Leben 
konkret zu unterstützen? 


In Südafrika leben knapp 25 Millionen Men- 
schen; etwa 4 Millionen Weiße, 18 Millionen 
Afrikaner, sowie Mischlinge und Asiaten. 
Die weiße Minderheit unterdrückt die afrika- 
nische Mehrheit wirtschaftlich, politisch und 
militärisch . 


triert sich bisher im wesentlichen auf 


den Norden des Landes und hier wieder 
besonders auf das Ovambo-Gebiet. Bei _ 
den Ovambos hat die SWAPO traditio- 
nellerweise ihre Hauptbasis. Durch den 
Sieg der MPLA in Angola fällt es der 
SWAPO heute wesentlich leichter als 
früher, ihre Kader auszubilden und ihren 
Nachschub zu sichern. Nachdem die 
SWAPO früher ‚hauptsächlich mit der 
UNITA zusammengearbeitet hatte, ist 
sie neuerdings ein enges Bündnis mit der 
MPLA eingegangen. Die MPLA-Regie- 

“ rung unterstützt die SWAPO nach Kräf- 
ten. 

Das Bündnis mit der MPLA bringt aber 
auch Schwierigkeiten für die SWAPO 


77 % der Afrikaner haben ein EINKOMMEN 
UNTER DER ARMUTSGRENZE! Ihr mo- 
natlicher Lohn liegt im Durchschnitt bei 55 
Rand (etwa 140,— DM), während er bei 
den Weißen bei 500 Rand liegt. (Angaben 
des südafrikanischen Instituts für Rassenbe- 
ziehungen; in ‘Survey’ 1974) Für die gleiche 
Arbeit erhält ein Afrikaner bei gleicher 
Qualifikation einen Lohn, der wesentlich 
unter dem des weißen Kollegen liegt. 
Internationale Firmen und Konzerne, viele 
davon aus der Bundesrepublik Deutschland 
profitieren von diesen für sie günstigen Be- 
dingungen, die ihnen der Apartheidsstaat 
bietet. Sie zahlen Löhne weit unter dem 
Existenzminimum. Eine LISTE DEUTSCHER 
FIRMEN ergab, daß AEG 68 % seiner 
schwarzen Belegschaft Löhne unter dem 
Existenzminimum bezahlte. Bei BASF wa- 
ren es 55 %, Bei Daimier-Benz 70 %, Farb- 
werke Hoechst 65 %, bei Bayer mindestens 
55 % genauso wie im Volkswagenwerk. 
(Diese Liste wurde von der SPD-Bundes- 
tagsabgeordneten Frau L. von Bothmer zu- 
sammengestellt. Stichtag: 31. Januar 1973). 


Um Höchstgewinne zu erzielen, nuten diese 
Firmen die Lage der Afrikaner aus, denen 
das Wahlrecht, die Organisationsfreiheit, 
die Pressefreiheit und andere Grundrechte 
vorenthalten werden. Afrikanische Organi- 
sationen, die für politische und wirtschaft- 
liche Gleichberechtigung aller Süd- 
afrikaner eintreten, sind entweder verbo- 
ten oder können nicht arbeiten. „Afrika- 
nische Gewerkschaften sind nicht verboten, 
aber es ist faktisch unmöglich, daß sie tätig 
werden.” (Aus einem Interview mit dem 
Generalsekretär der südafrikanischen Ge- 
werkschaften, Mark Shope, in: ‘Der Ge- 
werkschaftier’ 5/74) Nach einem 1953 ver- 
abschiedeten Gesetz können streikende 
Afrikaner mit einer hohen Geldstrafe 
belegt oder für 3 Jahre eingesperrt wer- 
den. Trotzdem erheben sich die schwarzen 
Südafrikaner, streiken für politische Rech- 
te, höhere Löhne und menschenwürdigere 
Arbeitsbedingungen. j 


Der Apartheidsstaat reagiert mit Gewalt. 


In dieser Situation kann der Widerstand 
gegen das südafrikanische Regime nur wirk- 
sam sein, wenn 


— er Maßnahmen umfaßt, die es materiell 
treffen. Moralische Apelle gegen die 
Apartheid bleiben unwirksam, weil die 
rassistische Unmoral des Vorster-Re- 
gimes die Funktion hat, materielle Vor- 
teile der herrschenden weißen Klasse 
und der ausländischen Firmen zu 
schützen. 


— Der Kampf der südafrikanischen Bevöike - 
rung gegen Elend und Entrechtung 
international unterstützt wird. Die Ar- 
beiter Südafrikas haben selbst keine 


mit sich: Die UNITA hat bei der Ovam- 
bo-Bevölkerung in Südangola immer 
noch einen gewissen Rückhalt. (Dies war 
auch der Grund für die Zusammen- 
arbeit zwischen SWAPO und UNITA.) 
Da die UNITA der SWAPO aber heute 
(eben wegen deren Bündnis mit der 
MPLA) den Kampf angesagt hat, scheint 
es zu Konflikten an der Basis zu kom- 
men. Die SWAPO betreibt angesichts 
solcher Probleme eine Politik, die be- 
wußt Stammesschranken zu überwinden 
versucht. Z.B. ist sie im Dezember 76 
aus dem Bündnis ‚Nationale Bewegung 
Namibias” (NNC) ausgetreten, das 
verschiedene namibische Afrikanerorga- 
nisationen umfaßt, mit der Begründung, 


faktische Möglichkeit, sich gewerkschaft- 
lich zu organisieren, um ihre berechtig- 
ten Interessen durchzusetzen. Die gro- 
Ben Konzerne arbeiten mit weltweiter 
Strategie an der Realisierung ihrer Ge- _ 
winne. Deshalb ist Solidarität mit dem 
Widerstand in Südafrika notwendig. 
„Wenn die Arbeiter bei Siemens oder im 
Volkswagenwerk verlangen, daß die 
afrikanischen Arbeiter in den Niederlas- 
sungen in Südafrika genauso behandelt 
werden wie die Arbeiter in Deutsch- 
land, dann würden sie uns in unserem 
Kampf um menschenwürdige Lohn- 

und Arbeitsbedingungen sehr heifen”. 
(nochmals aus dem Interview mit Mark 
EN in: „Der Gewerkschaftler’ 

5/ 74). 


— die internationale Unterstützung von den 
Werktätigen ausgeht. Die ausländischen 
Firmen, die dank des Vorster Regimes 
große Gewinne aus Südafrika holen, und 
die Regierungen der westlichen Länder, 
die die Interessen dieser Firmen zu ver- 
treten haben, können an einer Beseitigung 
der unterdrückerischen Verhältnisse in 
Südafrika allenfalls verbal interessiert sein. 
Es wäre falsch, im Widerstand gegen das 
Apartheid-Regime auf sie zu setzen. 


Der Beschluß des IBFG erfüllt diese drei Be- 
dingungen: er sieht materiell wirksame Ak- 
tionen (Streiks und Boykotte) vor, er ruft die 
Gewerkschaften aller Mitgliedsländer zur 
Beteiligung auf und er wendet sich in erster 
Linie an die Werktätigen und ihre Organisa- 
tionen und nicht an Regierungen oder an- 
dere staatliche Institutionen. Wir halten ihn 
deshalb für ein geeignetes Mittel; um konkre- 
te Solidarität mit der afrikanischen Bevölke- 
rung der Republik Südafrika zu üben. 


Wir wollen an dieser Stelle daran erinnern, 
daß Heinz O. Vetter vor einigen Jahren 
darauf hinwies, „daß ein gemeinsames Ge- 
genüber die Situation der deutschen Ge- 
werkschaftsbewegung mit der Lage der süd- 
afrikanischen Arbeiter immer verbindet. Es 
sind die gleichen Unternehmen, mit denen 
die deutschen Gewerkschaften hierzulande 
um jeden Pfennig Stundenlohn und um Mit- 
bestimmungsrechte kämpfen müssen, die 
dort den schwarzen Arbeitern Hungerlöhne 
zahlen und Gewerkschaftsrechte vorenthal- 
ten. 

Aktion Dritte Welt e.V. 


die Politik des Bündnispartners SVANU 
(South West Africa National Union) sei 
sehr an Stammesinteressen orientiert. 
Probleme für den Kampf der SWAPO 
ergeben sich auch daraus, daß die RSA 
ihre militärische Präsenz in Namibia er- 
heblich verstärkt und die Grenze zu An- 
gola in ein Schußfeld verwandelt hat. 
Außerdem werden entlang der angolani- 
schen Grenze vom Vorster-Regime Mili- 
tär- und Ausbildungscamps für die UNI- 
TA eingerichtet. Vorster hat bei der 
UNO den Antrag gestellt, diesen Basen 
der UNITA „Flüchtlingshilfe” zukom- 
men zu lassen. Das bedeutet, daß die 
UNO die angolanische Konterrevolution 


finanzieren soll. hpö 
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Aktionen: Dritte Welt — 


Handel 


Aufgrund der vorliegenden Zahlen über beteiligte Gruppen, 
Dritte-Welt-Läden und Umsatzhöhe der Aktion Dritte Welt- 
Handel (A3WH) läßt sich sagen, daß die A3WH und die ihr 
ähnlichen Aktionsformen in den letzten Jahren zur beherr- 
schenden Form entwicklungspolitischen Engagements von 
Jugendlichen in der Bundesrepublik geworden sind: Neben 
den Dritte Welt-Läden und ständigen Aktionsgruppen sind 
es vor allem die unzähligen konfessionellen Jugendgruppen, 
die auf Gemeindeebene den Verkauf von Dritte-Welt-Waren 
betreiben (auf die Ursachen dieser Verbreitung wird weiter 
unten eingegangen). 

Die Aktion Dritte Welt hatte schon seit längerem geplant, 
ihre Kritik an Dritte-Welt-Handels-Aktionen in den „blät- 
tern“ einmal ausführlicher darzulegen. Denn unsere Zeit- 
schrift will zu praktischer Solidarität mit dem Kampf der 
3. Welt um Freiheit und Unabhängigkeit anregen und gibt 
dazu Hinweise und Erfahrungsberichte aus der Solidaritäts- 
arbeit. 


Der erste Artikel soll vor allem eine Darstellung der Aktion 
Dritte Welt-Handel sein, verbunden mit einer kritischen Ein- 
schätzung ihrer Möglichkeiten, ihrer Theorie und Praxis 
durch einen „Insider“. Der Autor, Wolfgang Müller, ist Pä- 
dagogikstudent in Tübingen. Er arbeitet seit 1974 beim 
„Aktionszentrum Arme Welt e. V.“ in Tübingen, das einen. 
Dritte Welt-Laden betreibt. Er war 1975/76 Sprecher des 
Dachverbandes entwicklungspolitischer Aktionsgruppen in 
Baden-Württemberg, vom August 1975 bis Mai 1976 Mit- 
arbeiter der Regionalstelle Süd von Aktion Dritte Welt-Han- 
del und ist noch heute persönliches Mitglied der Aktion 
Dritte Welt-Handel. 
Der zweite Artikel soll die Kritik unserer Gruppe an Kon- 
Zepsion und Praxis der Aktion Dritte Welt-Handel darstel- 
en. 


Red. 


Handel zwischen Barmherzigkeit und Profit 


Zur Konzeption der Dritte-Welt-Handel-Aktionen am Bei- 
spiel der Aktion Dritte Welt Handel (e. V.) 
Wolfgang Müller 


Freizeithändler im Weihnachtsmarkt 

Inmitten der Sonderaktionen des Einzelhandels, mit denen 
dem im Weihnachtsrummel besonders ausgabefreudigen 
Bürger das Geld aus der Tasche gelockt werden soll, fielen 
auch im Advent 1976 Verkaufsaktionen besonderer Art 
auf. Mit Verkaufsständen in Kirchengemeinden, auf öffent- 
lichen Plätzen, bei Weihnachtsbazaren, mancherorts in eige- 
nen Läden, boten Freizeithändler Waren aus Entwicklungs- 
ländern und Informationen über die Probleme der Dritten 
Welt an. 

Ziel dieser Aktionen ist, unter dem Schlagwort ‚Hilfe durch 
Handel‘ konkrete Hilfe für Partner in Entwicklungsländern 
zu verbinden mit entwicklungspolitischer Bildungsarbeit 
hierzulande. \ 

In den letzten Jahren haben sie sich fest in der entwick- 
lungspolitischen Szene der Bundesrepublik etabliert. Die 
größte Organisation, die Aktion Dritte Welt Handel, belie- 
fert mehr als 1.500 Aktionsgruppen mit Waren und Infor- 
mationsmaterial, daneben gibt es über 50 mehr öder weni- 
ger ständig arbeitende Dritte-Welt-Läden. Die gesamten 
Verkaufsumsätze dürften zwischen vier und fünf Millionen 
D-Mark pro Jahr liegen (1). 

So bedeutsam sie von den Umsätzen, der Zahl der beteilig- 
ten Aktivisten, der Größe des angesprochenen Publikums 
her erscheinen, muß doch gefragt werden, welcher Stellen- 
wert den Dritte-Welt-Handel-Aktionen unter entwicklungs- 
politischen Gesichtspunkten zukommt. 


Am Beispiel der Aktion Dritte Welt Handel werden zu- 
nächst Entstehung, Ziele und Arbeit dieses originellen ent- 
wicklungspolitischen Ansatzes dargestellt. Gemessen an den 
von der Aktion selbst gestellten Zielen wird dann unter- 
sucht, was bisher erreicht worden ist und was nicht. 
Schließlich wird versucht, einige Voraussetzungen für eine 
Qualifizierung der Dritte-Welt-Handel-Aktionen aufzu- 
zeigen. 


1. Entstehung und Entwicklung der Aktion Dritte Welt 

Handel 

Kirchliche Jugendverbände starten eine Aktion 

Die Aktion Dritte Welt Handel wurde 1970 ins Leben geru- 

fen vom gemeinsamen entwicklungspolitischen Arbeitskreis 

der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend (AEJ) 

und des Bundes der deutschen katholischen Jugend (BDKJ). 

Sie sollte die mit dem ‚Friedensmarsch 1970‘ begonnene 

Arbeit fortsetzen und dessen entwicklungspolitische Forde- 

rungen sichtbar machen: 

— Unterstützung unterprivilegierter Gruppen in der Dritten 
Welt, 

— Öffnung der Märkte der Industrieländer für Produkte aus 
der Dritten Welt, 

— Einstellung einheimischer Produktion von Waren, die 
Entwicklungsländer billiger liefern können (2). 

Daneben stand im Hintergrund eine Kritik der kirchlichen 

Entwicklungshilfe, unter deren Einfluß sich das Bewußtsein 

der Bevölkerung von der Problematik der Dritten Welt auf 

das Hungerproblem fixiert habe. Da dies aber nur ein Teil- 

aspekt der Entwicklungsproblematik sei, wurde der Schluß 


gezogen: 
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„Aufgaben zukunftsweisender Bewußtseinsbildung auf 
dem Gebiet der Entwicklungspolitik heißt, Modelle ent- 
werfen, die Entwicklungspolitik darstellen als Problem 
der Weltwirtschaft, der Handels- und Zollpolitik, der 
Schaffung von Arbeitsplätzen in.der.3..Welt im Sinne 
einer Weltarbeitsteilung.‘“ (3) 

Entwicklungspolitisch engagierte Gruppen wurden aufge- 

fordert, in Form von Verkaufsausstellungen in der Vorweih- 

nachtszeit eine ‚Aktion Dritte Welt Handel‘ durchzuführen. 

Dazu besorgte der entwicklungspolitische Arbeitskreis der 

Jugendverbände von der holländischen ‚Stichting Ontwikke- 

lings-Samenwerking‘ (‚Stiftung Entwicklungs-Zusammenar- 

beit‘, S.O. S.) kunstgewerbliche Waren aus Entwicklungs- 
ländern. Die S. O. S., die bereits mehrjährige Erfahrung mit 
dem Import und Vertrieb solcher Waren hatte, habe die Wa- 
ren nach folgenden Kriterien eingekauft: 

1. „Produkte kleiner Genossenschaften“ ohne ausreichen- 
den Absatzmarkt im eigenen Land und ohne eigene Ab- 
satzmöglichkeiten auf dem europäischen Markt; 

2. Einkauf zu Preisen, ‚die den Herstellern wenigstens das 
Existenzminimum in ihrem Lande sichern“; 

3, auch bei billigeren und besseren Angeboten „werden kei- 
ne Waren gekauft von Industrie aus Privatbesitz‘‘(2). 

Damit waren die Grundlagen gelegt für die Aktion Dritte 

Welt Handel (im weiteren abgekürzt: A3WH) und ihre Kon- 

zeption. 

Festzuhalten bleibt noch, daß ganz zu Beginn die Aktion 

mit einer längerfristigen und einer politischen Perspektive 

geplant wurde: 
„Wenn die Aktion gut anläuft, können wir im nächsten 
Jahr durch eigene Importe das Sortiment verbreitern, ein 
eigenes Lager in der BRD einrichten und somit eine 
ständige Bewußtseinskampagne einrichten. (..... ) Mit 
dieser Aktion schaffen wir gleichzeitig eine Ausgangs- 
position um Willenskundgebungen zu entwicklungspoli- 
tischen Fragen auf einer breiten Basis zu sammeln und 
an die entsprechenden politischen und gesellschaftlichen 
Kräfte zu richten“ (4). 


Rasches Wachstum der Aktion 

Dieser anfängliche Optimismus schien sich zu bestätigen: 
bereits im ersten Herbst fanden 70 örtliche Aktionen statt, 
die Waren für 200.000 DM verkauften. 1971 waren es schon 
176 Gruppen, die 865.000 DM umsetzten. Im November 
1971 wurde bereits das dritte Auslieferungslager in der 
BRD in Betrieb genommen. Das sprunghafte Anwachsen 
von Aktionen und Umsätzen hat bis heute angehalten. Für 
1975 wurden ca. 1.500 beteiligte Gruppen angegeben, allein 
im zweiten Halbjahr wurden 2,9 Millionen DM umgesetzt. 
1976 fand eine weitere Steigerung statt (5). 

Dieser schnelle Expansionsprozeß erforderte eine fast stän- 
dige Anpassung der organisatorischen und vertriebstechni- 
schen Möglichkeiten an die wachsende Nachfrage der Grup- 
pen nach Informationsmaterial und vor allem nach Waren. 


Die Aktion organisiert sich 
Als Koordinierungsstelle bildete der entwicklungspolitische 
Arbeitskreis von AEJ und BDKJ 1971 einen Leitungskreis 


der A3WH, der zwei Jahre später um Vertreter der Aktions- 


gruppen erweitert wurde. Diese wurden von neu eingerich- 
teten Regionalkonferenzen gewählt, zu denen die Gruppen 
der jeweiligen Region zusammenkamen, die im abgelaufe- 
nen Jahr eine Verkaufsaktion durchgeführt hatten. Damit 
glaubte man, „eine Lösung gefunden (zu haben) für das 
‘Problem, die Aktionsgruppen einerseits unabhängig und 
dynamisch zu erhalten, ihnen aber andererseits ausreichen- 
de Möglichkeiten zur Mitbestimmung zu geben“(6). 


Daß die Mitbestimmung nicht besonders gut funktionierte, 
zeigte das Beispiel der Region Süd, wo die Regionalkonfe- 
renzen wieder einschliefen, nachdem einmal Vertreter in 
den Leitungskreis entsandt waren. Nach einer Wiederbele- 
bung mit drei Regionalkonferenzen von November ’75 bis 
Mai ’76 kam erneut die Flaute: im Herbst ’76 fielen nach- 
einander zwei Konferenzen mangels Masse aus. In anderen 
Regionen gab es ähnliche Fälle. 

Eine andere schwache Seite der Mitbestimmung in der 
-A3WH zeigt folgendes Zitat auf: die „gegenwärtige Struk- 
tru der A3WH ermöglicht nicht die gleichberechtigte Mit- 
bestimmung der Gruppen im Leitungskreis, die zwar ‚zah- 
lenmäßig‘ vorhanden, durch den Informationsvorsprung 
und die Verflechtung der Jugendfunktionäre mit ihrem Ver- 
band real nicht gegeben ist“ (7). 

Schon im Mai 1972 wurde der Beschluß gefaßt, einen ein- 
getragenen gemeinnützigen Verein zu gründen. Er wurde 
zwei Jahre später als ‚Aktion Dritte Welt Handel e. V.‘ ins 
Vereinsregister eingetragen. Die Aktionsgruppen waren an 
der Vereinsgründung nicht beteiligt, wenn man davon ab- 
sieht, daß ihre Vertreter im Leitungskreis mitabgestimmt 
haben (8). 


Mißlungene Kooperation mit S.O.S 
Parallel dazu wurde der ‚wirtschaftliche Arm‘ der A3WH 
ausgebaut. 1973 wurde eine deutsche Vertriebsfirma ge- 
gründet, die ‚Gesellschaft für Handel mit der Dritten Welt 
mbH‘. Sie war eine hundertprozentige Tochter der holländi- 
schen S.O. S., die vorhatte, ein multinationales Alternativ- 
handelsunternehmen aufzubauen. 
Für die A3WH erwies sich die S. O. S.-Tochter nicht als ge- 
fügig. Sehr bald nach der Gründung wurden schon Überle- 
gungen zu einer Trennung angestellt. 
Dazu teilte der Vorstand der A3WH e. V. nach erfolgter 
‚ Trennung den Aktionsgruppen mit: 
„Leitungskreis und Aktionsgruppen der A3WH waren 
mit Teilen der Geschäftspolitik der S. O. S. nicht voll 
einverstanden. Die Differenzen betrafen: a) den Stellen- 
wert der pädagogischen Arbeit; b) die Auswahl von Pro- 
jektpartnern; c) die Auswahl und Qualität der Waren; 
d) die Preisgestaltung; e) mangelnde Information über 
die Partner und ihre Situation und über die Preisgestal- 
tung; f) Partnerbetreuung und Beratung; g) Eigenimpor- 
te (der deutschen GmbH war es nicht gestattet, direkt 
aus Projekten zu importieren)“ (9). 
Hinter diesen vorsichtigen Formulierungen versteckte sich, 
daß die S.O. S. die A3WH nicht in der Geschäftspolitik 
mitreden ließ, nicht einmal bei ihrer deutschen Tochter, 
deren Gesellschafter immerhin vom Leitungskreis der 
A3WH gestellt wurden. 
Die Loslösung von der S. O. S. zog sich trotz dieser erheb- 
„lichen Einschränkungen, die die A3WH eher zum Filial- 
verwalter als zum Kooperationspartner der S.O. S. mach- 
ten, über Jahre hin. Ein Grund dafür war, daß die A3WH 
kein Kapital hatte, um eine eigene GmbH zu gründen. 


GmbH mit kirchlichem Geld gegründet 
Die A3WH suchte finanzkräftige Partner und fand sie in 
den Kirchen. Im Mai 1975 wird die ‚Gesellschaft zur För- 
derung der Partnerschaft mit der Dritten Welt mbH‘ gegrün- 
det; Gesellschafter wurden zunächst nur die A3WH e.V. 
und die (evangelische) ‚Arbeitsgemeinschaft Kirchliche Ent- 
wicklungsdienste‘, der Beitritt der (katholischen) Beschaf-. 
funggesellschaft mbH für kirchliche, caritative und soziale 
Vorhaben in Missionsgebieten und Entwicklungsländern‘ so- 
wie der ‚Arbeitsgemeinschaft Dritte Welt Läden e. V.‘ ver- 

* zögerte sich lediglich aus formalen Gründen. Die kirchlichen 


Gesellschafter erhielten einen größeren Anteil am Stammka- 
pital und damit die Stimmenmehrheit. Sie stellten außer- 
dem je ein Geschäftskapital von ca. einer halben Million DM 
zur Verfügung, das erforderlich war, damit die GmbH ihre 
Arbeit aufnehmen konnte. 


Neue GmbH weiterhin von S. O. S. abhängig 

Die Gesellschaft zur Förderung der Partnerschaft mit der 
Dritten Welt (im weiteren abgekürzt: GEPA) übernahm die 
deutschen Geschäfte der S. O. S.-Tochter. In einem Vertrag, 
der die Geschäftsübergabe und die künftige Kooperation 
mit der S. O. S. regelt, wurden der S.O. S. „Mindestabnah- 
megarantien gegeben, die sich für 1976 auf 80 %, für 1977 
auf 60 % und für 1978 auf 30 % des totalen Jahresumsat- 
zes“ (10) der GEPA belaufen. Das Warenangebot der GEPA 
wird also heute immer noch zum größten Teil von der 
S.0.S. geliefert. 

Der Organisierungsprozeß der A3WH ist vorläufig abge- 
schlossen. Er hat über Jahre hinweg einen großen Teil der 
personellen Kapazitäten der A3WH in Anspruch genom- 
men, d.h. praktisch von den eigentlichen Aufgaben der Bil- 
dungsarbeit abgezogen. Selbst wenn man mal absieht von 
noch bestehenden Differenzen zwischen A3WH e. V. und 
GEPA, ist aufgrund der Abhängigkeit von der $. O.S. bis 
heute noch nicht erreicht, daß die beiden Ziele der Aktion, 
Bildungsarbeit und ‚Hilfe durch Handel‘, unter entwick- 
lungspolitischen Gesichtspunkten aufeinander abgestimmt 
verfolgt werden. 


2. Grundlagen, Ziele und Methoden der A3WH . 

Obwohl sich in einer Reihe von Publikationen der A3WH 
verstreut Aussagen zu diesem Bereich finden, stütze ich 
mich in diesem Abschnitt im wesentlichen auf eine Broschü- 
re und zwei Faltblätter, die in der Informationsarbeit der 
A3WH aufgrund ihrer Verbreitung bisher die größte Rolle 
gespielt haben (14). 


Entwicklungspolitische Grundlagen der A3WH 

Die Broschüre „Entwicklung der Unterentwicklung“, die als 
Hintergrundinformation für Aktionsgruppen und interes- 
sierte Kunden schon seit einigen Jahren vertrieben wird, ist 
die einzige zusammenfassende Darstellung der Grundlagen, 
Ziele und Methoden der A3WH. 

Sie ist verständlich geschrieben und mit Grafiken, die stati- 
stische Fakten veranschaulichen, versehen. 

Bereits im ersten Teil, der Begriffe definiert und Erschei- 
nungsformen der Unterentwicklung darstellt, werden Ursa- 
chen der Unterentwicklung und Voraussetzungen ihrer 
Überwindung angesprochen. 

Der zweite Teil geht aus von der Feststellung, daß trotz 
aller Entwicklungshilfe die Kluft zwischen Arm und Reich 
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Organisationsübersicht A3WH (11) 

a) ‚Aktion Dritte Welt Handel e. V.‘, gemeinnütziger Verein; 
Mitgliederversammlung: 8 Vertreter des entwicklungspoliti- 
schen Arbeitskreises von AEJ/BDKJ (kirchliche Jugendver- 
bände) und 8 Vertreter der Regionalkonferenzen (Nord, 
West, Mitte, Süd) sind stimmberechtigt; daneben 20 weitere 
Mitglieder, Mitarbeiter, ständige Gäste ohne Stimmrecht; 
Vorstand: (z. Z.) 2 Hauptamtliche der Bundesgeschäftsstel- 
len von AEJ und BDK]J als 1. und 2. Vorsitzende, 3 Regional- 
vertreter als Schatzmeister und Beisitzer; Geschäftsstelle in 
Frankfurt (dem Vorstand unterstellt): z. Z. 1 Bundesreferen- 
tin, 1 Sekretärin, 1 Praktikantin, eine Stelle für den 2. Bil- 
dungsreferenten, gleichzeitig Geschäftsführer, ist ausgeschrie- 
ben; Regionalkonferenzen: Treffen der Aktionsgruppen der 
Regionen, wählen Vertreter in die Mitgliederversammlung: 
Finanzen: Etat 1976 223.000 DM, davon kirchliche Zu- 
schüsse 120.000 DM, Eigenleistungen: a) Spenden/Druck- 
kostenanteile der Gruppen 10.000 DM, b) Erstattungen/ 
Zuschüsse der GEPA 63.000 DM (12); 

b) ‚Gesellschaft zur Förderung der Partnerschaft mit der 
Dritten Welt mbH, (GEEA), Import- und Vertriebsfirma, 

z. T. auch Einzelhändler; Grundkapital: 38.000 DM; Ge- 


sellschaftsr Lin Klammern Anteile am Grundkapital): Aktion 
Dritte Weit Handel e V. (9.000 DM), Arbeitsgemeinschaft. 
ritte Welt Läden e. V. (9.000 DM), Arbeitsgemeinschaft 


Kirchliche Entwicklu sdienste (evangelisch) (10.000 DM), 


Beschäffungsgesellschaft mbH für kirchliche, caritative und 


soziale Vorhaben in Missionsgebieten und Entwicklungs-. 

. ländern- (katholisch) (10.000 DM); Stimmverteilung in der 
Gesellschafterversammlung entsprechend den Kapitalantei- 
len; Geschäftsführung und Zentrallager in Wuppertal, Regio- 
nallager in Wuppertal, Frankfurt, Stuttgart, Saarbrücken 
(Kooperation mit Dritte-Welt-Laden) und Rendsburg (Ko- 
operation mit Diakonischem Werk); Mitarbeiter: ca. 24; 
Umsatz: 1975 (Juli bis Dezember) 2,9 Millionen DM, 1976 
(grobe Schätzung) ca. 4 bis 5 Millionen DM (13); 


immer größer wird. Um dies zu verstehen, sei es notwendig, 
die Ursachen der Unterentwicklung zu kennen: 

„Einer der wesentlichsten Faktoren ist der Kolonialismius, 
der im vorigen Jahrhundert ganz unverblümt dazu einge- 
setzt wurde, die Reichtümer der südlichen Kontinente aus- 
zuplündern und die dortigen Länder in eine solche Abhän- 
gigkeit von ihren Kolonialherren zu bringen, daß ihnen eine 
selbständige Existenz auf lange Zeit wirtschaftlich und poli- 
tisch unmöglich wurde“ (15). 

Nach Befreiung und Dekolonisierung sei den meisten Ent- 
wicklungsländern keine andere Wahl geblieben, als frem- 
de Hilfe in Anspruch zu nehmen und sich in neue Abhän- 
gikeit zu begeben, anstatt „sich der Machtausübung der rei- 
chen Länder zu verschließen und einen eigenen Weg zur 
Entwicklung zu suchen“ (16). 

Somit blieb die Macht der Kolonialherren aufrechterhal- 
ten. Neben anderen Mitteln (Imperialismuspolitik, Rassis- 
mus, Niederschlagung von Befreiungsbewegungen, Durch- 
setzung wirtschaftlicher Interessen durch militärischen Ein- 
satz, Waffenlieferung in Spannungsgebiete) ist „das freie 
Spiel der Kräfte im Welthandel die sublimste Methode der 
Herrschaftsausübung und den meisten, die von diesem Sy- 
stem profitieren, noch nicht einmal bewußt“ (16). 

Es wird dann aufgezeigt, wie diese freie Marktwirtschaft 
der Theorie nach funktionieren sollte, praktisch aber „nicht 
zum Ausgleich, sondern zur Konzentration von Kapital und 
Wirtschaftsmacht“ führe (16). 

Die Situation der Entwicklungsländer wird gekennzeichnet 
durch ihre Rolle als Rohstofflieferanten und Absatzmärkte 
für Industriegüter der Industrieländer, die Verschlechterung 
ihrer Austauschbedingungen (terms of trade) und ihren 
sinkenden Anteil am Welthandel. Als weitere benachteili- 
gende Marktmechanismen werden Zölle und Luxussteuern 
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für tropische Produkte und Zölle für Halb- und Fertigfabri- 
kate genannt. 
Ein dritter Teil zeigt die Rolle der in den meisten Ländern 
herrschenden nationalen Eliten auf, die mit den neokoloni- 
alen Ausbeutern zusammenarbeiten. Dabei wird wieder auf 
die Grundlegung dieser Strukturen durch den Kolonialismus 
und die Rolle ausländischer Mächte, besonders den USA, 
bei ihrer Erhaltung eingegangen. Demgegenüber steht die 
Machtlosigkeit der Bevölkerung: 
„90 % der Bevölkerung in den Entwicklungsländern ha- 
ben keinen Einfluß auf die politischen und gesellschaft- 
lichen Verhältnisse, in denen sie leben‘ (17). 


Vor diesem Hintergrund wird der Schluß gezogen, daß 

„Entwicklungshilfe nur da sinnvoll ist, wo sie mit Struktur- 

veränderungen verbunden ist“ (17). 

Durch Vergabe von Zuschüssen und Kapitalkrediten seien 

die Probleme nicht zu lösen: 
„Will man auf der Basis des gegenwärtigen Weltwirt- 
schaftssystems weiterarbeiten, kommen eigentlich nur 
weltweite Abkommen zur Marktregulierung in Frage“ 
N. 

Nach kurzer Darstellung von UNCTAD und GATT, die in 

diese Richtungen arbeiteten, werden die Forderungen der 

Entwicklungsländer den Absichten der Industrieländer ge- 

genübergestellt und zusammengestellt, was notwendig wäre: 

— Schaffung eines neuen Weltwährungssystems 

— Freier Zugang der Entwicklungsländer zu allen Messen 
in den Industrieländern 

— Beseitigung nicht-tarifärer Handelshermmnisse 

— Zustimmung des GATT zu Vereinbarungen über Roh- 
stoffabkommen, die den Entwicklungsländern Absatz- 
chancen sichern (18). 

Schließlich wird noch eingegangen auf die Menschenrechte, 

deren Durchsetzung Ziel von Strukturveränderungen sein 

müsse. Wobei Strukturveränderungen notwendigerweise 

auch Umverteilung von Macht und auch Strukturverände- 

rungen in den Industrieländern bedeuten. Solche 
„Strukturveränderungen könnten entstehen, wenn die 
Forderungen der Entwicklungsländer verwirklicht wür- 
den. Erst dann könnten Waren aus Entwicklungsländern 
preiswert und in genügender Anzahl auf die kaufkräfti- 
gen Märkte der Industrieländer kommen — zum Vorteil 
der Verbraucher“ (19). 

Auf der Grundlage dieser Analyse werden Ziele und Strate- 

gie der A3WH ausführlich dargestellt. Dieser letzte Teil der 

Broschüre wurde auch als Faltblatt Interessenten, Aktions- 

gruppen und Käufern als Erstinformation angeboten. 


Ziele der Aktion Dritte Welt Handel 

Im Faltblatt wird die Zielsetzung differenziert im Hinblick 

auf Käufer (a), Aktionsgruppen (b) und Produzenten (c). 

a) „Durch den Verkauf von kunstgewerblichen Waren und 
Konsumgütern soll ein Bewußtmachungsprozeß ausgelöst 
werden, indem die Käufer mit dieser Ware Informatio- 
nen über die Ursachen der Unterentwicklung in der Drit- 
ten Welt und die Benachteiligung der Entwicklungslän- 
der im Welthandel erhalten“(20). 

b) Die den Verkauf organisierenden „Gruppen werden als 
Multiplikatoren im Bildungsprozeß angesehen“ (20). Sie 
werden, „um einen Bildungs- und Bewußtmachungspro- 
zeß auszulösen, sich selbst über die Fragen (. . ) des Welt- 
handels informieren (... ), die Ursachen der Unterent- 
wicklung in der Dritten Welt analysieren. Die daraus ge- 
wonnenen Erkenntnisse sollen als Information (.. ) an 
die Bevölkerung weitergegeben werden“ (21). 

c) „Die Partner in der Dritten Welt werden durch die 
Aktion ermutigt, sich zu Selbsthilfegruppen, Kooperati- 


ven, Produktionsgenossenschaften zusammenzuschlie- 
ßen. Nur von solchen Herstellern werden Waren über- 
nommen (... ), die im Entwicklungsland schwer abzuset- 
zen sind. Dadurch können den Herstellern Preise und 
Abnahmegarantien gegeben werden, die fast immer über 
den dort von gewerbsmäßigen Ankäufern gezahlten Prei- 
sen liegen. (.. ) Die Produzenten müssen langsam an die 
europäischen Marktbedingungen herangeführt werden 
mit dem Ziel, sie selbständig und stark zu machen, daß 
sie für den europäischen Markt produzieren können“ 
(20). 


Methode der Bildungsarbeit 

Die A3WH stellt sich dar als Modell, das zwar nicht die Sa- 
che selbst durchsetzen kann, die es darstellen will, das aber 
„über den Effekt der Bewußtseinsbildung Kräfte auslösen 
(kann), die um vieles größer und wirksamer sind als das Mo- 


dell selbst“ (22). 


Was Bewußtseinsbildung ist, wird nicht definiert. Stattdes- 
sen wird indirekt Bezug genommen auf das Konzept der 
‚conszientizacao‘ Paolo Freire’s. Seit er diesen Begriff 
geprägt habe, könne man „über Bewußtseinsbildung nicht 
mehr so unproblematisch reden, als sei jede Vermittlung 
neuer Daten und Wissensinhalte schon Bewußtseinsbildung 
im entwicklungspolitisch notwendigen Sinn“ (23). 

Leider ist die A3WH mit diesem Bezug auf Freire weit da- 

von entfernt, seine Methode der Bewußtseinsbildung zu re- 

flektieren und in ihre eigene Praxis umzusetzen. Daß sie das 
bis heute nicht getan hat, ist wahrscheinlich darauf zurück 
zu führen, daß ihre Mitarbeiter und Aktivisten in ihrer Pra- 
xis keine Zeit fanden, eine pädagogisch fundierte Methode 
für die A3WH zu erarbeiten. 

In „Ziel und Strategie“ wird die Methode der Bildungsar- 

beit so vorgestellt: 

1. „Bewußtseinsbildung muß da einsetzen, so unsere Kon- 
sumgewohnheiten, unsere Wirtschaftsinteressen, unsere 
politischen Lieblingsideen darauf abgeklopft werden, in- 
wieweit sie entwicklungsfeindlich sind“ (20). 

2. Da diese Bewußtmachung auf unbewußten Widerstand 
stoße, wird ein „Abholeffekt“ gebraucht: „Wir benutzen 
das Konsumbedürfnis, das Kaufinteresse als Anknüp- 
fungspunkt“. Der Käufer „will über Herkunftsland, 
Herstellungsmethoden usw. Auskunft haben. Ihm wer- 
den keine Informationen aufgedrängt, er fordert sie“. 
Dies sei der „Ansatz für ein Gespräch oder für die Lektü- 
re eines ‚Begleitschreibens‘ zu den gekauften Artikeln“ 
(20). 

3. Daneben werden auch ‚politische Waren‘ (Kaffee, Tee) 
angeboten, die mit politischen Aktionen verbunden wer- 
den: „Der Käufer wird zu einer konkreten politischen 
Handlung aufgefordert, etwa im Rahmen der internatio- 
nalen UNCTAD-Kampagne seine Unterschrift für die 
Forderungen zu geben ...“ (20). 

Obwohl diese Aussagen an ‘vielen Stellen der Erläuterung 

bedürften, ergeben sie insgesamt das Bild einer in sich ge- 

schlossenen Konzeption, die ich im folgenden versuche, 
systematisch zusammenzufassen. Dabei berücksichtige ich 
bewußt nicht das neue Faltblatt „A3WH — ein entwick- 
lungspolitisches Modell“, weil es keine neuen Aussagen zu 
diesem Bereich bringt und die Gültigkeit von „Ziel und 

Strategie“ durch die weitere Verbreitung der Broschüre be- 

legt wird. 


Zusammenfassung: die Konzeption der A3WH 

a) Die Konzeption der A3WH geht aus von der Grundfor- 
derung: Integration der_Entwi Än_einen 
freien Weltmarkt, der durch noch zu schaffende Markt- 
regulierungen ihnen gerechtere Bedingungen bietet als 


derzeit. 
b) Strategisches Ziel sind Strukturveränderungen in:der.: 
Dritten Welt und in den Industrieländern. 
c) Taktische Ziele sind: 
1. in der Dritten Welt soll durch Unterstützung von 
Produktionsgemeinschaften punktuell geholfen wer- 


den „das strat ee ie Ziel zu ‚sıteichen. 


"BRD. die Einsicht in. die. Notwendigkeit non Stnuk, 
turveränderungen und die Bereitschaft dazu geweckt 
. und vergrößert.werden.. 
d) Der Handel ‚mit Waren aus Entwicklungsländern soll 
We del sein 
e) Die Methode der Unterstützung von Produzenten in der 
Dritten Welt besteht in Absatz- und Exportförderung. 
f) Die Methode der Bildungsarbeit in der BRD besteht in 
l. einem ‚Informationseffekt‘, bei dem Käufern Infor- 
mationen über Waren, Produzenten und Handelsprob- 
leme vermittelt werden; 
2. einem ‚Politisierungseffekt‘, bei dem Käufer zu po- 
litischem Handeln aufgefordert werden. 


Neue Selbstdarstellung der A3WH 

Die A3WH hat 1975 das schon erwähnte Faltblatt mit völ- 
lig neuem Text herausgegeben. Es ist die derzeitig gültige 
Selbstdarstellung der A3WH, sein Text wird deshalb im 
Anhang gedruckt. Ich will hier nur auf einige Punkte des 
Textes eingehen, die mir symptomatisch dafür zu sein schei- 
nen, daß die A3WH die einmal begonnene relativ klare Kon- 
zeptformulierung nicht konsequent weitergeführt, sondern 
eher durch Kompromisse und Wunschdenken ersetzt hat. 
Auffallendster Unterschied zu „Ziel und Strategie“ ist, daß 
die A3WH nicht mehr als Vorhaben dargestellt wird, pro- 
grammatische Aussagen fast völlig fehlen. Stattdessen wer- 
den Hintergründe und Entstehung der Aktion aufgezeigt, 
wobei die Entwicklung der nun bestehenden Organisationen 
zu kurz kommt (,„... entstanden fest Import- und Ver- 
triebsorganisationen“ (24) ). Daß dies kein harmonisch im 
"luftleeren Raum von selbst ablaufender Prozeß war, wurde 
im 1. Kapitel gezeigt. 

In den dürftigen Aussagen zu den Zielen taucht die seit Be- 


ginn der Aktion immer wieder behauptete Priorität des Bil- , 


dungszieles auf (,,.... erstes Ziel die entwicklungspolitische 

Bildung . .“ ), wird aber gleich darauf wieder zurückgenom- 

men, 

Statt Aussagen zu den Methoden der Bildungsarbeit wird 

vorgestellt, was die A3WH bestehenden Gruppen zu bieten 

hat: . 

— Vereinen und Verbänden die ‚Möglichkeit, etwas Kon- 
kretes zu tun für die Dritte Welt, das einen Bildungs- 
wert(..)hat.“ 

— Kirchengemeinden die Gelegenheit, ‚ihre Weltverant- 
wortung zu verstehen, einzuüben und zu feiern.“ 

— Schulklassen ein Modell, das „nicht nur Information 
anhand von konkreten Dingen, sondern auch Motivation 
zum eigenen Engagement vermittelt.“ 

Um zu belegen, daß der Verkaufswert solcher einmaliger 

Aktionen nicht zu unterschätzen sei, wird der Vergleich 

mit us-amerikanischen Firmen nicht gescheut, die diese 

„hochmoderne Verkaufsart‘ erfolgreich in der BRD be- 

treiben. Zu der dann folgenden lapidaren Feststellung; auch 

der „bewußtseinsbildende Effekt dieses Bildungssystems“ 
dürfe nicht unterschätzt werden, fehlt leider ein entspre- 
chender Vergleich. 

Das erweckt den Eindruck, als.ob.der Verkauf als solcher. 

bereits bewußtseinsbildende. Effekte habe, ohne daß gesagt 


wird worin diese Effekte bestehen. 
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Die Aussagen bezüglich der Partner in der Dritten Welt sind 
ebenfalls dürftig und ungenau. In drei Absätzen”Werden 
Schwierigkeiten und Gefahren, die der Export für die Part- 
ner mit sich bringen könne, angedeutet (Schaffung neuer _ 
Abhängigkeiten, Exportproduktion statt Produktion für 


eigene Bedürfnisse, Schwächung des Handwerks durch 
Großaufträge). Statt diese problematischen Implikationen - 
des Konzeptes, die wohl in der Importpraxis deutlich ge- 
worden sind, selbstkritisch zu verarbeiten, wird zu einer 
Entschuldigung gegriffen: A3WH stecke noch in der An- 
fangsphase, in der Fehler gemacht werden; Beanstandun- 
gen seitens der Partner sind nicht zu erwarten, da sie selbst 
„alle in der Experimentierphase“ sind. 

Neue Vorstellungen werden vorgetragen zum Verhältnis 
der A3WH zu den (meist von ihr unabhängigen) Dritte-Welt 


Läden. Sie werden „Weltmärkte“ genannt und geradezu 


als Idealform entwicklungspolitischer Bildungsarbeit darge- 
stellt. Dabei werden ohne Hinweis auf eventuell auftreten- 
de praktische Probleme Charakteristika der „Weltmärkte“ 
aneinander gereiht, als ob sie nur Filialen eines straff ge- 
führten Unternehmens wären, die wie ein Ei dem anderen 
gleichen (25). 


Die Aktion Dritte Welt Handel am Rande des 
Katholikentages in Mönchengladbach 


Die A3WH hat Großes vor mit den „Weltmärkten“, Sie sol- 
len „eine Art Skelettstruktur der Organisation auf Bundes- 
ebene bilden (... ), während die Aktionsgruppen die Mus- 
kulatur und das Nervensystem sein würden.“ 
Wie hoch dieses Ideal schwebt, ist jedem klar, der weiß, wie 
an; mangelhaft bisher die Kooperation zwischen A3WH.und 
schen GEPA und Ladenverein über die Kooperation bei Im- 
porten, auch ist ein gemeinsames Informationsblatt von 
A3WH e. V., GEPA und Ladenverein geplant. Insgesamt 
aber ist das Verhältnis zwischen den Läden und den A3WH 
bislang mehr dadurch bestimmt, daß viele Läden zu_ den. _ 
heftigsten Kritikern von A3WH und GEPA gehören, sowohl 
bezüglich der Informationsarheit als auch besonders bezüg- 
lich der Preisgestaltung und -transparenz, des Warenange- . 
bots und der Projektpartnerauswahl (26). 
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Ein 
entwicklungs- 
politisches 


Modell 


In den letzten Jahren haben mehr und mehr Menschen 

in den westlichen Ländern ihre Verantwortung für die 
Unterentwicklung der „Dritten Welt“ erkannt. Dabei kommt 
deutlicher als zuvor der Kolonialismus als eine der Ur- 
sachen der Unterentwicklung ins Rampenlicht. Doch der 
Kolonialismus ist nicht tot. Der Neokolonialismus unserer 
Zeit erst zeigt, wie sehr sich der Westen zum „Herrn der 
Welt“ gemacht hat. Neu ist nur, daß eine wachsende Zahl 
unserer Mitmenschen dies durchschaut. \ 

In diese Entwicklung hinein gehört der Schlachtruf „Handel 
statt Hilfe“. Die Unterentwicklung rührt teilweise von den 
niedrigen Preisen her, die von den unternehmerischen 
westlichen Ländern den Rohstofflieferanten gezahlt werden. 
Die Erhöhung der Ölpreise hat erstmals gezeigt, wie sehr 
unsere Wohlfahrt auf solche Leistungen gebaut ist. Sobald 
Entwicklungsiänder anfangen, ihre Rohstoffe selbst zu ver- 
arbeiten und zu exportieren, wird der Import solcher Fer- 
tigwaren in westlichen Ländern von Zöllen erschwert. Am 
Welthandel kann deshalb klar gemacht werden, worum es 
in der Entwicklungspolitik wirklich geht. Die Entwicklungs- 
länder werden von den entwickelten Ländern zum eigenen 
Vorteil unterentwickelt gehalten. Wer sich nicht fügt, kann 
mit Repressalien rechnen. 


Macht und Ohnmacht der Konsumenten 


Der Gedanke, den ungerechten Welthandel als entwick- 
lungspolitisches Bildungsmodell konkret darzustellen, 
stammt aus den Niederlanden. Die bekannte Rohrzucker- 
aktion verdeutlichte am Beispiel Zucker den Käufern, daß 
der damals billige Rohrzucker, von dem Unzählige in den 
Entwicklungsländern leben müssen, verteuert auf unseren 
Tisch kam, weil er hoch verzolit werden mußte. Unser 
Rübenzucker dagegen, Produkt unserer eigenen ange- 
schlagenen Landwirtschaft, wird durch Subventionen ver- 
billigt. Eine weitere Aktion heißt Aluschok. Anhand der 
Rohstoffe Aluminium und Kakao wird die Wirkung von 
Zolischranken erklärt. Auch durch Boykotte wird. das Publi- 
kum auf entwicklungspolitische Fragen aufmerksam ge- 
macht. Die Outspan-Aktion richtet sich gegen die südafri- 
kanische Apartheitspolitik, im konkreten Fall gegen die 
Ausbeutung billiger schwarzer Arbeitskräfte auf den von 

“ Weißen geführten Orangenplantagen. Erfahrene Aktivisten 

machen sich wenig Illusion über den wirtschaftlichen Effekt 
solcher Aktionen. Umsatzmäßig schlagen sich die verschie- 
denen Aktionen kaum in großen Zahlen nieder. Tatsächlich 
haben diese Aktionen mehr bewußtseinsbildenden als wirt- 
schaftlichen Wert. Daß man aber auch das letzte nicht ganz 
unterschätzen sollte, wurde sichtbar, als das Angola- 
Komitee die niederländische Bevölkerung aufrief, die Kaffee- 
Firmen, die sich weigerten, auf den von ihnen importierten 
Angola-Kaffee zu verzichten, zu boykottieren. Auch die 
größte Firma mußte schließlich die Waffen strecken. Sie 
konnte es sich wirtschaftlich nicht leisten, die schätzungs- 
weise 5-10 °/o der Hausfrauen, die diesen Boykott befolgen 
würden, an andere Kaffeemarken oder überhaupt zu ver- 
lieren. 


Alternativer Handel 


' Etwa zur selben Zeit stießen viele Entwicklungsprojekte 


auf die Schwierigkeit, daß sie ihre für den einheimischen 
Markt oder für Touristen produzierten handwerklichen oder 
kunstgewerblichen Waren nicht verkaufen konnten. Gruppen 
in Europa, die persönliche Verbindung zu Mitarbeitern 

in solchen Projekten hatten, fingen an, diese Waren zu im- 
portieren und im Bekanntenkreis zu vertreiben. Diese 
Gruppen lernten durch ihre direkten Beziehungen die 
Problematik des Welthandels mit seinen handelspolitischen, 
bürokratischen und technischen Hindernissen kennen — ein 
Lernprozeß von hohem Wert. Als sich djese Arbeit als er- 
folgreich erwies, entstanden feste Import- und Vertriebs- 
organisationen. Die in Europa aufkommende Nostalgie- 
Welle, die Abwendung von der Kunststoffkultur förderte 
den Trend zu natürlichen, handwerklichen und fantasie- 
reichen Produkten. .».». « 


Aktion Dritte Welt Handel e.V. 


Aktion Dritte Welt Handel ist an der Basis gewachsen und 
wird von der Basis getragen. Obwohl die evangelische und 
katholische Jugend weiterhin als Träger fungieren und auch 
die kirchlichen Hilfswerke ihr Interesse aufrecht erhalten, 
ist die Aktion keine kirchliche Organisation. Sie ist aber 
weiter im Vorfeld der Kirchen tätig. Die Aktionsgruppen 
konstituieren sich aus den breitesten Bevölkerungsgruppen, 
und das Publikum, das sie ansprechen, läßt sich in keiner 
Weise eingrenzen. Von Anfang an hat A3WH einen eigenen, 
originären Kurs gesteuert. Sie hat als erstes Ziel die ent- 
wicklungspolitische Bildung für ein breites Publikum, ge- 
tragen von Aktionsgruppen verschiedenster Art. Den Kon- 
takt mit den Partnern in den Entwicklungsländern sieht 

sie als „horizontal“, d.h. von Basis zu Basis. Der Verkauf 
von Waren ist für sie nicht nur symbolisch oder modellhaft; 
sie glaubt, ihren Partnern gegenüber unpartnerschaftlich 
zu verfahren, wenn sie deren Produktionsanstrengungen 
nicht den wirtschaftlichen und sachlichen Wert geben 
würde, die diese als solche haben. Bildung und Verkauf 
gehen Hand in Hand. 


Weltmarkt am Ort 


In den letzten Jahren sind in der Bundesrepublik mancher- 
orts feste Läden entstanden, die auf gemeinnütziger Basis 
Waren aus der Dritten Welt verkaufen. Nicht alle gingen 
direkt aus der Aktion Dritte Welt Handel hervor. Die ver- 
schiedenen Läden schlossen sich zur Arbeitsgemeinschaft 
der Dritte-Welt-Läden zusammen. Die Aktion Dritte Welt 


Handel betrachtet es als eine ihrer dringendsten Aufgaben, 
diese Läden zu fördern. 

Ein „Weltmarkt“ ist eine ständige Organisation auf frei- 
williger Basis, die entwicklungspolitische Bildungsarbeit 
anhand des Verkaufes von Waren aus der Dritten Welt an- 
strebt. Sie ist gemeinnützig und verwendet Profite aus dem 


"Verkauf für die eigene Bildungsarbeit und für entwick- 


lungs-politische Projekte in der Dritten Welt. Die Bildung 
eines Kernes von ständigen Mitarbeitern ist erstes Nahziel 
der Arbeit. Über solche Multiplikatoren will man so breit 
wie möglich an das Publikum herankommen. Ein fester 
Laden ist Verkaufs- und Bildungszentrum, es wird aber 
auch angestrebt, auf den Markt, in Schulen, in Verbänden, 
Gemeinden usw. zu gehen. Das Gespräch wird höher be- 
wertet als der bloße Verkauf. Umsatzzahlen sind nur 
sekundär in der Bewertung der Erfolge der Aktivitäten. 
Der A3WH schwebt das Ideal vor, daß solche Weltmärkte 
eine Art Skelettstruktur der Organisation auf Bundesebene 
bilden werden, während die Aktionsgruppen die Muskulatur 
und das Nervensystem sein würden. Diese organische 
Struktur würde ein Maximum an Stabilität in einer äußerst 
flexiblen und dynamischen Organisation garantieren. ..,... 


Gesellschaft zur Förderung der Partnerschaft 
mit der Dritten Welt e.V. 


Die „GEPA“ importiert für die Aktionsgruppen und Dritte- 
Welt-Läden und besorgt den Postversand. Sie vermittelt 
auch gestandene Genossenschaften in der Dritten Welt an 
den Normalhandel. Ihre Partner in der Dritten Welt sind 
gemeinnützige Produktionsgemeinschaften, gerade in den 
schwierigen Anfangsphasen. In verschiedenen Ländern 
existieren heutzutage regionale und nationale Zusammen- 
schlüsse solcher Organisationen, die mit der GEPA als 
Partner zusammenarbeiten. Nicht nur Projekte die durch 
„Brot für die Welt“ und „Misereor“ gefördert werden, 
sondern alle förderungswürdigen werden als Partner 
betrachtet. 


Aktion und Bildung, 


Bestehende Vereine und ‘/erbände sehen in der A3WH 
eine Möglichkeit, etwas Kc ıkretes für die Dritte Welt zu tun, 
das einen Bildungswert für die Mitglieder, aber auch für 
ein breites Publikum hat. Si» können ihre eigenen Pro- 
gramme aufstellen und können befristete und gezielte 
Aktionen durchführen. Weil vı2le Partner der A3WH in der 
Dritten Welt aus ähnlichen Bereichen stammen wie die 
beteiligten Organisationen in der Bundesrepublik, ver- 
knüpfen sich solche Aktionen leicht mit den eigenen Zie- 
len und Methoden. 

Dasselbe gilt von evangelischen und katholischen Ge- 
meinden. In einigen Fällen haben solche Gemeinden die 
Initiative zu einem „Weltmarkt“ ergriffen. Konfirmanden- 
gruppen greifen gerne zur A3WH, um ihre Weltverantwort- 
lichkeit zu verstehen, einzuüben und zu feiern. Ernte- 
dankgottesdienste, Familien- und Kindergottesdienste, 
Weihnachtsbazare, Fastenaktion und „Brot für die Welt“ 
bieten eine fast endiose Reihe von Möglichkeiten, Produkte 
aus der Dritten Weit einzusetzen, Kontakte mit Partnern 
dort zu verlebendigen und entwicklungspolitische, kulturelle, 
und missiologische Fragen anzusprechen. Die Feier der 
Dritten-Welt-Partnerschaft ist schon fest eingebürgert in 
verschiedenen Gottesdienstformen. 

Das Umsteilen des eingefahrenen Einbahnverkehrs 
Westen — Dritte Welt in einen Gegenverkehr kann im 
„Weltmarkt“ am Ort durchgespielt werden. 

Schulklassen behandeln heutzutage immer mehr die 
Entwicklungsproblematik in Verbindung mit dem einen 
oder anderen Fach oder in einem Gesamtprojekt. Aktion 
Dritte Welt Handel bietet ein Modell, das den Jugendlichen 
nicht nur Information anhand von konkreten Dingen, son- 
dern auch Motivation zum eigenen Engagement vermittelt. 
Ganze Schulen führen ähnliche Aktionen großen Stils durch, 
mit Ausstellung, Unterrichtsstunden, Filmen und Verkaufs- 
aktionen. 

Man sollte den Verkaufswert solcher einmaligen Aktionen 
nicht unterschätzen. Es handelt sich um eine hochmoderne 
Verkaufsart, die von einigen großen amerikanischen 
Firmen mit bestem Erfolg in der Bundesrepublik betrieben 
wird (Party — Verkauf über Bekanntenkreise). Auch darf 
der bewußtseinsbildende Wert dieses Bildungssystems nicht 
unterschätzt werden. 

Daß die festen Aktionsgruppen der A3WH hier an letzter 
Stelle aufgeführt werden, liegt nicht an deren Bedeutung. 
Chronologisch stehen meistens ad- hoc-Aktionen am An- 
fang, woraus sich in erstaunlich vielen Fällen eine feste 
Gruppe herauskristallisiert. Es sind diese festen Gruppen, 
die die Regionalkonferenzen der’ A3WH bilden, aus denen 
Mitglieder in den eingetragenen Verein A3WH delegiert 
werden. 
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Anliegen der Partner 


Die Aktion Dritte Welt Handel will die Interessen der 
Partner in der Dritten Welt vertreten. Ihnen ist daran 
gelegen, zur Selbsthilfe zu kommen. Das bringt eine Reihe 
von Bedingungen mit sich, an die A3WH sich zu halten 
hat. Daß dies nicht leicht ist, braucht nicht betont zu wer- 
den. Die A3WH ist noch in der Einarbeitungs-Phase, in 
der Fehler gemacht werden. Die letzten, die diese Fehler 
beanstanden werden, sind die Partner in der Dritten Welt. 
Sie stecken alle in der Experimentierphase und bitten 
ihrerseits um Geduld. Sie setzen eine solche Geduld auch 
bei uns voraus. 

In keinem Fall sollte der AB3WH-Verkauf die Partner in ein 
neues Abhängigkeitsverhältnis führen. Dies gilt besonders 
für Produkte, die nur für den Export angefertigt werden. 
Wenn sie nicht einheimisch, sondern auf modische Be- 
dürfnisse im Westen hin entwickelt sind, bleiben sie wirt- 
schaftlich äußerst empfindlich. Auch Monokulturen wie 
Kaffee, Tee, suchen nach langfristiger Planung. Es geht 
an erster Stelle darüm, Partnern, die sonst nie auf den 
Markt gelangen könnten, diese Chance zu bieten. Damit 
ist ihnen aber auf längere Sicht nicht unbedingt geholfen. 
Vielleicht müßten solche Partner allmählich auf andere 
Produkte umstellen. Der Spielraum dazu müßte Ihnen ge- 
boten werden. 

So dürften auch Partner, die in einer Notlage auf Export 
angewiesen sind, nicht darauf festgelegt werden. In 
manchen Fällen handelt es sich um Produkte, die der 
eigenen Bevölkerung an erster Stelle zustehen; dabei ist 
nicht nur an Agrarprodukte zu denken, sondern auch an 
das Kunstgewerbe. Die reichen Länder dürften nicht (nun 
auch über A3WH) die armen Länder ihrer Reichtümer be- 
rauben, auch nicht gegen Bezahlung. Besonders in diesem 
Bereich muß partnerschaftlich ausgehandelt werden, welche 
Rolle (begrenzter) Export und Erwerb harter Devisen in 
der Seibsthilfe der Partner spielen. 

Kunstgewerbe ist in den traditionellen Gesellschaften 
gleicherweise Konsumgut und Kunstprodukt. Obwohl es 
oft ziemlich stereotyp geworden ist, vergegenwärtigt es 
Kulturwerte, die auch für uns von Bedeutung sind. Es stirbt 
jetzt schnell aus und wird bald nur noch in unseren Museen 
zu finden sein. Die A3WH hat weder die Aufgabe, unsere 
Häuser zu Museen zu machen, noch durch Großaufträge 
das Handwerk qualitativ zu schwächen. 


Welche Entwicklung? 


Wer sich ernsthaft und systematisch mit der Aktion Dritte 
Welt Handel beschäftigt, kann nicht umhin, mindestens 
einen Teil der Unterentwicklung der übergroßen Mehrzahl 
der Menschheit auf den Egoismus (etabliert, strukturiert, 
bewaffnet, mechanisiert) der reichen Völker des Westens 
zurückzuführen. Er wird sich damit beschäftigen müssen, 
wie man die herrschende Mentalität und die Strukturen 
zugunsten einer Weltgerechtigkeit ändern kann. Er wird 
bei sich selbst anfangen müssen und sich seiner unmittel- 
baren Umwelt zuwenden, konkret und geduldig kleine 
Schritte tun. Jeder Schritt führt zu einer neuen Dimension 
der Gesamtfrage. Die Verzahnung zwischen unserer Welt 
und der Dritten Welt wird allmählich klarer und fester. 
Wer selber solche Schritte getan hat, kann auch die „revo- 
lutionäre Geduld“ aufbringen, die für die radikale, wenn 
möglich gewaltlose Mentalitäts- und Strukturwandlung als 
notwendig gesehen und gebraucht wird. Er wird auch Ver- 
ständnis haben für die verschiedenen Entwicklungsstufen, 
die ein jeder durchmachen muß, der solche Schritte tun 
will. Eine größere Flexibilität bei den anzuwendenden 
Methoden und ein hartnäckiges Festhalten an einer zielge- 
richteten Strategie gehen dann Hand in Hand. Bei allem 
Ernst, der der Sache angemessen ist, fehleri der Humor 
und die Freude nicht. Die Arbeit mit schönen und nützlichen 
Produkten, die Begegnung mit gleichgesinnten Menschen, 
die Verbindungen zu anderen Gesellschaften schaffen 
diese Freude und machen Mut zur Weiterarbeit. 
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3. Die Aktivisten der A3WH 

Projektpartner 

Derzeit liefert die GEPA Waren von rund 50 Herstellern aus 

über 20 Ländern Asiens, Lateinamerikas und Afrikas (27). 

Die Importe werden bei mehr als der Hälfte der Partner 

noch von der S. O. S. abgewickelt. 

Zu den meisten Projekten liegen sehr wenig Informationen 

vor, so daß es schwer ist, sich einen Überblick zu verschaf- 

fen. Der Gesamteindruck aus den vorliegenden Projektbe- 
schreibungen läßt sich so zusammenfassen: 

1. der größte Teil der Projekte steht in Verbindung und/ 
oder wird geführt von (meist kirchlichen) Entwicklungs- 
heifern, anderen kirchlichen Organisationen oder Missio- 
naren; 

2. bei den wenigsten Projekten sind Produktion und/oder 
Vermarktung genossenschaftlich oder ähnlich organisiert ; 

3. fast alle Projekte haben als Zielsetzung die Beschaffung 
und/oder Erhaltung von Arbeitsplätzen und/oder den 
Absatz von Kunsthandwerksprodukten für benachteilig- 
te Gruppen oder Behinderte; 

4. viele Projekte aaben keinerlet Zusammenhang mit-Ent- 
wicklungsbemühungen, die über .die materielle -Besser- 


Unter 22 von der GEPA direkt betreuten Herstellern kön- 


nen lediglich 5 als solche bezeichnet werden, die auf die 


ein oder andere Weise mit Strukturveränderungen was zu 


tun haben, wobei auch das im einzelnen noch umstritten 
sein dürfte (28). 


Warenangebot 

| Das Warenangebot der GEPA umfaßt derzeit über 560 Ar- 

| tikel, außer Kaffee und Tee ausschließlich. kunstgewerbli- 

| brauchswert haben (29). 

“ Die meisten Waren können eingeordnet werden in die Kate- 
gorie billige Geschenkartikel (30). 
Fast alle von der GEPA angebotenen Waren unterliegen kei- 
nen Einfuhrbeschränkungen und können zollfrei eingeführt 

‚ werden (31). 

; Leider liegen über die Umsatzanteile der verschiedenen Wa- 

tengruppen keine Zahlen vor, so daß hier keine genaueren 

\ Angaben möglich sind. 


Wirtschaftliche Bedeutung der A3WH 

Welche Rolle der Handel mit A3WH und ähnlichen Organi- 
sationen spielt, kann im einzelnen hier nicht untersucht 
werden. Aus den Partnerbeschreibungen ergibt sich zumin- 
dest für einige Projekte eine sehr starke Abhängigkeit vom 
sog. Alternativhandel. 

Der Anteil der A3WH/GEPA am Kunsthandwerkhandel in 
der BRD ist, selbst wenn man diesen Teil ihres Umsatzes 
mit 5 Mio. DM im Jahr hoch ansetzt, relativ gering: die Ein- 
fuhren kunsthandwerklicher Waren aus Entwicklungslän- 
dern beliefen sich 1974 auf über 389 Mio. DM. 

Der Kunsthandwerkhandel selbst spielt i im Handel der BRD 
mit den Entwicklungsländern nur eine untergeordnete Rol- 
le. Die angegebene Summe für 1974 machte nur 8,4 % der 
Einfuhren von Fertigwaren und nur 0,97 % der Gesamtein- 
fuhren aus Entwicklungsländern aus (34). 


Projekt- und Wareninformationen 

Die A3WH hat zu keiner Zeit den Aktionsgruppen Informa- 
‚tionen über alle von ihr vertriebenen Waren und ihre Her- 
steller geliefert. Projektinformationen für Käufer lagen bis- 
her nur in zwei Handzetteln der Anfangszeit und später in 
Faltblättern zu Kaffee und Tee vor. Nach relativ guten An- 
fängen (die Faltblätter von 1970/71 stellen m. E. das beste 


Informationsmaterial dar, das die A3WH produziert hat) 
wurden dann lediglich Projektinformationen, die spärlich 
von der S.O.S. kamen, an die Gruppen weitergegeben; dies 
sehr unvollständig, unregelmäßig und in zu geringen Aufla- 
gen, so daß vermutet werden kann, daß in den Jahren 1972 
bis 1974 die Masse der Aktionsgruppen Aktionen ohne In- 
formation über die Projekte durchgeführt haben. 1975 än- 
derte sich das nur wenig, da eine für den Herbst angekündig- 
te Werkmappe für Aktionsgruppen erst im Dezember er- 
schien; die enthaltenen 17 Projektbeschreibungen (weniger 
als die Hälfte der Projekte) kamen für die meisten Gruppen 
zu spät, um bei den vorweihnachtlichen Aktionen einge- 
setzt zu werden. Im vergangenen Jahr wurden zwei weitere 
Partnerbeschreibungen im Gruppenrundbrief der A3WH 
abgedruckt. Im Dezember erschienen dann ca. 30 Projekt- 
beschreibungen, zum Teil lediglich Neuauflagen schon be- 
stehender. 

Die Gruppen sollen diese Partnerinformationen nicht an die 
Käufer weitergeben, sondern sich selbst etwas einfallen las- 
sen, in welcher Weise sie an den Kunden weitergegeben wer- 
den können (32). Wieviele das tatsächlich getan haben, ist 
nicht bekannt. 


Beratung der Gruppen 

Zu persönlicher Beratung der Gruppen war die A3WH bis- 
her schon allein aufgrund ihrer personellen Kapazitäten 
(bis 1976 nur eineinhalb pädagogische Mitarbeiter) kaum in 
der Lage (33). Das den Gruppen angebotene schriftliche 
Material mit Hilfen und Hinweisen für die Durchführung 
von Aktionen war am Anfang gut, beschränkte sich dann 
lange Zeit lediglich auf technische Aspekte. Mit Herausgabe 
des Gruppenrundbriefes und der Werkmappe wurde.das. in 
den letzten beiden Jahren erheblich verbessert... 


Hintergrundmaterial 

Lange Zeit lag als einziges Hintergrundmaterial die Broschü- 
re „Entwicklung der Unterentwicklung“ vor. Daneben wur- 
de den Gruppen empfohlen, Material von den kirchlichen 
Hilfsdiensten und anderen Entwicklungshilfeinstitutionen 
zu benutzen, z. T. wurde es in den Regionalstellen ausge- 
legt. Ende 1975 erschienen drei weitere Broschüren: „Tee — 
Schicksal für Millionen“, eine ausführliche Beschreibung 
zweier Partner in Tansania und Sri Lanka, von denen die 
GEPA Tee importiert: „Die Indianer Mittelamerikas‘‘, eine 
recht mangelhafte Darstellung der Situation der Indios, bei 
der man sich fragt, was sie mit Dritte-Welt-Handel zu tun 
hat; „Sparen für die Freiheit‘, eine gut lesbar geschriebene 
Darstellung des Aufbaus einer Spargenossenschaft in Afrika 
durch einen maßgeblich am Projekt beteiligten Missionar. 


Verkaufswerbung 

Die A3WH hat zudem eine Reihe von Plakaten herausgege- 
ben, die in erster Linie als Werbeträger und zur Dekoration 
von Verkaufsständen dienen. Kaffee- und Tee-Faltblätter 
sind zusammen mit der GEPA herausgegeben worden, bei 
dem Teefaltblatt und dem dazu passenden Plakat, ist der 
Versuch, Werbung und Information miteinander zu verbin- 
den, bisher am besten gelungen. 


4. Was hat die A3WH erreicht? 

Selbst gesteckte Ziele nicht erreicht 

Als Gesamteindruck aus dem bisher Dargestellten ergibt 

sich, daß die Aktion Dritte Welt Handel bisher die von ihr 

selbst gestellten Ansprüche nicht oder nur sehr unvollstän- 

dig eingelöst hat. 

— Die Unterstützung von Produzenten in der Dritten Welt 
ist insgesamt von sehr geringem Umfang — unbeschadet 


des sicher gegebenen direkten Nutzens für die Beteilig- 
ten. 


Die. Unterstützung der Produzenten hat _insgesamt kei- 


nen erkennbaren Zusammenhang mit Strukturverände- 
rungen in der Dritten Welt. 


‘Der Handei der A3WH kann nur sehr eingeschränkt als 


Modell für einen gerechten Welthandel angesehen wer- 
den, da das Warenangebot insgesamt weder für den tat- 


sächlichen Handel zwischen Entwicklungsländern und 
Industrieländern noch für die existierenden Handelsre- 
striktionen repräsentativ ist. 

Die Bildungsarbeit der A3WH hat wohl kaum dazu bei- 
getragen, die Einsicht der bundesdeutschen Bevölkerung 
in die Notwendigkeit von Strukturveränderungen zu 
erhöhen, _ 

Die Bildungsarbeit ist von der A3WH bisher — vor al- 
lem im Vergleich zur Steigerung der wirtschaftlichen 
Aktivitäten — stark vernachlässigt worden. 
Die Versorgung der als ‚Multiplikatoren‘ angesehenen 
Aktionsgruppen mit Informationsmaterial war äußerst 
mangelhaft. 
Ein ‚Informationseffekt‘ ist bei den Kunden insgesamt 
bisher wohl kaum erreicht worden. 

Von einem ‚Politisierungseffekt‘, der von der Aktion aus- 
gehen soll, kann zumindest bei den Käufern bisher kei- 
ne Rede sein. 

Eine politische Funktion hat die A3WH bisher in nen- 
nenswertem Umfang nicht erfüllt (35). 


Als Gründe für dieses Scheitern der A3WH erscheinen mir 
vor allem folgende wichtig zu sein: 


1. 


die Vernachlässigung der entwicklungspolitischen Dis- 
kussion und die entsprechende Überprüfung und Weiter- 
entwicklung von Positionen und Forderungen. 


. der Verzicht auf die Ausarbeitung einer fundierten Me- . 


thode. 


. der Verzicht auf Evaluation, d. h. Überprüfung der wirt- 


schaftlichen wie der. pädagogischen Arbeit und ihrer 
Ergebnisse an den gesteckten Zielen (36). 


. die nicht gelungene Organisation der A3WH als Aktions- 


gruppenbewegung. 


Aktion, 


. Was erreicht wurde 
Was die A3WH m. E. unbestreitbar geleistet hat, läßt sich 
wie folgt zusammenfassen: 
‚ — sie hat eine relativ große Zahl von Menschen aktiviert, 


etwas für die Dritte Welt zu tun, sei es als aktiv Beteilig- 
te bei Verkaufsaktionen, sei es als Käufer; 

bei einem Teil der Käufer, deren Kaufmotivation insge- 
samt einer karikativen Einstellung gegenüber der Drit- 
ten Welt entspringt (37), wie auch bei einem Teil der 
Aktiven kann ein ‚bewußtseinsbildender Effekt‘ in dem 
Sinne vermutet werden, daß die sog. ‚Spendenmentali- 
tät“ abgebaut wurde, 

bei einem Teil der Gruppen hat die A3WH einen kriti- 
schen Lernprozeß in Gang gesetzt, der sich daran able- 
sen läßt, daß viele der aus A3WH-Aktionen hervorge- 
gangenen dauerhaft arbeitenden Gruppen heute ver- 
suchen, entwicklungspolitisch qualifizierte Arbeit zu 
leisten als die A3WH, mit unterschiedlichem Erfolg; 
bei vielen dürfte dieser Lernprozeß dazu geführt ha- 
ben, sich vom Dritte-Welt-Handel zurückzuziehen; 


für die kirchliche Entwicklungshilfe hat die A3WH 
eine Institution zur Modernisierung ihrer Arbeit ge- 
s "affen, die in der Lage ist, die Nachbetreuung von 
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Projekten nach dem Motto ‚Hilfe durch Handel‘ zu 
übernehmen, bzw. notwendiger Partner für Entwick- 
lungsprojekte neuen Typs zu werden. 
Ob dies ausreicht, die Arbeit von A3WH zu legitimieren, 
hängt vom Standpunkt ab, den jemand einnimmt. 
Ich halte die A3WH für einen interessanten Versuch, die 
Problematik der Entwicklungsländer und unserer Bezie- 
hungen als führender Industriestaat zu ihnen einem rela- 


‚tiv großen Teil der Bevölkerung nahezubringen und zu 


problematisieren. Ich halte den Versuch bisher allerdings 
unterm Strich für mißlungen, 

Unter welchen Gesichtspunkten die Arbeit der A3WH 
meines Ermessens qualifiziert werden müßte, um ent- 
wicklungspolitisch relevant zu werden, wird im letzten 
Kapitel skizziert. 


Frauen in weit abgelegenen Gebieten im nördlichen 
Kenia flechten Körbe, die über „Cottage Industries“, 
eine Einrichtung des protestantischen „Nationalen 
" Christenrates“ vertrieben werden. 


5. Grundlagen einer Qualifizierung der A3WH 

Warum entwicklungspolitische Bildungsarbeit in der BRD? 
Eine schlüssige Begründung, weshalb hierzulande ‚Erzie-_ 
hung zur Entwicklungsverantwortung‘ notwendig ist, st, hat 
der indische Wirtschaftswissenschaftler Samuel L. Parmar 
in einem Vortrag vor Mitarbeitern evangelischer Bildungs- 
arbeit gegeben (39). Seine Argumentation, die ich im fol- 
genden zusammengefaßt wiedergebe, scheint mir geeignet, 
als Grundlage für eine Konzeptüberprüfung der A3WH zu 
dienen. 


Parmars Argumente: 

1. „Unterentwicklung besteht aufgrund der sozialen, wirt- 
schaftlichen und politischen Verhältnisse in einer Ge- 
sellschaft“ (40). 

2. „Das Problem kann nur gelöst werden, wenn neue Ver- 
hältnisse geschaffen werden ( ..) auf der Basis größe- 
rer Gleichheit, größerer Gerechtigkeit und größerer 
Möglichkeiten für die Armen und Ausgebeuteten, an 
wirtschaftlichen und politischen Entscheidungen teil- 
zuhaben“ (40). 

3. „Ungerechte Verhältnisse herrschen weitgehend auch in 
den Beziehungen zwischen den industrialisierten Län- 
dern und der Dritten Welt vor“, die an „Armut und 
Elend in den Entwicklungsländern mit verantwortlich“ 
sind (41). 
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4. „Deshalb müssen auch die Beziehungen zwischen armen 
und reichen Ländern geändert und mehr Gleichheit und 
weniger Ungleichheit geschaffen werden“ (41). 

5. Dies zu akzeptieren, bedeutet, „daß Ihre Gesellschaft 
(BRD, W.M. ) ebensosehr Erziehung zur Entwicklungs- 
verantwortung braucht wie unsere Gesellschaft (Indien, 
W.M.)“ (41). 

6. Die Beispiele der Rüstungsexporte i in die Dritte Welt 
in Entwicklungsländern zeigen: „es ‚gibt ; so viel Unge- 
rechtigkeiten in den internationalen wirtschaftlichen _ 
und politischen Beziehungen, die in den reichen Gesell- 
schaften ihren Anfang haben, daß Sie gegen diese Kräf- 


te in ihrer eigenen Gesellschaft kämpfen müssen“ (42). 


7. „Aber, wenn Sie über eine neue Wirtschaftsordnung spre- 


chen, über eine neue internationale Arbeitsverteilung 
und bessere Absatzbedingungen für Waren aus der Drit- 
ten Welt, dann müssen Veränderungen nicht.nur.in.der 
Art und Weise des Welthandels, sondern auch in der in- 
ternen Produktion stattfinden“ (41). 

8. „.. dazu wird politisches Engagement nötig sein, nicht 
nur das Ansammeln von Informationen und das Wecken 
des öffentlichen Bewußtseins“ (42). 

Sicherlich wird diese Begründung Parmar’s von den Aktivi- 

sten der Dritte-Weit-Handels-Bewegung fast ausnahmslos 

akzeptiert. Ehrlicherweise müßte aber wohl Ratlosigkeit 
zugegeben werden, wenn es um die Frage geht, wie man so 
was macht. 


Schwieriges Thema Welthandel und Weltwirtschaft 
Der Ansatz der A3WH, Welthandels- und -wirtschaftsfragen 


zum Hauptthema ihrer Bildungsarbeit zu machen, ist grund- 


sätzlich richtig, da die Beziehungen zwischen Industrielän- 
dern und der Dritten Welt in erster Linie von diesem Be- 
reich bestimmt werden. 

Es erscheint mir aber unumgänglich, die Verschiedenartig- 
keit der Entwicklungsländer, ihrer wirtschaftlichen, sozia- 
len und politischen Verhältnisse wie ihrer. Beziehungen zu 
‚den‘ Industrieländern allgemein und der Bundesrepublik 
im Besonderen stärker als bisher in der Arbeit zu berück- 

‚ sichtigen. Das bedeutet einen erheblich größen Aufwand 
und größere Sorgfalt zu verwenden auf die Erstellung von 
Informationsmaterial für die Bildungsarbeit. 

Das Thema ist derart kompliziert und vielschichtig, daß mit 
oberflächlichen Analysen und kurzschlüssigen Verallgemei- 
nerungen bestehende Vorurteile und Unkenntnis über die 
Problematik der Dritten Welt eher bestätigt als abgebaut 
werden (43). 


Auseinandersetzung um Neue Weltwirtschaftsordnung 

Für unumgänglich halte ich auch, daß die A3WH die aktu- 
ellen Auseinandersetzungen und Bemühungen um eine Re- 
form des Weltwirtschafts- und handelssystems stärker in 
ihre Bildungsarbeit einbezieht. Aufgrund der großen Be- 
deutung dieser Auseinandersetzung für die weitere Ent- 
wicklung vieler Länder der Dritten Welt wie auch mancher 
Industriestaaten wie die BRD, müßte dies eigentlich selbst- 
verständlich sein (44). Dabei wäre es wünschenswert, wenn 


die A3WH nicht einfach sich die Forderungen und Entwick- 


lungsländer etwa auf unctad IV zu eigen machen und sich 
politisch zu ihren Fürsprechern machen würde. Vielmehr 
meine ich, daß sie sich kritisch damit befassen sollte, wel- 
che Entwicklung damit angestrebt wird und wer davon pro- 
fitieren wird, Dies ist im Ansatz geschehen beim unctad- 
Seminar im April 1976 in Bad Boll, dessen Teilnehmer die 
unctad-Forderungen bewerteten als „Versuch der Entwick- 
lungsländer, geschlossen ihre Interessen gegenüber den In- 


dustrieländern durchzusetzen. Aus diesem Grund sind die 
Forderungen zu unterstützen. Jedoch bezweifeln die Semi- 


. narteilnehmer, daß die Forderungen realisierbar sind und 


daß, selbst bei ihrer Verwirklichung, die Grundprobleme 
der Entwicklungsländer (damit) gelöst werden. Dieses 
Programm (das ‚Integrierte Rohstoffprogramm‘) stützt sich‘ 
ausschließlich auf wirtschaftliche Gegebenheiten. Überle- 
gungen, die die soziale Schichtung und machtpolitische Än- 
derungen zwischen diesen Schichten sowie die Auswirkun- 
gen des Rohstoffprogramms auf sie berücksichtigen, wer- 
den nicht durchgeführt“ (45). 


‚Abkoppelung und selektive Kooperation‘ als neues Bezugs- 
modell der A3WH? 

Das der A3WH-Konzeption zugrunde liegende Entwick- . 
lungsmodell der Integration der Entwicklungsländer in den 
Weltmarkt könnte durch solche kritischen Überlegungen 
in Frage gestellt werden. Auf dem erwähnten Seminar wur- 
den denn auch konsequenter Weise Alternativen zu diesem 
Entwicklungsmodell diskutiert, die mit dem weitgehenden 
Scheitern der Internationalen Entwicklungsstrategie zuneh- 
mend Aktualität gewinnen (46), Durch die weite Verbrei- 
tung von Rudolf Strahms Werkbuch „Überentwicklung — 
Unterentwicklung“ in Kreisen der Aktionsgruppen müßte 
die dort kurz dargestellte ‚Disengagement-Strategie‘ weit- 
hin bekannt sein (47). 

Ausformuliert als Strategie der ‚Abkoppelung und selekti- 
ven Kooperation‘ heißt dies, daß die E 

sich aus den für sie nachteiligen. Wirtschaftsbeziehungen- 


zu den Industriemächten lösen, mehr untereinander koope- 


zieren, eine selbständige Entwicklung auf der Grundlage 


eigener Ressourcen betreiben und nur dort ‚selektiv‘ mit 
den Industieländern kooperieren, wo sie ihre Interessen 
durchsetzen können oder wo es übergangsweise. noch un. 
Bezugsrahmen für die Arbeit der Dritte-Welt- Handel-Aktio- 
nen werden und würde dann die Devise ‚Hilfe durch Han- 
del‘ wesentlich differenzieren müssen. Ein Ansatz dazu wur- 
de gemacht von dem erwähnten Seminar in Bad Boll, das 
vor dem Hintergrund der Kritik an den unctad-Forderun- 
gen und der Disengagement-Strategie ‚Thesen zur selekti- 
ven Handelsförderung‘ erarbeitet hat (49). 


Dialog mit den Partnern ausbauen 
Eine solche als ‚selektive Handelsförderung verstandene Ar- 
beit müßte sich allerdings vielmehr als das bisher bei der 


A3WH geschieht, auf einen Dialog mit den Partnern in 
der Dritten Welt einlassen. Ein Partner der A3WH aus der 
Dritten Welt, der dem Alternativhandels-Konzept kritisch 


gegenübersteht, sagte mir zu diesem Problem: „Erforder- 


. lich ist ein wesentlich näherer Kontakt mit den Gruppen 


oder Organisationen in der Dritten Welt, bei dem Informa- 
tionen ausgetauscht werden und die beiderseitigen Entwick- 
lungsvorstellungen und Ziele diskutiert werden. Wenn auf- 
grund eines solchen Dialogs sich die Alternativhandelsgrup- 
pe.hier mit den Zielen und Vorstellungen der Gruppe dort 


“ identifizieren kann, und umgekehrt, dann kann gemeinsam 


überlegt werden, auf weiche Weise eine Unterstützung sinn- 
voll und möglich ist. Das kann in konkreten Fällen durch- 
aus Vermarktung von Produkten der Gruppe sein, daneben 
gibt es aber vielfach andere Wege der Unterstützung, die ef- 
fektiver sind“ (50). 

Obwohl im Zusammenhang des Zitats nicht von ‚selektiver 
Handelsförderung’die Rede war, macht es doch, daß ein 
wirklicher Dialog aus mehr bestehen muß, als das Suchen 
nach Partnern, die vordergründig dem Interesse am Import 
von kunsthandwerklichen und anderen Waren entgegen- 
kommen. 


Fundierte Methode erforderlich 

Der geringe Erfolg der Informationsarbeit der A3WH macht 
allzu sehr deutlich, daß es ohne eine ausgearbeitete Metho- 
de nicht möglich ist, die schwierige Thematik breiten Be- 
völkerungsschichten nahezubringen, erst recht, wenn es 
darum gehen soll, daß die Bedeutung dieser Zusammenhän- 
ge für die eigene Situation deutlich und handiungsrelevant 
werden soll (51). 

Dabei müßte der richtige Ansatz der A3WH, der des Ak- 
tions-Lernens, unbedingt erhalten und ausgebaut werden. 
Größtes Hindernis hierbei scheint mir die faktische Domi- 
nanz des wirtschaftlichen Teils der Aktion zu sein, die bis- 
her auf allen Ebenen den Bildungsansatz unterlaufen hat: 
‚bei den Käufern, indem ihr ‚Konsumbedürfnis‘ über das 
‚Informationsbedürfnis‘ siegt; bei den Aktionsgruppen, in- 
dem Umsatzerfolge faktisch doch höher bewertet werden 
als zugegebenermaßen schwerer zu erlangende Erfolge in 
der Bildungsarbeit; und bei der A3WH als Organisation, in- 
dem ihr ‚wirtschaftlicher Arm‘ sich immer wieder mit 
Leichtigkeit gegenüber dem ‚pädagogischen Arm“ durch- 
setzt. Ob es gelingt, dieses Hindernis aus dem Weg zu räu- 
men, wird m. E. entscheidend dafür sein, ob die A3WH es 
noch fertig bringt, zu einer entwicklungspolitisch relevan- 
ten Organisation zu werden, 


Kräfteverhältnis zwischen A3WH e. V. und GEPA ändern! 
Daraus folgt, daß die A3WH als Organisation mit Bildungs- 
anspruch große Anstrengungen unternehmen muß, um eine 
einheitliche Linie der Arbeit auf dem pädagogischen und 
dem wirtschaftlichen Gebiet durchzusetzen, damit wirklich 
„Verkauf und Bildung Hand in Hand gehen“, d. h. unter 
entwicklungspolitischen Gesichtspunkten aufeinander ab- 
gestimmt durchgeführt werden. Dazu ist einerseits erforder- 
lich, daß die A3WH e. V. viel stärker als bisher den Dialog _ 
mit den Aktionsgruppen und den Läden führt, um mit ih-. 
nen gemeinsam ihre Politik gegenüber den einseitig auf Um- 
satzsteigerung ausgerichteten Positionen der. GEPA_durch- 
zuseizen. Diese ist letztlich auf die Aktionsgruppen ange- 
wiesen, der Ladenverein stellt einen wichtigen Bündnis- 
partner der A3WH e. V. in der Gesellschafterversammlung 
der GEPA dar. 

Wenn es der A3WH nicht gelingt, die GEPA im bezeichne- 
ten Sinn ‚unter ihre Fuchtel‘ zu bringen, wäre sie besser 
beraten, ihre eigenen Wege zu gehen und ggf. nur noch ‚se- 
lektiv‘ mit ihr zu kooperieren. 


6. Nachwort: Besser als Karstadt? 

Besagter Freund aus der Dritten Welt sagte mir zu der Ziel- 
setzung der Dritte-Welt-Handels-Bewegung folgendes: 
„Wenn ihr wirklich der Meinung seid, die Probleme der 
Dritten Welt seien dadurch zu lösen, daß durch Exportför- 
derung Arbeitsplätze geschaffen werden, warum überlaßt 
Ihr das denn nicht den multinationalen Konzernen? Ihre 
Kapazität ist wesentlich größer als Eure, sie schaffen we- 
sentlich mehr Beschäftigung in der Dritten Welt als Ihr 
es je könnt.‘ Auf meinen Einwurf, die Dritte-Welt-Handel- 
Aktionen würden im Unterschied zu den Multis bei ihrer 
Arbeit den ‚menschlichen Aspekt‘ („human concern“‘) be- 
rücksichtigen, kriegte ich zur Antwort: „Diese ‚menschli- 
chen Aspekte‘ sind reiner Verbalismus, solange sie sich 
nicht materiell („in material terms‘“) umsetzen“ (50). 
Folgendes Beispiel soll das Problem verdeutlichen: 
Karstadt hatte im vergangenen Herbst in Karlsruhe eine 
Verkaufsausstellung „Tansania zu Gast bei Karstadt“, bei 
der ein wirklich anspruchsvolles Sortiment von Kunst- 
handwerk, die reichlich mit Fotos und Erläuterungen zum 
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Aktionsverkaufsstand in Regensburg 


kulturellen Hintergrund der Waren, zur wirtschaftlichen 
Situation Tansanias und auch zum Entwicklungsweg Tan- 
sania nach dem Prinzip des ‚Vertrauens auf die eigene 
Kraft‘ versehen war. Aus einem Faltblatt erfährt man, daß 
„die Schau von einem Kenner des Landes in Kooperation 
mit dem tansanischen Wirtschaftsministerium und der 
National Development Corporation (NDC), Dar es Salaam, 
zusammengestellt“ wurde. Auf der Rückseite in Groß- 
druck (52): 
„KUNSTGEWERBE AUS OSTAFRIKA 
IST MEHR ALS NUR EIN SCHMUCK FÜRS HEIM ... 
..ESSTILLT HUNGER! 
.. ESLINDERT NOT!“ 


ist Karstadt besser als Aktion Dritte Welt Handel? 


” 
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Anmerkungen 
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15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 


22. 
23. 


Hans Conraths, Der Dritte-Welt Kunsthandwerkmarkt in 
der Bundesrepublik Deutschland, Rom, Juni 1976, gibt 
auf S. 71 die Zahl der Aktionsgruppen mit ca. 1.500 an; 
die AG Dritte Welt Läden e. V. verfügt über eine Adres- 
senliste, die Mitte 1976 über 50 Läden umfaßt; die Um- 
satzschätzung geht aus von Angaben Conraths (S. 71): 
die GmbH der Aktion Dritte Welt Handel setzte 1975 
(2. Halbjahr) allein 9,2 Mio. DM um, sowie Angaben ei- 
niger Läden 

Ernst-Erwin Pioch, Aktion 3. Welt-Handel, Stuttgart, 
August 1970, hektographiertes Arbeitspapier, S. 2 
Pioch, S. 1 

Pioch, S. 5 

Quellen: Edda Stelck, Die „Aktion Dritte Welt Handel“ 
als Beispiel außerschulischer Jugendbildung innerhalb 
der Jugendverbände AEJ/BDKJ, Maschinenskript, 0. O., 
0. J. (Frankfurt ca. Ende 1973), S. 3; und Conraths, S. 
71 

Harry Neyer, „Vom Bastkorb zum Guatemala-Kaffee, 
in: „Aktion! 74“ (Informationsmappe der Aktion Drit- 
te Welt Handel), Hsg. Gesellschaft für Handel mit der 
Dritten Welt mbH, Wuppertal, Februar 1974 

Harry Neyer, Trends — Tendenzen und offene Fragen 
bei der A3WH, in: Entwicklung und Zusammenarbeit 
Nr. 4/1973, zitiert nach Stelck, S. 10 

Stelck, S. 53 

In der Präambel der Satzung der A3WH e. V. werden 
zwar die Regionalkonferenzen neben dem entwicklungs- 
politischen Arbeitskreis von AEJ/BDKJ als Vereinsgrün- 
der genannt; außer ihrer stimmberechtigten Vertretung 
in der Mitgliederversammlung ($ 7) wird jedoch nichts 
über ihre Funktion und Arbeitsweise in der Satzung ge- 
sagt. 

„Unsere Dritte Welt“, Nr. 4, Hsg.: A3WH e. V., Frank- 
furt, Juli 1975 


. Ebenda 
. da selbst viele Aktionsgruppen die Organisationsstruk- 


tur der A3WH nicht durchschauen, folgende Übersicht 
— aus Platzgründen klein gedruckt. 


. Quelle: ‚Unsere Dritte Welt“ Nr. 7, Juli 1976, 8.6 £. 
. für 1976 liegen noch keine Angaben vor, Quelle für 


’75s. Anm. 1 


. Gerd Nickoleit, Entwicklung der Unterentwicklung, 


Hsg.: A3WH e. V., Frankfurt/Main, o. J.; „Aktion 
Dritte Welt Handel — Ziel und Strategie“, Faltblatt, 
Hsg. A3WH, Zentrale Geschäftsstelle Wuppertal, zitiert 
nach der 4. Auflage, Februar 1974; „Aktion Dritte 
Welt Handel — Ein Entwicklungspolitisches Modell“, 
Hsg.: A3WH e. V. Frankfurt/M., 0. J. (1975) 
Nickoleit, S. 8 

ebenda, S.9 

ebenda, S. 13 

ebenda, S. 14 

ebenda, S. 15 

„Ziel und Strategie“ 

„Fahrplan der A3WH“, in: „Aktion ! 74“, (Informa- 
tionsmappe der A3WH), Hsg.: Gesellschaft für Handel 
mit der Dritten Welt mbH, Wuppertal, Februar 1974 
„Ziel und Strategie“; die Formulierung stammt aus den 
ersten Anfängen der A3WH, vgl. Pioch, S. 1 

„Ziel und Strategie“; zum Konzept Freire’s, daß er im 
Rahmen politischer Alphabetisierung entwickelt hat, 
vgl. Paulo Freire, Pädagogik der Unterdrückten, Stutt- 
gart 1971 


24. 


25. 


26. 


27. 
28. 


29. 


alle Zitate in diesem Abschnitt sind aus „Ein entwick- 
lungspolitisches Modell“ 

Es gibt bisher keine Untersuchung der Dritte-Welt-Lä- 
den; ein Vergleich etwa einiger Läden in Baden- 
Württemberg, die ich aus eigener Anschauung kenne, 
würde bereits erhebliche Unterschiede in Zusammen- 
setzung der Mitarbeiter Zielsetzung und Arbeitsweise 
zeigen. 
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vgl. etwa das Protokoll der Ladenkonferenz Januar 
1976 in Herne, abgedruckt in „Unsere Dritte Welt“, 
Nr. 6, März 1976 

Stand Oktober 1976, Quelle: Preisliste der GEPA 
Gemeint sind folgende Projektpartner: Tole Tee, Ka- 
merun, CONSOLEXPORT, Sri Lanka, Jute Works, 
Bangla Desh, FONDO, Mexiko, SIMBA-Tee, Tansa- 
nia und SINGA-Tee, Sri Lanka; anzuführen wäre noch: 
(mit Einschränkungen) die Kaffeegenossenschaftsver- 
band FEDECOCAGUA, Guatemala, wo die (noch 12) 
Importe bisher von S. O. S. getätigt werden; mäglicher- 
weise gibt es noch einige andere ‚gute Projekte‘, nur 
reichen m. E. die Informationen zur Beurteilung nicht 
aus; es lohnt sich, die Projektbeschreibungen bei A3WH 
anzufordern, da eine ausführliche Projektanalyse im 
Zusammenhang dieses Artikels nicht geleistet werden 
konnte. 

Conraths, S. 76 gibt für die GEPA 1975 ein Verhältnis 
von 20 % Gebrauchsgegenständen gegenüber 80 % 
Kunstgegenständen an, zum Vergleich beim Normal- 
handel: 70-80 % Gebrauchsgegenstände. 


30. 


31. 
32. 
33. 


34) 


35) 
36) 


37) 


mehr als 1/5 der Waren sind billiger als 5 DM, mehr als 
2/3 billiger als 20 DM; die 3 größten Warengruppen 
‚Körbe, Taschen, Schalen etc.‘, Masken, Figuren, Sta- 
tuen etc.‘ und ‚Kurzwaren‘ umfassen mit 329 Artikeln 
weit mehr als die Hälfte des Angebots; Zahlen nach 
Preisliste Okt. 76 der GEPA; die Angaben beziehen 
sich nicht auf Umsatzanteile, lassen sich aber erfah- 
rungsgemäß annähernd übertragen. 
vgl. Conraths, S. 30 
vgl. „Unsere Dritte Welt“, Nr. 6, März 1976, S.9 
folgendes Zitat verdeutlicht dieses Problem: die Bera- 
tung durch einen Mitarbeiter „wird häufiger in An- 
spruch genommen, als es die hauptamtlichen pädago- 
gischen Mitarbeiter der A3WH (zur Zeit 2) beantwor- 
ten können. Die Beratung ‚am Ort‘, das Zusammen- 
treffen mit der Gruppe in ihrer Situation ist neben den 
Vorbereitungsseminaren die wichtigste Funktion der 
päd. Arbeit der A3WH“; dies schrieb Stelck, S. 44 
bereits vor Jahren! Die Zahl der Mitarbeiter ist seit- 
„her praktisch gleich geblieben, die der Aktionsgrup- 
pen hat sich vervielfacht! 


Addressenänderung 
rechtzeitig 


bekanntgeben 


bereits vor Jahren schrieb Stelck, S. 44, daß die (damals 2) 
Mitarbeiter nicht in der Lage seien, die Gruppen ausreichend 
zu beraten. 

vgl. das Zitat im 1. Kapitel, s. Anm. 4 

die einzige vorliegende Evaluation hat Edda Stelck, seit Jahren 
Bundesreferentin der A3WH, geleistet. Ihre Ergebnisse sind lei- 
der in der weiteren Arbeit der A3WH kaum berücksichtigt wor- 
den. Sie schreibt zusammenfassend: „Das ‚normale‘ Käuferver- 
halten, eine karitative Motivation zum Kauf, gekoppelt mit.der 
Feststellung, daß in 50 % aller Aktionen die. Verkäufer = Ju- 
gendgruppen unzureichend informiert sind, schließt mit Si- 
cherheit den ‚Bewußtmachungsprozeß‘ bei den Käufern aus. .“ 
Steick, S. 50 

vgl. Conraths, S. 76 


39) 


der Vortrag wurde gehalten auf eifier Planungstagung der EKD 
zur entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit im Mai 1976; 
Samuel L. Parmar, Erziehung zur Entwicklungsverantwortung, 
in: „Aktuelle Gespräche“, Nr. 4/76, Hrsg.: Evangelische Aka- 
demie Bad Boll 


44) 


45) 


46) 


47) 


48) 


49) 
50) 


51) 
52) 
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Parmar, S. 15 

Parmar, S. 17 

Parmar, S. 18 

das Infomaterial der A3WH ist nicht durchweg dieser Art; ich 
sehe aber vor allem im Zusammenhang mit dem sehr einseitigen 
Warenangebot die Gefahr, daß A3WH z. B. das Vorurteil be- 
stärkt, die Menschen in der Dritten Welt seien zu nichts ande- 
rem fähig, als Kunstgewerbe von niedriger Qualität, das viel- 
fach als „Ramsch“ eingestuft wird, zu produzieren. 

an der unctad-Kampagne 1976 hat sich die A3WH inhaltlich 
fast nicht beteiligt; sie hat zwar die formale Trägerschaft über- 
nommen, im übrigen lediglich einen verspäteten Aufruf, die 
Forderungen der Entwicklungsländer zu unterstützen, abge- 
druckt — „Unsere Dritte Welt“, Nr. 7, Juni 1976, S. 13 £. 

vgl. den Bericht über das unctad-Seminar im April 1976 in Bad 
Boll, in: Rundbrief Nr. 2 des Dachverbandes entwicklungspoli- 
tischer Aktionsgruppen in Baden-Württemberg, April 1976 

vgl. z. B. „Erklärung und Aktionsprogramm von Manila“, in: 
Dritte Welt Materialien, Nr. 5/1976, Hsg.: Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Schüler, Hannover, S. 3 f. 

Rudolf H. Strahm, Überentwicklung — Unterentwicklung, 
Nürnberg 1975 (Laetare — Stichwörter zur Entwicklungs- 
politik Nr. 55), S. 119 - 


Immer diese. langen Artikel.... 


vgl. ausführlich hierzu Dieter Senghaas, Weltwirtschaftsord- 
nung und Entwicklungspolitik — Plädoyer für Dissoziation, 
Frankfurt/M. 1977 (edition suhrkamp) 

abgedruckt in: Bericht über unctad-Seminar ... (S. Anm. 45), 


es handelt sich um einen Mitarbeiter einer unabhängigen Ent- 
wicklungsorganisation in einem Land der Dritten Welt, daß wie 
viele andere diktatorisch regiert wird; da die Arbeit dort stän- 
dig von Verfolgung bedroht wird, bin ich gebeten worden, die 
Anonymität zu wahren. 

Vgl. „Ziel und Strategie“ 

„Tansania zu Gast bei Karstadt‘, Faltblatt der Firma Karstadt 
0. O., 0. J.; Karstadt macht mit Kunsthandwerk aus der Drit- 
ten Welt einen Jahresumsatz, der in der Größenordnung der 
Gesamtumsätze der Dritte-Welt-Handel-Aktionen liegt, vgl. 
Conraths, S. 56. 
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A3WH: Kritik eines „entwicklungspolitischen 


Modells” 


DRITTE WELT-HANDELS-AKTIONEN: KRITIK EINES 
„ENTWICKLUNGSPOLITISCHEN MODELLS“ 


1. Vorbemerkungen 


1.1 Mein Artikel setzt bestimmte Grundinformationen über 
die Aktion Dritte Welt-Handel voraus. Diese sind im voran- 
stehenden Artikel von W. Müller enthalten. Es empfiehlt 
sich daher für Leser, die die Aktion Dritte Welt-Handel 
noch nicht kennen, zuerst seinen Artikel zu lesen. 

1.2 Die Kritik soll die Dritte Welt-Handels-Aktivitäten (vor 
allem am Beispiel der A3WH) daraufhin überprüfen, ob sie 
tatsächlich einen Beitrag leisten zur. abhängigkeit der un- 
terentwickelt gehaltenen Länder, zur Unterstützung von 
fortschrittlichen Gruppen und Personen, die in diesen Län- 

ern gegen Unrecht und Unterdrückung kämpfen, und zur 

‘Schaffung eines in diesem Sinne solidarischen Bewußtseins. 
in der Bevölkerung der BRD. Welche Kriterien wir dazu an- 
legen, haben wir in der Vergangenheit bei den Aktionen 
deutlich gemacht, die wir unterstützt haben, und werden im 
folgenden bei den Vorstellungen und Aktivitäten der A3WH 
näher erläutert. 

1.3 Es sind selbstverständlich in diesem Artikel nicht alle 
Dritte-Welt-Handels-Aktivitäten erfaßbar. Dazu liegen uns 
keine ausreichenden Informationen vor, das würde außer- 
dem den Rahmen des Artikels sprengen. Neben der grund- 
sätzlichen, d. h. alle Dritte-Welt-Handels-Konzepte betref- 
fenden Kritik an der Idee von Projektunterstützung und In- 
formationsverbreiterung durch Warenverkauf gehe ich im 
einzelnen vor allem auf Aktivitäten der A3WH ein, wodusch 
sicherlich der übergroße Teil der Dritte-Welt-Handels-Aktio- 
nen abgedeckt ist. Dieser Artikel beansprucht jedoch auch 
keine umfassende Darstellung der A3WH — das leistet der 
voranstehende Artikel von W. Müller —, sondern er greift 
beispielhaft Projekte, Broschüren etc. heraus. 

Grundlage für den Artikel sind also A3WH-Materialien, Zei- 
tungsberichte (über Läden) und eigene Beobachtungen (bei 
A3WH-Verkaufsaktionen und Seminaren mit A3WHlern). 


2. Grundkonzeption von Dritte Welt-Handels-Aktionen 
Obgleich das Faltblatt „A3WH — Ein entwicklungspoliti- 
sches Modell“ 2), das Auskunft über Ziel und Selbstver- 
ständnis der A3WH geben soll, eher eine unsystematische 
Aneinanderreihung von Aktivitäten-Beschreibungen (,‚Welt- 
markt vor Ort“), etwas Geschichte, kurzfristigen Zielvor- 
stellungen (alternativer Handel‘) und langfristigen 
Wunschvorstellungen ist, lassen sich daraus doch zwei Stoß- 
richtungen der A3WH ermitteln: 

a) „Sie hat als erstes Ziel die entwicklungspolitische Bil- 
dungsarbeit für ein breites Publikum .. . ““ Dadurch sollen 
‚Käufern und Verkäufern die Ursachen der Unterentwick- 
lung deutlich gemacht und Veränderungen. im Sinne einer 
gerechten Entwicklung der Weltwirtschaftsordnung ange- 
strebt werden (eine Auseinandersetzung mit den Vorstellun- 
gen der A3WH über die Ursachen der Unterentwicklung und 
die Perspektiven einer ‚Weltgerechtigkeit“ wird bei ihren 
Projekten (Kap. 3), ihrer Verkaufskonzeption (4.1) und 
dem Inhalt ihrer Broschüren (4.2) zu leisten sein). 

b) „Bildung und Verkauf gehen Hand in Hand .. . Die Ak- 
tion Dritte Welt-Handel will die Interessen der Partner in 


der 3. Welt vertreten. Ihnen ist daran gelegen, zur Selbsthil- 

fe zukommen” Als zweites Hauptziel sieht die A3WH also 

die Unterstützung von Projekten in der 3. Welt durch den 

Verkauf von Waren, die in diesen Projekten hergestellt 

werden. 

Nach diesen zwei Hauptbereichen der A3WH-Arbeit habe 

ich meine Kritik gegliedert. 

3. Projekte und Produkte 

3.1 Grundsätzliches 

3.1.1. Träger und Arten der Projekte 

Die meisten A3WH-Projekte werden von kirchlichen Stellen 

im Entwicklungsland (oft von Missionaren) getragen und/ 

oder seit längerer Zeit von einem der deutschen kirchlichen 

Hüfswerke unterstützt. Dies wird wohl auch in Zukunft so 

bleiben, da die Kirchen bei der Auswahl der künftigen Pro- 

jekte das Sagen haben (vgl. im Artikel von Müller: Die Orga- 
nisationsstruktur der A3WH). 

In den letzten zwei Jahren sind zwar verstärkt Projektbe- 

schreibungen und Produktinformationen von A3WH ver- 

öffentlicht worden, die aber — mit wenigen Ausnahmen — 
nur sehr dürftige (Detail-)Informationen über die unterstütz- 

ten Projekte liefern. Dieses Informations-Defizit herrscht im 

übrigen auch in den Köpfen der A3WH-Funktionäre, die auf 

verschiedenen Tagungen (12./13. Okt. 74, Freiburg; 13. — 

17.9. 76, Nürnberg) und brieflich (Geschäftsführer Meijs, 

17.10.74 „..nur teilweise Auskunft geben, da die mei- 

sten unserer Projektbeschreibungen noch nicht ins Deutsche 

übersetzt worden sind.“ ! !) zugeben mußten, daß sie selbst 
nur über einen kleinen Teil der Projekte tatsächlich gut Be- 
scheid wissen. 

Es genügen offenbar vielfach die Attribute „genossenschaft- 

lich“, „Selbsthilfeorganisation‘ u. ä., um ein Projekt als 

sinnvoll zu qualifizieren. „Der Ansatzpunkt für jede Ent- 
wicklung ist der Zusammenschluß von Menschen zu einer 

Gruppe. Deswegen fördert die Aktion Dritte-Welt-Handel 

Kooperativen und Selbsthilfegruppen.‘“ 3) Das wird nicht 

weiter erläutert, es lassen sich daher eine Menge Fragen an 

diesen programmatischen Satz richten: 

— Um was für eine „Entwicklung“ soll es sich denn han- 
deln? Gibt es nicht unzählige „Zusammenschlüsse von 
Menschen zu einer Gruppe“ in den Entwicklungsländern 
die eine Entwicklung betreiben, die im Gegensatz zu den. 
Interessen der armen Massen in den jeweiligen Ländern 
steht? 

— Und ist eine Kooperative, die lediglich die Verdrängung 
ihrer Konkurrenten zum Ziel hat, auch förderungs- 
würdig? 

Es müssen also wesentlich präzisere und konkretere Krite- 

rien zur Beurteilung eines Projekts herangezogen werden, 

etwa: Dient das Projekt langfristig nur einer kleinen Gruppe 
von Menschen oder der breiten Bevölkerung? Welche poli- 
tischen Vorstellungen hat die unterstützte Gruppe von der 

Entwicklung ihres Landes? 

Zur Anwendung dieser Kriterien müßte in_den Projektbe- 

schreibungen auf die politischen und wirtschaftlichen Ver- 

hältnisse des jeweiligen Landes eingegangen und das Projekt. 
mit ihnen in Verbindung gebracht werden. Dies geschieht 

in den meisten Projektbeschreibungen der A3WH nur in we- 


nigen Sätzen, d. h. völlig unzureichend. So ist z. B. viel von 
Ermunterung zur „Selbsthilfe“ und Anregung zur „lnitiati- 
ve“ die Rede bei einem indischen Projekt. 4) Nirgends wird 
aber gesagt, welche Perspektiven die dort unterstützte Ge- 
nossenschaftsbewegung hat und wohin die Selbsthilfe denn 
führen soll! Haben die Verantwortlichen von A3WH denn: 
„übersehen“, daß das Massenelend in Indien keineswegs an 
mangelnder Initiative liegt, sondern vielmehr an der Besitz- 
losigkeit der Armen und dem Besitz der wenigen Reichen? 
Muß also dann eine Genossenschaft in einem solchen Land 
nicht die Beseitigung der bestehenden Besitzverhältnisse 


zum Ziel haben? Sie fördert sonst lediglich die Einkom- 
mensverbesserung ihrer eigenen Mitglieder und beschränkt 
sich auf den dabei erreichten relativen „Wohlstand“, ohne 
die Ursachen der Armut anzugehen. Die zumeist oberfläch- 
lichen Projektbeschreibungen reichen keineswegs aus, einen 
Entwicklungswert für das jeweilige Land erkennen zu las- 
sen. Sehr oft ist auch die Einkommenssichexung für eine 
Gruppe rivilegierter Produzenten das einzige (erkenn- 
bare) Motivir die Unterstützung eines Projekts. 5) (Wider- 
spruch zum Anspruch der A3WH) 


3.1.2. Exportorientierung und Weltmarktintegration 

Die Vorstellung eines gerechten Welthandels bzw. gerechter 
Preise für die Produzenten in der 3. Welt (Umgehung von 
Zwischenhändlern) als wichtiges Mittel zur Entwicklung der 
unterentwickelten Länder spielt natürlich bei der A3WH_ 
eine dominierende Rolle. 

Die Forderung nach gerechten Austauschbedingungen für 
die Entwicklungsländer auf dem Weltmarkt ist sicher nütz- 
lich für den wirtschaftlichen Fortschritt und die Unabhän- 
gigkeit der 3. Welt-Länder. Die A3WH allerdings geht noch 
einen Schritt weiter: Durch die Abnahme von Produkten 
aus der 3. Welt, die bisher nicht auf dem Weltmarkt angebo- 
ten wurden, „verführt“ sie die betreffenden. Produzenten 
zur Orientierun en 

mer: „Kunstgewerbliche Güter aus der Dritten Welt haben 
zur Zeit in Europa gute Marktchancen.“ 3) Außerdem un- 
'terwirft sie die Produzenten ihrer Projekte langfristig not- 
wendigerweise den Bedingungen des kapitalistischen Welt- 
markts: „Auf die Dauer ist es jedoch keine erfolgverspre- 
chende Methode, mit karitativen Preisen eine unrentable 
Produktion zu stützen. Die Produzenten müssen langsam an 
die europäischen Marktbedingungen herangeführt werden 
mit dem Ziel, sie stark und selbständig zu machen, daß sie 
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für den europäischen Markt produzieren können.“ 3) 

Diese Bestrebungen sind aus verschiedenen Gründen sehr 
verhängnisvoll: 

a) In den meisten Ländern _der 3. Welt bestehen noch 
Grundbedürfnisse der breiten Bevölkerung, die nicht be- 
friedigt werden. Es wäre also zu fordern, daß eine Genos- 
senschaft (zumindest langfristig) Waren oder Dienstleistun- 
gen produziert, die im eigenen Land „nachgefragt“ werden. 
Eine solche Tendenz ist bei den A3WH-Projekten nicht zu 
erkennen. Eher das Gegenteil ist der Fall: A3WH hindert 
(ungewollt vielleicht) diese Genossenschaften daran, eine an 
der Entwicklung ihres Landes orientierte Produktion aufzu- 
nehmen. 

b) Solange es den von der A3WH angestrebten gerechten 
Weltmarkt nicht gibt, erscheint eine Integration in desel- 
ben äußerst bedenklich: Die nach Konjunkturlage, Profit- 
Situation westlicher Konzerne und technisch-wirtschaftli- 
cher Entwicklung in den Industrieländern schwankenden 
Preise für Entwicklungsländer-Produkte, die allmähliche 
Verschlechterung der Austauschbedingungen für die Ent- 
wicklungsländer und die Verfestigung monokultureller 
Strukturen sind nur einige Stichworte zur Charakterisierung 
des kapitalistischen Weltmarkts, der sich für die Entwick- 
lungsländer als entwicklungsfeindlich erwiesen hat und er- 
weist. Längere theoretische Ausführungen zu diesem Thema 
sind hier leider nicht möglich, eine Konkretisierung erfolgt 
am Beispiel einzelner Projekte weiter unten) 


3.1.3. Produktarten 

a) Aus den im Artikel von W. Müller angeführten Zahlen 
läßt sich ersehen, daß die übergroße Zahl der Produkte aus 
den Projekten (kunst-)Jhandwerkliche Gegenstände sind, die 
vielfach nicht einmal einen Gebrauchswert haben: Es 
spricht sicher nichts dagegen, die Kunst und Fertigkeiten 
der Völker der 3. Welt bei uns bekannt zu machen. Mit dem 
schwunghaften Handel solcher Gegenstände läßt sich aller- 
dings keine sinnvolle Beseitigung der Unterentwicklung der 
jeweiligen Länder einleiten, weil sich darauf kein ökonomi- 
scher Fortschritt begründen läßt (s. 0. 3.1.2). 

Und nicht einmal das Argument mit dem Verstehen und 
Kennenlernen hat Bestand, wenn man weiß, daß die Produ- 


_zenten in den Entwicklungsländern sich gerade bei diesen 


Waren auf den Geschmack der Kunden i in den Industrielän- 


dern allmählich einstellen: „Schließlich muß das angebote- 
ne Warensortiment erst auf die hiesige Nachfrage abgestellt 
werden. Manchen Herstellern in Übersee mußte Frau Detzel 
erst verständlich machen, daß es nicht sinnvoll sei, Nasen- 
ringe in Hülle und Fülle anzubieten... Den Schnitzern in 
Bali hat Wilhelm Sing geraten, nicht nur Elefanten, sondern 
auch Kruzifixe herzustellen, ‚denn bei uns gehen christliche 
Symbole‘.“ 6) Kein Wunder, daß dieser Laden „inzwischen 
schon zu einer wahren Fundgrube für Geschenksuchende 
und Sammler geworden“ 6) ist. 

Ob sich diese Produkte außerdem gut eignen für die Be- 
wußtseinsbildung bei den Kunden, muß bezweifelt werden: 
Oftmals dienen sie wohl eher der Aufrechterhaltung be- 
stimmter Vorurteile über die 3. Welt. (Näheres dazu in 
4.1.c)). 

b) Bei den angebotenen Konsumgütern ist die Gefahr einer 
Verfestigung monokultureller Produktionsstrukturen (wenn 
auch im kleinen Rahmen) mitsamt ihren negativen Folgen 
nicht von der Hand zu weisen. Da es sich bei diesen Produk- 
ten um handwerkliche Gebrauchsgegenstände, Kaffee und 
Tee handelt, ist dringend nach dem Sinn einer Ausweitung 
solcher Produktion in den Entwicklungsländern zu fragen. 
Durch die A3WH-Abnahmegarantien kommen die Produ- 


‚ zenten überhaupt nicht in Verlegenheit, eine Produktion 
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zur Befriedigung im Land vorhandener Grundbedürfnisse 
aufzunehmen. Ein Ankauf von Monokultur- oder auch 
kunsthandwerklichen Produkten läßt sich nur dann recht- 
fertigen, wenn bei einer Genossenschaft wenigstens lang- 
fristig das Interesse am Umsteigen auf andere Produkte 
vorhanden ist. 


D 1/D 51; Maisgott, 34 cm hoch; 
Götterfigur: Tlazihuatzihuatl, 25 cm hoch 
D 43/D 44: Riesenmasken, 60 bis 80 cm hoch 


D 19: Flaschenhalter (auch zum Kühlhalten) 
aus Stroh, 50 cm 


3.1.4. Kirchlicher Einfluß 
Die beiden großen konfessionellen Jugendverbände Bund 
der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) und Arbeits- 
gemeinschaft der Evangelischen Jugend (AEJ} sorgen durch 
ihre umfangreiche propagandistische und personelle Unter- 
stützung dafür, daß die A3WH heute derart hohe Umsatz- 
zahlen erreicht hat und entwicklungspolitisch einen derart 
großen Stellenwert im Bewußtsein gerade vieler Jugendli- 
cher bekommen hat. 
Die Katholische und Evangelische Kirche haben sich durch 
ihre finanzielle Beteiligung an der ‚Gesellschaft zur Förde- 
rung der Partnerschaft mit der Dritten Welt mbH“ (GFP), 
die die wirtschaftlichen Aktivitäten mit den Partnern und 
den verkaufenden Gruppen abwickelt, das Hauptentschei-_ 
ützten Projekte erkauft. Damit 
ist den aktiven Gruppen ein wesentliches Recht beschnit- 
ten, denn die Auswahl der Projekte ist immerhin für den 
einen Bereich der A3WH entscheidend. 
Es kann an dieser Stelle leider nicht auf die Konzeption und 
Praxis der kirchlichen Hilfswerke, die durch ihre Mitsprache 
bei der Projektauswahl massiven Einfluß auf die A3WH- 
Arbeit bekommen, eingegangen werden. Ein derartiges Hin- 
einbestimmen der Kirchen bzw. ihrer entwicklungspoliti- 
schen Unterorganisationen — ohne deren finanzielles Enga- 
gement die A3WH nicht denkbar wäre — in die Arbeit der 
A3WH erscheint aber sehr bedenklich, solange die kirchli- 
chen Projektpartner (und viele A3WH-Projekte sind kirch- 
liche Projekte) vielefach die konservativen Kirchenspitzen 
in den Entwicklungsländern sind. 


3.2 Beispiele 

Für die Konkretisierung meiner obigen Kritik habe ich Pro- 
jekte ausgesucht, 

a) über die im Gegensatz zu fast allen andern Projekten um- 
fangreiche Informationen vorliegen und 

b) die — wohl auch nach Ansicht der A3WH - zu den 
„besten“ Projekten der A3WH zählen. 


3.2.1 Indio-Kaffee 7) 

FEDECOCAGUA ist der Verband der Kooperativen kaffee- 
produzierender indianischer Kleinbauern in Guatemala, von 
dem A3WH ihren Indio-Kaffee bezieht. Er wurde 1969 ge- 


gründet und 1971 behördlich anerkannt. Heute wird er von 
70 Genossenschaften mit über 5.000 Mitgliedern (zusam- 
men mit ihren Familienangehörigen: 50.000 Menschen) ge- 
tragen. Es handelt sich um eine Produktions- und Absatzge- 
nossenschaft, deren Ziel der Kaffeeanbau, die Verbesserung 
der Ernte, der Qualität des Exports, der Lebensgewohnhei- 
ten der Mitglieder und die Durchführung von Bildungs- und 
Schulungsmaßnahmen ist. FEDECOCAGUA wird von Mi- 
sereor, A3WH und der Aktion 365 unterstützt. 

Zur Situation in Guatemala stehen in der Projektbeschrei- 
bung einige aufschlußreiche Daten: 3,000 Großproduzenten 
erzeugen 85-90 % der Gesamtkaffeemenge Guatemalas, die 
restlichen 10-15 % werden von über 50.000.Kleinbauern 
erzeugt, „die sozial und wirtschaftlich am Rande existieren 
und über das ganze Land verstreut leben.“ 8) Schwierigkei- 
ten, die sich dem kleinbäuerlichen Genossenschaftswesen in 
Guatemala entgegenstellen, sind nach Auffassung Misereors 
das Fehlen einer ‚ädaquaten Gesetzgebung‘ und genossen- 
schaftlicher Ausbildungs- und Organisationsprogramme und 
die paternalistische Genossenschaftsförderung durch den 
Staat. Im Bereich der Kaffeeproduktion besteht eine starke 
Abhängigkeit der Kleinbauerngenossenschaften von der 
durch die Großproduzenten beherrschten Nationalen Kaf- 
fee-Assoziation (ANACAFE) und der Kaffee-Export-Assozi- 
ation. Auch die Regierung tut nichts für die Kleinbauern: 
„Die Genossenschaftsabteilung des Landwirtschaftsministe- 
riums sollte fördern und beraten, ist aber dazu aus Personal- 
und Geldmangel nicht in der Lage.“ 9) 

Hier setzt nun FEDECOCAGUA an: Der Verband versucht 
die Basisgenossenschaften der Kleinbauern zu konsolidie- 
ren, einen sicheren Absatz und eine gute Kaffeequalität zu 
erreichen, die übrigen Kleinproduzenten ebenfalls in Genos- 
senschaften zu organisieren, die Anbaumethoden zu verbes- 
sern, die Ernten zu steigern und den Lebensstandard und 
das Selbstbewußtsein der indianischen Kleinbauern zu he- 
ben. Inhalt der genossenschaftlichen Ausbildungskurse sind 
Grundausbildung und spezielle Fachkenntnisse über die 
wirtschaftliche Entwicklung der Genossenschaften, Produk- 
tion und Vermarktung von Kaffee. Für die Leiter die 
Genossenschaften finden Studienreisen in ähnliche Genos- 
senschaften nach Costa Rica und Honduras statt. 


Was sind die langfristigen Perspektiven dieses Projekts?: In 
den Projektbeschreibungen läßt sich dazu nichts finden. 
Die FEDECOCAGUA scheint mit ihren bisherigen „Erfol- 
gen“ auch schon recht zufrieden zu sein: Denn sie hat sich 
„bereits einen bescheidenen Eckplatz am Tisch des nationa- 
len Kaffeekartells gesichert“. 10) Von den Besitzverhältnis- 
sen (s. o.), die die Ursache für das Elend der indianischen 
Kleinbauern ; sind, und ihrer Veränderung ist nicht die Rede. 


Das kann nur heißen, daß die FEDECOCAGUA (und damit 
auch A3WH) nur die wirtschaftliche und politische Integra- .. 
tion der unterprivilegierten Kaffeeproduzenten zum Ziel . 
hat: Integration in eine nationale Kaffeeproduktion, die _. 
von der Firma del Monte und einer Handvoll anderer Groß- 
grundbesitzer beherrscht ist, Die besagte Firma del Monte 
hieß übrigens früher United Fruit Company und gilt als Mu- 
sterbeispiel dafür, wie in einem Staat (eben Guatemala) alles 
nach en Interessen einer Firma geschehen kann. Diese 


aus sondern eine Festschreibung dieser Armut _ 
auf etwas höherem Niveau. Dieses Ziel, die wirtschaftliche 
„Besserstellung‘‘ durch die Organisierung, hat FEDECOCA- 
GUA offenbar auch den raschen Mitgliederzuwachs ge- 
bracht: „Die unmittelbar spürbaren Dienstleistungen durch 
bessere Preise und billige Kredite sichern dem Genossen- 
schaftsverband einen festen Zusammenhalt“. 11) 

Ein anderer „Erfolg‘‘ des Projekts soll nur kurz gestreift 


ui 


werden: Der Kaffeeexport Guatemalas macht weit. über die .. 


Hälfte des Gesamtexport des Landes aus. 12) Das Indio- 
Kaffee-Projekt der A3WH unterstützt objektiv. die.Festigung 
dieser monokulturellen Produktionsweise. Denn nicht ein- 
mal langfristig haben die FEDECOCAGUA Mitglieder vor — 
sofern man den Projektbeschreibungen glauben kann — ihre 
Produktion allmählich auf andere (unter Umständen nicht- 
landwirtschaftliche) Waren umzustellen. 

3.2.2. Zum Ujamaa-Kaffee aus Tansania, den die A3WH 
ebenfalls vertreibt, erreichte uns kürzlich eine aufschluß- 
reiche Information: In der Fabrik in Bukoba, aus der der 
Kaffee stammt, arbeiten außer 80 tansanischen Arbeitern. _. 
zwei Fachleute der Firma Nestle. Diese beiden verdienen 
mehr als die restlichen tansanischen Arbeiter zusammen: 
„Die Leute von Nestle ziehen mehr Gewinn aus der Firma 
als Tansania.“ 13) 

3.2.3. Ein gutes Beispiel für die zwar klar gesehenen poli- 
tischen und wirtschaftlichen Widersprüche eines Landes und 
einen dennoch völlig falschen Ansatz zur Lösung dieser Wi- 
dersprüche ist das Projekt MATI/Philippinen. In der um- 
fangreichen Projektbeschreibung wird gezeigt, daß Groß- 
grundbesitz und Pachtsystem zur Ruinierung und zuneh- 
menden Verelendung der Kleinbauern und Pächter führt. 
Wie aber ist nun den unterdrückten und ausgebeuteten Fili- 
pinos zu helfen? 

MATI produziert seit 1968 — anfangs für die niederländi- 
sche SOS — kunsthandwerkliche Gebrauchs-Gegenstände 
für Europäer: Ketten, Becher, Vasen, Bambusprodukte.... 
Daß diese Produktion genossenschaftlich organisiert ist, von 
Bildungsmaßnahmen begleitet wird und inzwischen einige 
hundert Leute umfaßt, sagt noch nichts über den Stellen- 
wert für die Entwicklung der Philippinen aus. MATI wird 
nichts an der Situation dort ändern, weil es nicht an den 
Grundlagen dieser Gesellschaft — die ja auch von der A3WH 
beschrieben wurden — ansetzt. 


3.2.4 Singa-Tee aus Sri-Lanka - 

Die A3WH-Informationen über dieses Projekt berichten zu- 
nächst ausführlich über die Geschichte des (kolonialen) Tee- 
anbaus im heutigen Sri Lanka. Die beherrschende Rolle 
multinationaler Konzerne auf dem heutigen Tee-Weltmarkt 
und auch in Sri Lanka werden aufgezeigt. Der Tee, den 
A3WH vertreibt, stammt nun aus 1975 verstaatlichten Plan- 
tagen und wird von der staatlichen Exportbehörde bezo- 
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gen, „weil diese einen gemeinnützigen Charakter hat‘. 14) 
Welchen Nutzen die Verstaatlichung der Tee-Plantagen für 
Sri Lanka | gebracht hat: hat und wie die Rolle der „gemeinnützi- 
gen“ staatlichen Gesellschaft zu sehen ist, beleuchten die 
folgenden Informationen: „Diese auf den ersten Blick sehr 
positiv scheinende Maßnahme (Die Verstaatlichung der 
Plantagen, bm) wird jedoch die Abhängigkeit Sri Lankas 
von den ausländischen Firmen kaum verringern und das Los 
der Plantagenarbeiter (die Arbeit auf den Plantagen wird 
fast nur von Frauen geleistet, da diese billiger als männliche 
Arbeitskräfte sind... ) nicht verbessern, weil die Gesetzes- 
bestimmungen über zu zahlende Entschädigungen und die 
zukünftige Verwaltung der Plantagen eindeutig im Sinne der 
Konzerninteressen festgelegt worden sind. So werden den 
betroffenen Gesellschaften, wie es heißt, angemessene ‚„Ent- 
schädigungen“ zugesichert. Allerdings soll die Bezahlung 
in nicht konvertiblen Rupien erfolgen, um damit eine Re- 
investition dieser Gelder in staatlich vorgeschriebenen Pro- 
jekten zu erreichen (Womit natürlich neue Abhängigkeiten 
von den Auslandsfirmen entstehen!). Ferner soll das alte 
Management der Plantagen beibehalten werden und der Ab- 
satz des Tees weiterhin unter die Kontrolle der großen bri- 
tischen Teefirmen (Brooke Bond Leibig, Liptons, Lyons 
and Tetleys) gestellt werden (NZZ 21. 10. 75). Aufgrund 
dieser Bestimmungen wird die ‚Verstaatlichung‘ der Planta- 
gen zu einer rein formaljuristischen Übertragung von Eigen- 
tumstechten an Grund und Boden reduziert. Was bleibt, ist. 
die alte Abhängigkeit Sri Lankas vom Weltmarkt und von... 
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4. 4. Bewußtseinsbildung durch 3. Welt-Handel 

4.1. Verkauf als „Einstieg“ 

Von den Vertretern der A3WH wird häufig argumentiert, 
die Verkaufsaktionen seien eine gute Möglichkeit, 

a) für die Aktionsgruppe, d. h. die Verkäufer, sich zu infor- 
mieren und ihr Bewußtsein über Ausmaß und Ursachen des 
Elends in der Dritten Welt zu schärfen und 

b) dasselbe auch bei einer großen Zahl von Menschen, die 
sonst nicht angesprochen werden können, durch den Ver- 
kauf eines Dritte-Welt-Produkts zu erreichen. 

Zu a) „Der Verkauf wird durch Jugendgruppen der evange- 
lischen und katholischen Jugendverbände organisiert sowie 
durch Aktionsgruppen, die sich für die Aktion interessieren. 
Diese Gruppen werden als Multiplikatoren im Bildungspro- 
zeß angesehen. Daher beginnt die Aktion mit einer gründli- 
chen Information der Gruppen selbst.“ 16) Daß dies ein 
möglicher und auch wünschenswerter Effekt von A3WH- 
Aktionen wäre, ist unbestreitbar. Allerdings läßt sich aus 
verschiedenen Gründen bezweifeln, daß dieser Anspruch ei- 
nigermaßen ver realisiert wird. ‚Da ist einmal die. 


für den Verkäufer, um ein Produkt einigermaßen vorstellen 


zu können, und 2. der von A3WH tatsächlich angebotenen 
Information (s. o.) und 3. schließlich der von einem bisher 


uninformierten_Verkäufer in _vertretbarem Zeitraum _ 
tatsächlich verarbeitbaren Materialfülle: Die notwendigen 
Informationen sind sehr umfangreich, A3WH stellt völlig 
unzureichende Informationen zur Verfügung, und selbst 
wenn die A3WH-Informationen gut wären, ist die Frage, 
ob der Verkäufer sie in angemessener Zeit lesen und verar- 
beiten kann. 


Aufgrund meiner eigenen Beobachtungen bei A3WH-Aktio- 
nen, der Anmerkung 36) von W. Müller (s. obigen Artikel) 
und einer schriftlich vorliegenden Auswertung (der einzigen 
uns bekannten) einer A3WH-Aktion läßt sich sagen, daß 
die Verkäufer wohl in den meisten Fällen nicht ausreichend 
informiert sind. Die genannte Auswertung bezieht sich auf 
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die von der A3WH zentral vorbereitete und durchgeführte 
Verkaufsaktion während des Katholikentages 1974 in Mön- 
chengladbach, bei der ich auch selbst persönliche Beobach- 
tungen machen konnte. Die besondere Bedeutung dieser 
Aktion liegt darin, daß sie von der A3WH-Zentrale vorberei- 
tet und mitdurchgeführt wurde. (Die dort gemachten Erfah- 
rungen sind allerdings kein Einzelfall!). Im Mittelpunkt die- 
ser Aktion stand das Thema „alu-schok“, der Verkauf von 
Schokolade, um auf die Welthandelssituation am Beispiel 
Kakao und Bauxit (verarbeitet im Aluminium der Ver- 
packung) aufmerksam zu machen. Die Erfahrungen der alu- 
schok-Verkäufer, die sich mit meinen Beobachtungen 
decken, bestätigen z. B. die unzureichende Vorbereitung: 
„Die Teammitglieder waren nur kurzfristig damit vorberei- 
tet.“ 16) 


Eine weitere Schwierigkeit bildet der (bei A3WH strukturell 
angelegte) Vorrang des Verkaufs vor der Information. 
Durch die Meßbarkeit des Verkaufserfolgs (im Gegensatz 
zur Bewußtseinsbildung) und den „Verkaufszwang‘“ gerät 
die Aufklärung gegenüber der Verkaufsaktivität oft ins 
Hintertreffen. Denn es ist ja für die A3WH und auch für die 
Dritte-Welt-Läden nicht möglich, die Verkaufszahlen belie- 
big der politischen Informationsarbeit zu opfern: Die Pro- 
jektpartner sind an hohen Absätzen interessiert. Bei der 
alu-schok-Aktion mußte die Schokolade verkauft werden, 
um die von der Kirche vorfinanzierten Ausgaben wieder 
hereinzubekommen. Bei den Läden kommt die Sicherung 
der ökonomischen Existenz (Miete etc.) dazu. 

Vielfach ist natürlich auch die Einstellung der Käufer, die 
durch den Verkauf politisiert werden sollen, ausschlagge- 
bend für das Verhalten der Verkäufer. 

zu b) „Durch den Verkauf von kunstgewerblichen Waren 
und Konsumgütern soll ein Bewußtmachungsprozeß ausge- 
löst werden, indem die Käufer mit dieser Ware Information 
über die Ursachen der Unterentwicklung in der Dritten 
Welt und die Benachteiligung der Entwicklungsländer im 
Welthandel erhalten.“ 16) 

Auch die Verwirklichung dieses Ziels in der Praxis läßt sich 
anhand der Strukturen einer Verkaufsaktion und den vor- 
liegenden Erfahrungen in Zweifel ziehen: Der Versuch er- 
scheint schon von der Konzeption eines Verkaufsstandes 
oder Ladens her etwas widersprüchlich, den.Käufer (!) eines 
exotischen Kunstgegenstandes über die politische und wirt- 
schaftliche Situation des herstellenden Landes zu informie- 
ren. Denn dabei muß dem Kunden ein Informationsinteres- 
se erst „beigebracht“ werden, bevor er zuhört. Die Ver- 
kaufspraxis bestätigt die Schwierigkeit dieses Unterfangens: 
So nennen alu-schok-Verkäufer unter anderem folgende 


Kauf-Ziele ihrer Kunden: „— Glaube, etwas Gutes für die 
Dritte Welt getan zu haben. Es wurde auch gespendet. — 
Verpflichtung der Katholiken, für die Dritte Welt was zu 
tun.“ 17) Aus einer anderen Quelle dazu: „Der Kauf von 
Kaffee und Schokolade wurde als gutes Werk betrachtet ... 
Der vorherrschende Grund war Mitleid der Leute.“ 18) Und 
zum Ziel der Bewußtseinsbildung:. „Die Informationsver- 
mittlung ist. bei dem Verkauf sehr schwer ... Viele haben 
auf die Informationsmaterialien verzichtet... . Die Käufer 
hatten keine Zeit,‘ 17) Die Postkartenkampagne, die im 
Rahmen der alu-schok-Aktion gestartet wurde (gerichtet 
an den Bundeswirtschaftsminister) erbrachte nach Auskunft 
eines A3WH-Mitarbeiters nur einen sehr geringen Rücklauf 
(die Karten gingen zunächst an A3WH zurück). Auch eine 
jüngere Auswertung Schweizer Gruppen zu Straßenver- 
kaufsaktionen ergab, daß das politische Ziel einer Kaffee- 
Aktion nicht erreicht wurde, weil der Großteil der Konsu- 
menten“ als tatsächliche Konsumenten, als reine Verbrau- 
cher erschien.“ 19) Und selbst in den Läden, in denen ja 
relativ gut informierte Verkäufer stehen und wo eher Raum 
und Zeit für Information und Diskussion ist als auf der 
Straße, haben sich die Ansprüche offenbar den Realitäten 
angepaßt: „In ihrem... . Laden verbinden die ehrenamtli- 
chen Verkäufer mit dem Handel allerdings auch vielfach 
die Aufklärung der Bevölkerung. Über den Ladentisch hin- 
weg ergibt sich manches Gespräch über die Problematik der 
unterentwickelten Länder.“ 6) schreibt ein Reporter über 
einen Dritte Welt-Laden in München. 

c) Eignung der Produkte: Der überwiegende Teil der Waren, 
nämlich die (kunst-) handwerklichen Produkte, sind 
schlecht geeignet, einen „Aufhänger“ für die Aufklärung 
über die Situation in der 3. Welt und auf dem Weltmarkt zu 
bilden: Sie verfestigen wohl eher das Bild vom exotisch-be- 
schaulichen Leben in den Unterentwickelten Ländern, wo 
die Menschen zwar arm, aber glücklich und einfach geblie- 
ben sind. Ein etwas älteres Zitat eines Mitgründers und För- 
derers der A3WH belegt das sehr gut: „‚Unter den rund 400 
Positionen im Angebot der kunstgewerblichen Gegenstände 
gibt es einen Verkaufsschlager: einen Affenkopf, gefertigt 
aus der Schale der Kokosnuß. Was dem recht kitschig-nied- 
lich aussehenden Äffchen solche Popularität einbringt, ist 
leicht zu erraten: der angebliche Publikumsgeschmack wur- 
de vom Produzenten in Übersee genau getroffen.“ 20) 


4.2 Öffentlichkeitsarbeit der A3WH 

Das von A3WH angebotene Informationsmaterial soll das 

Bewußtsein der Verkäufer und Käufer schärfen. 

— Den größten Teil dieses Materials, die Projektinforma- 
tionen nämlich, habe ich oben schon untersucht. 

— Die wenigen Faltblätter und auch Plakate informieren 
ebenfalls, allerdings noch verkürzter als die Projektbe- 
schreibungen, über bestimmte Projekte. 

— In den Rundbriefen „Dritte/Unsere Welt“ erscheinen 

. Artikel zu Projekten und Produkten, Literaturhinweise, 
(technische) Tips und interne A3WH-Nachrichten. 

— Zusätzlich vertreibt A3WH zwei „allgemeine“ Bro- 
schüren: 

1. Barbara Brouwer, Die Indianer Mittelamerikas: Sie be- 
zieht sich an keiner Stelle auf die Arbeit der A3WH, des- 
halb will ich hier nicht näher auf sie eingehen. 

2. Gerd Nickoleit, Entwicklung der Unterentwicklung: 
Auf diese Broschüre will ich kurz eingehen, weil sie die 
einzige „theoretische“ Schrift der A3WH ist. 

Sie ist sehr unsystematisch und unhistorisch aufgebaut. Die 

Aneinanderreihung der Oberthemen und Untergliederungs- 

punkte erscheint willkürlich und unlogisch. Dennoch sind 

einige Ursachen der gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung 
und der Verhältnisse in den Dritte-Welt-Ländern klar be- 


nannt: „... das gleiche Prinzip, das in jedem einzelnen 
Land zur Anhäufung von Kapital sowie zur Verarmung 
führt, herrscht auch zwischen den Ländern und begünstigt 
die Kapitalansammlung derer, die schon etwas haben, läßt 
hingegen den Habenichtsen noch nicht einmal das, was für 
sie eben zum Leben erforderlich ist.‘ 21) An dieser Stelle 
werden auch die Besitzverhältnisse in der BRD erwähnt. 
Ebenso werden die Hintergründe von Hungerkatastrophen, 
Landflucht, Neokolonialismus und vor allem der Welthan- 
delssituation aufgezeigt, während z. B. das Bevölkerungs- 
problem und die westliche Entwicklungshilfe sehr unkri- 
tisch betrachtet werden. So heißt es da z. B.: „Seit den. 
fünfziger Jahren sind die Industrieländer unter dem Zeichen 
der Entwicklungshilfe in der Absicht angetreten, etwas für 
die ärmeren Länder zu tun.“ 22) Wenn man sich die Maß- 
nahmen dieser Entwicklungshilfe und ihre „Erfolge“ an- 
sieht, müßte diese Aussage wohl mit den Zusätzen „‚für die 
Oberschicht der ärmeren Länder und vor allem für sich 
selbst“ versehen werden, denn die Projekte bereichern meist 
das sogenannte „‚Geber“-Land selbst und stabilisieren die 
Machtverhältnisse in den sogenannten „Nehmer“-Ländern. 
Die Analyse der Ursachen der Unterentwicklung und der 
Mechanismen, die sie noch heute aufrechterhalten, ist also 
z. T. gut, in manchen Punkten allerdings auch unkritisch. 
Dies fällt noch stärker auf bei der Frage nach den politi- 
schen Perspektiven, die in der Broschüre aufgezeigt werden: 
Am Anfang lassen sich einige sehr richtige Gedanken über 
die zur Beseitigung der Unterentwicklung notwendigen 
Maßnahmen finden: „Eine totale Veränderung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse ist notwendig, um in einem Land, 
in dem die Armut sich selbst neu produziert, zum Anfang 
einer Entwicklung zu kommen.“ 23) Und einige Seiten wei- 
ter steht noch radikaler: „Werden die Besitzverhältnisse 
aber nicht grundlegend geändert, nützen auch einzelne 
Reformprogramme nichts.“ 24) 

Je näher der Text aber an die konkreten Fragen des prakti- 
schen Ansatzes und dabei. der Arbeit der A3WH kommt, 
desto mehr erscheinen die eben zitierten Sätze als reiner 
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Verbalradikalismus. Plötzlich wird der nichtssagende Be- 
griff „Strukturveränderungen“ eingeführt, der im folgenden 
zum Schlüsselbegriff der politischen Perspektiven wird. Zu- 
nächst wird er auf den Welthandel bezogen, wo er vor allen 
mit den gegenwärtigen Forderungen der Entwicklungslän- 
der gleichgesetzt wird. Dann weiter: „Strukturänderungen 
müssen die Durchsetzung der Menschenrechte an der Basis 
zum Ziel haben.“ 25) Dann wird die Theorie allmählich der 
Praxis (der A3WH) angepaßt: „Strukturveränderungen sind 
immer mit einer Umverteilung von Macht verbunden. Das 
kann entweder so geschehen, daß die Reichen ein Stück von 
ihrer Macht abbauen, oder daß die Armen durch Bildung, 
Selbstvertrauen und Solidarisierung sich Macht verschaf- 
fen... Realistisch wäre .. ., sich einzugestehen, daß Struk- 
turveränderungen nur durch eine Stärkung und einen Auf- 
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Projektbeschreibung 


Projektpartner 
Productos Andinos, Cuenca 


Produkt: Strohartikel 


Importeur: GEPA 

(Es handelt sich bei den vorgestellten Projekten um etwas 
ganz Neues. Die betreffenden Waren sind in der BRD noch 
nicht erhältlich.) j 


Die in Ecuador traditionellen Wollsachen haben im ei- 
genen Land bei denen, die sie bezahlen könnten — 
d.h. die Gebildeten und Angestellten — ihre Anzie- 
hungskraft weitgehend verloren. Man bevorzugt 
Kleidung aus synthetischen Fasern und nach modi- 
schem Schnitt. Das Kunstgewerbe im allgemeinen lebt 
heutzutage für 80-90 % vom Verkauf an Touristen 
oder vom Export; meistens in die Vereinigten Staaten 
Nord-Amerikas. Ecuador erzeugt wenig Artikel, die 
ausgesprochen typisch für das Land sind, so daß die 
Konkurrenz aus den Nachbarländern stark ist. 
Viele Handwerker sind in Genossenschaften zusam- 
mengeschlossen. Deren Produktion ist praktisch 
ganz auf den Auslandsmarkt gerichtet und deshalb 
davon abhängig. Das Interesse für latein-amerikani- 
sche, traditionelle Produkte ist besonders in Nord- 
Amerika jetzt sehr groß, so daß es keine Absatz- 
schwierigkeiten gibt, nur Organisations- und Finan- 
zierungsfragen, die gelöst werden müssen. 

Productos Andinos ist ein Beispiel einer gestandenen 
Organisation von Handwerkern. Sie entstand Anfang 
der sechziger Jahre auf Initiative von amerikanischen 
Entwicklungshelfern des Peace Corps. Eine Reihe von 
Genossenschaften schloß sich vor fünf Jahren zusam- 
men in einem Dachverband mit einer eigenen Ver- 
marktungsorganisation, mit Sitz in Cuenca. Zur Orga- 
nisation gehören etwa 10 Genossenschaften mit ähn- 
lichen Gruppierungen. Sie bestreiten ein breites Feld 
an Kunstgewerbe. Die Organisation kauft auch Pro- 
dukte von Unorganisierten auf. Productos Andinos 
verfügt über eine sehr tüchtige Geschäftsführung und 
ist imstande, Aufträge verschiedenster Art terminge- 
recht zu versorgen. Das Geschäftsvolumen steigt stän- 
dig. Der nord-amerikanische Markt nimmt den Groß- 
teil der Produktion ab. Erst in der letzten Zeit ist 
auch der europäische Markt ein wenig erschlossen 
worden. 

Durch den Erfolg haben die angeschlossenen Genos- 
senschaften und deren Mitglieder eine relativ hohe 
Sicherheit erworben. Manche lassen sogar andere für 
sich arbeiten, ohne daß diese Mitglieder der Genos- . 
senschaft sind oder davon besondere Vorteile genie- 
ßen. Auch gibt es eine Tendenz, sich so möglichst 
noch fester zusammenzuschließen, um die Produktion 
und den Absatz zu steigern. Der ursprüngliche Ge- 
meinschaftsgeist, der in der eigenen Gesellschaft die 
dringend notwendigen Veränderungen mit vorantrei- 


GEPA, 56 Wuppertal 2 
Langobardenstr. 65 


.ben wollte, hat nachgelassen. In seinen Statuten ist 


Productos Andinos auf die Förderung des Genossen- 
schaftswesens und die Fortbildung der Mitglieder, so- 
wie die Bildung von neuen Gruppen ausgerichtet. Das 
tüchtige Management und die wirtschaftlichen Erfolge 
wie auch das Fehlen einer systematischen Bildungs- 
arbeit haben ein Zurücktreten dieser Ziele verursacht. 
In der letzten Zeit sind mehrere Anfragen von Abneh- 
mern an die Organisation gegangen, um dieses Ziel 
wieder mehr in den Vordergrund zu stellen. 
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bau von Macht bei den Schwachen denkbar ist... Die Be- 
drohung der Profitinteressen kann so eklatant werden, daß 
sie zu einer veränderten ‚Moral‘ bei den Reichen und zu 
einer freiwilligen Umstrukturierung durch Machtabbau 
führt.“ 25) Da wird der Bock plötzlich zum Gärtner, wenn 
er nur kräftig „bedroht“ wird! Von den Anfangsbehauptun- 
gen seines eigenen Aufsatzes will der Autor anscheinend 
noch nie etwas gehört haben. 

Auch der Anspruch an die Projekte ähnelt immer mehr den 
Projekten selbst: „Wo aber Produktionsgenossenschaften 
entstehen, die sinnvoll zusammenarbeiten, wo sichergestellt 
ist, daß der Lohn auch an die wirklichen Hersteller kommt 
und wo der Lohn so viel beträgt, daß die Familie davon auf 
einem vernünftigen, der jeweiligen Gegend angepaßten Le- 
bensstandard leben kann, da wird eine solche Maßnahme 
durchaus zu einer entwicklungspolitisch wichtigen Funk- 
tion.‘ 26) Und der „strukturelle“ Ansatz zur Veränderung 
in den Industrieländern reduziert sich auf die Veränderung 
von „uns“: „Bewußtseinsbildung muß da einsetzen, wo un- 
sere Konsumgewohnheiten, unsere Wirtschaftsinteressen, 
unsere politischen Lieblingsideen darauf abgeklopft werden, 
inwieweit sie entwicklungsfeindlich sind.“ 27) Hat der 
Autor denn schon den Anfang seiner eigenen Broschüre ver- 
gessen? Sind es denn unsere „Konsumgewohnheiten“, die 
die Entwicklung der Dritten Welt verhindern? Und was sind 
denn „politische Lieblingsideen“? Und wessen „Wirtschafts- 
interessen“‘ sind es denn, von denen da die Rede ist: die des 
Beamten, Arbeiters, der Hausfrau, des Schülers? Wer besitzt 
denn die Konzerne und Banken, die die Ausplünderung der 
Völker der Dritten Welt besorgen? 

Der Verdacht liegt nahe, daß die Strategie der „Aufklärung 
durch Verkauf“ den zu Anfang der Broschüre gestellten An- 
forderungen nicht genügen konnte. 


5. Alternativen 

5.1 Diese Kritik hat nichts mit Arroganz und Besserwisserei 
zu tun. Durch die Bedeutung der A3WH erschien es uns 
notwendig, einmal ausführlich auf die Widersprüche dieses 
Konzepts und die Fehler, die daraus in der Praxis entstehen, 
einzugehen. Es ist ja — um die Kritik nicht zu „billig“ zu 
machen — nur auf die politisiertesten Teile der A3WH, auf 
gut vorbereitete Aktionen und die besten Projekte hinge- 
wiesen worden. Wenn ich mir die für A3WH wohl zu min- 
destens 3/4 repräsentativen Gemeindeaktionen (auch hier 
habe ich eigenes Anschauungsmaterial) und die große Zahl 
der schlechten Projekte vorgenommen hätte, wäre die Kri- 
tik für A3Wh (vornehm ausgedrückt) noch etwas ungünsti- 
ger ausgefallen. 


5.2 Ich will die politische Praxis unserer Gruppe nicht als 
die einzig mögliche und einzig richtige bezeichnen. Die Un- 
terstützung von Befreiungsbewegungen ist sicherlich eine 
schwierige Form entwicklungspolitischen Engagements für. 
Gruppen, die sich nicht länger mit diesen Fragen beschäftigt 
haben. Eine Möglichkeit von Aktionen (die wir in Zusam- 
menarbeit mit anderen Gruppen auch durchführen) gerade 
für solche Personenkreise will ich im folgenden kurz charak- 
terisieren. Es handelt sich um die Unterstützung von poli- 
tischen Gefangenen: 

— Die Befreiung der politischen Gefangenen in den Ent- 
wicklungsländern ist eine politisch wichtige Sache, da in 
den meisten Entwicklungsländern Kräfte inhaftiert sind, 
die eine grundlegende Veränderung ihrer Gesellschaft im 
Interesse der Mehrheit ihrer Völker im Sinn haben. 

— Einarbeitungszeit und zu bewältigende Informationen 
für den Beteiligten sind nicht sehr groß. 

— Esist eine Identifikation mit der Person des Gefangenen 
(seiner Einstellung, seinem Verhalten) möglich, was für 
den „Einstieg“ in Dritte-Welt-Fragen bedeutsam sein 
kann. 

— Eine Kontaktaufnahme mit dem Gefangenen oder seinen 
Angehörigen ist sehr oft möglich. 

— Die Frage nach den Hintergründen der Inhaftierung wird 
sich den Aktions-Beteiligten sehr rasch stellen und damit 
die Frage nach den politischen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen des Landes. ” 

Außerdem müssen sie sich für ihre Aktionen informativ vor- 

bereiten, denn 

— bei einer Unterschriftensammlung müssen sie den Ange- 
sprochenen Informationen über den Gefangenen geben, 
damit diese sich zu einer Unterstützung bereit finden 
(damit ist auch für eine Weiterverbreitung der Informa- 
tionen gesorgt) 

— amnesty international und auch entwicklungspolitische 
Gruppen sind in der Lage, Gefangene zu nennen, deren 
Unterstützung wichtig wäre, und können dazu umfang- 
reiche Informationen liefern. 

5.3. Wir fordern hiermit ausdrücklich alle Leser, vor allem 

die Dritte-Welt-Handels-Gruppen auf, die „blätter‘“ zu 

einem Forum der Auseinandersetzung über die Fragen der 

Dritte Welt-Handels-Aktionen zu machen und uns ihre An- 

sichten dazu zu schreiben. 

bm (Aktion Dritte Welt Freiburg) 


Alle A3WH-Materialien erhältlich: A3WH, Fichard- 
straße 38, 6 Frankfurt 


Anmerkungen: 


1) warum das wichtig ist, steht im Vorspann zum ganzen The- 
menblock : 

2) alle folgenden Zitate stammen aus diesem Faltblatt 

3) A3WH-Broschüre „Entwicklung der Unterentwicklung“ (4. 
überarbeitete und ergänzte Auflage), S. 17 

4) aus der Projektbeschreibung SEED/Calcutta (Nr. 813-Indien) 

5) z.B. Projekt Giftsland Enterprises, Katmandu (Nr. 742-Nepal) 
Projekt FONDO, Mexiko (Nr. 302-Mexiko) 

6) Südd. Zeitung, 22.4. 76 
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Brasilien 


KIRCHE KLAGT UNRECHTSREGIME AN 


Nachstehend drucken wir Auszüge eines Hirtenbriefes der 
Brasilianischen Bischofskonferenz vom 25.10.1976 ab. 


Der konkrete Anlaß zu dieser Stellungnahme war die Er- 
mordung von zwei Priestern sowie die Entführung des 
Bischofs Adriano Hipolito durch ein Terrorkommando der 
sogenannten „Alianca Anticomunista Brasileira” (Anti- 
kommunistische Allianz Brasiliens); doch in diesem Hir- 
tenbrief verweisen die brasilianischen Bischöfe nicht 
allein auf einzelne, gegen Repräsentanten der Kirche ge- 
richtete repressive Maßnahmen, sondern bemühen sich 
um eine Analyse des politisch-wirtschaftlichen Hinter- 
grunds, der zu Repression und Ungleichheit in allen Be- 
reichen der brasilianischen Gesellschaft geführt hat. Die 
Bedeutung dieses Dokuments besteht vor allem darin, 
daß Repräsentanten der Kirche — neben einer detaillier- 
ten und objektiven Darstellung der letzten Ereignisse 
— deutlich und mit Nachdruck auf die Verantwortlich- 
keit der brasilianischen Regierung hinweisen. 
Diese Gegnerschaft ist umso bedeutsamer, als noch bis 
vor relativ kurzer Zeit vor allem Amtskirche und Bischö- 
fe in Lateinamerika zu den wichtigsten Stützen der Unter- 
drücker und Ausbeuter zählten und dafür auch materiell 
privilegiert wurden. 
Hinweisen wollten wir noch auf die undifferenzierte Ver- 
wendung des Begriffs „Kommunismus” im folgenden 
Hirtenbrief. Sie scheint uns — wenn überhaupt in dieser 
Form richtig — nur auf die sog. kommunistischen Syste- 
me im Ostblock abgestellt, dadurch ist sie verkürzend und 
verfälschend: Die verschiedenen Vorstellungen von 
Kommunismus lassen sih u.E. nicht in einen Topf werfen. 
Auch wenn diese Abgrenzung der Bischöfe aus taktischen 
Gründen erfolgte, halten wir sie in dieser Form für falsch. 
Red, 
HIRTENBRIEF AN DAS VOLK GOTTES 


I. Einführung 

Angesichts der jüngsten Ereignisse, von denen die Brasilia- 
nische Kirche betroffen wurde und welche die Menschen 
in unserem Land wie auch im Ausland erschüttern, haben 
wir, die Bischöfe der Vertreterkommission der Nationalen 
Bischofskonferenz Brasiliens beschlossen, Euch, den ein- 
fachen und gläubigen Menschen, den Menschen in den Kir- 
chengemeinden und Kommissionen, diesen Hirtenbrief zu 
schreiben. 

Nachdem bereits von seiten zahlreicher Pfarrer und Kir- 
chengemeinden zahlreiche Stellungnahmen bekannt wur- 
den, wollen wir mit diesem Dokument nicht Anklage erhe- 
.ben, obgleich die hier aufgeführten Fakten für sich allein 
bereits eine massive und eindeutige Anklage beinhalten. 
Unsere Absicht ist es, mit dem Wort Gottes die aktuellen 
Ereignisse zu erhellen ... 


II. Die Fakten 

In der jüngsten Zeit geschahen Dinge von so schwerwiegen- 
der Bedeutung, daß sie die Kirche und das brasilianische 
Volk zutiefst erschütterten. Wir beziehen uns in diesem Zu- 
sammenhang vor allem auf den Mord an den Geistlichen 
Pater Rudolfo Lunkenbein und Pater Jao Bosco Penido 
Burnier, sowie auf die Entführung des Bischofs Adriano 
Hipolito aus der Diözese Novo Iguaca im Staate Rio de Ja- 
neire, 
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Die Ereignisse von Merure Im Bundesstaat Mato Grosso 
sind in ihrem Ursprung eng verknüpft mit der Abgrenzung 
des den Indianern zugesprochenen Landes, die mit Geneh- 
migung der FUNAI (Nationale Behörde für Indianerfra- 
gen) durchgeführt wurde. Zwei Tage nachdem mit der Ar- 
beit begonnen worden war, am 15. Juli dieses Jahres, dran- 
gen mehr als 60 Personen — Großgrundbesitzer, deren Leib- 
wächter und Siedler — in die Missionsstation der Salezianer 
in Merure ein. Sie suchten Pater Rudolfo Lunkenbein, um 
sich Genugtuung zu verschaffen. ... 

. ... Einige Indianer wollten schließlich etwas unterneh- 
men, um Pater Rudolfo angesichts dieser Aggression zu 
schützen. 

Lourenco, der Häuptling der Bororos, wurde in den Rücken 
geschossen. ..... Pater Rudolfo wurde getroffen und starb 


. zehn Minuten später. Die Schießerei weitete sich aus. Ande- 


re Indianer waren hinzugekommen; fünf von ihnen wurden 
verletzt, außerdem einige der Angreifer... 

Die Entführung des Bischofs Adriano Hipolito 

Am Mittwoch, dem 22. September dieses Jahres, verließ 
Adriano Hipolito, Bischof von Nova Iguacu, in Beglei- 
tung seines Neffen und dessen Verlobter im Volkswagen 
des Bischofs die Bistumsverwaltung. Nachdem sie einige 
Straßen durchfahren hatten, wurden sie plötzlich von zwei _ 
Autos gestoppt, aus denen fünf oder sechs mit Pistolenbe- 
waffnete Männer heraussprangen. Auf brutale Weise zwan- 
gen sie den Bischof und seinen Neffen, aus dem Auto zu 
steigen; dem Mädchen gelang es, in dem Durcheinander nach 
Hause zu fliehen. Der Bischof wurde von den Entführern 
auf den Rücksitz eines ihrer Autos geworfen. Manzog _ 
ihm eine Kapuze über den Kopf und legte ihm Handschel- 
len an. (Dann wurde er gezwungen, sich zusammenzu- 
krümmen, damit er von der Straße aus nicht gesehen wer- 
den konnte, während das Auto mit hoher Geschwindig- 
keit davonraste. Die Entführer schnitten sämtliche Knöpfe 
an der Soutane des Bischofs ab.) 

Nach etwa einer halben Stunde stoppte das Auto, und der 
Bischof wurde völlig entkleidet. Man versuchte zunächst, 
ihm mit Gewalt eine Flasche Zuckerrohrschnaps einzu- 
flößen; doch als der Bischof sich heftig zur Wehr setzte, 
ließ man von diesem Vorhaben ab. Während der ganzen 
Zeit schrieen die Entführer, daß sie zur AAB (Antikommu- 
nistischen Allianz Brasiliens) gehörten, daß der Bischof ein 
„kommunistischer Verbrecher” wäre. ... 

Dann wurde der Bischof an einen abgelegenen Ort gebracht, 
wo er die Schreie seines Neffen hören konnte. Nachdem 
man ihn mit roter Farbe beschmiert hatte, brachte man 

ihn ins Auto zurück. Weit entfernt von Nova Jacarepaguai 
wurde er schließlich gefesselt von seinen Entführern abge- 
setzt. ... . 

Bis zum heutigen Tag hat die Brasilianische Bischofskonfe- 
renz über das Ergebnis der Nachforschung durch die verant- 
wortlichen Bischöfe keine Mitteilung erhalten. 


Der Tod von Pater Joao Bosco Penido Burnier 

Am 11. Oktober befand sich Joao Bosco Penido Burnier, 
Jesuitenpater und Missionar der Prälater Diamantino im 
Bundesstaat Mato Grosso in Begleitung des Bischofs Pedro 
Casaldaliga von Sao Felix aus dem gleichen Bundesstaat 
auf der Rückreise von einer Priesterkonferenz, auf der die 
Probleme der Indianer behandelt worden waren. 
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Auf ihrer Durchreise durch den kleinen Ort Ribeirao Boni- 
to in der Gemeinde Barra do Garcas suchten beide die ört- 
liche Polizeistation auf, um gegen die ungerechtfertigte Ver- 
haftung und Folterungen von zwei Frauen des Ortes Ein- 
spruch zu erheben. Acht Tage zuvor war der Polizeiwacht- 
meister Felix, ein Angehöriger der Militärpolizei des Bun- 
desstaates Mato Grosso, ermordet worden. Dies geschah an- 
läßlich der mit brutaler Gewalt durchgeführten Verhaf- 
tung der Kinder von Jovino Barhosa. Der Tod des Wacht- 
meisters hatte zur Folge, daß aus Barra da Garca ein gro- 
Bes Polizeiaufgebot nach Riberao Bonito geschickt wurde, 
das unter der Bevölkerung Angst und Schrecken verbrei- 
tete. Viele wurden festgenommen, geprügelt und gefol- 
tert. 

Margarida Barbosa, die Schwester von Jorino Barbosa 
wurde vom 2. bis 11. dieses Monats festgehalten und von 
der Polizei gefoltert. ... 

Santana, die Schwiegertochter von Jovina Barbosa, wurde 
zur selben Zeit, zwei Wochen nach ihrer Niederkunft fest- 
genommen und von mehreren Soldaten vergewaltigt. Au- 
ßerdem wurden die Pflanzung und das Haus ihres Mannes 
mit allen Reisvorräten niedergebrannt. 

Das Leiden dieser Frauen bewog Bischof Casaldaliga und 
Pater Joao Bosco auf der Polizeistation von Riberao Boni- 
to vorzusprechen. Sie versuchten vergeblich, sich in einem 
richtigen Gespräch mit den Wachtmeistern Juraci und 
Messias sowie zwei Soldaten für die beiden Frauen einzu- 
setzen. Die Polizisten reagierten mit Beschimpfungen und 
drohten ihnen für den Fall, daß sie es wagen sollten, diese 
Willkür anzuzeigen. Der Pater erhielt einen Faustschlag und 
einen Kolbenhieb ins Gesicht und wurde von einem Dum- 
Dum-Geschoß in den Kopf getroffen. ... 

Man brachte den Sterbenden nach Goiana, wo er am 12. 
Oktober um 17 Uhr seinen Verletzungen erlag. 


Aus der Resolution der Teilnehmer der Koordinierungs- 
tagung der „Aktion Brennpunkt Brasilien” vom 1. — 
3.10.1976 in Hann. Münden zur Entführung des 
Bischofs Don Adriano Hipolito von Nova-Iquacu 


In der Nacht vom 22. auf den 23. September 1976 
wurde der Bischof Don Adriano Hipolito von No- 
va-Iquacu, dem Elendsviertel von Rio de Janeiro, 
entführt. Blutig geschlagen wurde er nackt aus ei- 
nem Auto geworfen. 

Das ist kein Einzelfall: 

Seit dem Putsch im Jahre 1964 wurden viele Geistliche 
in Brasilien verhaftet, gefolgert und getötet. ... 
Hiermit protestieren wir schärfstens gegen diese Ver- 
brechen und gegen die Nicht-Bestrafung ihrer Urhe- 
ber, welche in zynischer Weise von der Diktatur ge- 
deckt werden. ... 


Weitere Fakten: Zu den schon aufgeführten Fakten kom- 
men noch andere hinzu, daß die Kirche einem permanenten 
Druck ausgesetzt ist. 

—  Helder Camara, Erzbischof von Olinda und Recife, 
dessen Name in der ganzen Welt bekannt ist, ist seit 
langem Opfer der offiziellen Zensur. Schon die bloße 
Nennung seines Namens in Presse, Rundfunk oder Fern - 
sehen wurde in einer schriftlichen Anordnung der Ab- 
teilung Bundespolizei im Justizministerium verboten. 


— Die Wochenzeitung „O Sao Paulo”, Presseorgan der 
Erzdiözese Sao Paulo wird durch die Zensurabteilung 
der Bundespolizei einer doppelten Vorzensur unter- 
worfen. 


—  Gewaltaktionen richten sich auch noch gegen andere 
Institutionen. ... 


— Neben diesen Ereignissen, die einen großen Wiederhall 
gefunden haben, müssen wir noch einmal darauf ver- 
weisen, daß in den vergangenen Jahren aus politischen 
Motiven Verhaftungen vorgenommen wurden; zu- 
meist kam es dabei zu Entführungen, schlechter Be- 
handlung, Folter, Verschwinden von Personen und 
Mord. 

Einer der bekanntesten Vorfälle ereignete sich kürz- 
lich in Campo Grande (Bundesstaat Mato Grosso), wo 
Offiziere der Militärpolizei einen Jugendlichen ent- . 
führten und töteten. Auch in Baixada Fluminense im 
Bundesstaat Rio de Janeiro, sowie in Sao Paulo kam 
es zu weiteren Verbrechen durch Angehörige der Mili- 
tärpolizei. 

Gewalt erzeugt Gewalt. Und die Gewaltanwendung gegen 

politische Gefangene wurde unter Militärs und Polizeibe- 

amten zu einem allgemein verbreiteten Mittel. Die jüng- 
sten Vorfälle scheinen zweierlei zu beweisen: zum einen 
die Deformation der brasilianischen Polizeieinheiten und 
zum anderen die bedeutende Rolle von Terror-Organisatio- 
nen auf dem lateinamerikanischen Kontinent. 

Ein Beispiel für den politisch-militärischen Terror auf 

lateinamerikanischer Ebene war die Verhaftung von 

17 katholischen Bischöfen und 20 Priestern, Ordensbrü- 

dern und Laien am 13. August dieses Jahres in Riobamba 

(Ecuador). ... 


II. Die Bedeutung der Fakten: 

Angesichts der genannten Tatsachen stellt sich die Frage: 
Wer ist verantwortlich für die Welle der Perversion, die 
alarmierende Ausmaße angenommen hat? Was steht hinter 
all den Verbrechen in unserem Land, die in ihrer Grausam- 
keit nahezu perfektioniert scheinen? Die bösartige und ab- 
scheuliche Verleumdung — sei es anonym oder in aller 
Öffentlichkeit — von Bischöfen, Priestern‘und Laien, die als 
Anführer, Agitatoren und Kommunisten bezeichnet wer- 
den, wenn sie sich für die Armen, die Gedemütigten, die 
Gefangenen und die Opfer von Folterungen einsetzen — 
dies hat das Klima und die Praxis von Gewaltanwendung 
und Willkür noch verstärkt. 

Angesichts der unzähligen Vorkommnisse, die in der Öf- 
fentlichkeit Empörung ausgelöst haben, trifft die Verant- 
wortung nicht allein den einfachen Polizisten, der den Ab- 
zug des Revolvers betätigt, oder irgendeinen anderen An- 
gehörigen von Militär und Polizei. Es ist notwendig, nach 
den tieferen Wurzeln zu suchen, auf die das Klima der 
Gewalt in großem Ausmaß zurückzuführen ist. 

Einige der wichtigsten Ursachen seien im folgenden ge- 
nannt: 


— Die Armen ohne Recht 
Es sind die Armen und Wehrlosen, die Polizeigefäng- 
nisse füllen, eingesperrt mit der Begründung, daß sie 
keine gültigen Ausweispapiere bei sich trugen; Men- 
schen, die bei Polizeirazzien aufgegriffen werden, und 
es sind nur die Armen, die wegen Landstreicherei an- 
geklagt und eingesperrt werden. 
Für die Mächtigen ist die Situation ganz anders. Es gibt 
Verbrecher, die nicht verurteilt werden, weil sie durch 
die Macht des Geldes, durch Prestige und durch ihren 


Einfluß in der Gesellschaft geschützt sind. Da die Ge- 
sellschaft sie deckt, ist auch sie mitverantwortlich für 
diese Ungerechtigkeit. 

Diese unterschiedliche Behandlung erweckt in uns den 
-Eindruck, daß in unserer Gesellschaft ausschließlich 
oder an erster Stelle das Geld Grundlage des Prinzips 
der Gerechtigkeit ist, nicht aber der Mensch. Anläßlich 
der Versammlung der Rechtsanwaltkammer, die in die- 
sen Tagen in Bahia tagte, brachten die Rechtsanwälte 
ihre Sorge über die Situation zum Ausdruck und stell- 
ten fest, daß ‚‚das Strafrecht das Recht der Armen ist, 
aber nicht weil es sie behütet und schützt, sondern weil 
es allein sie mit seiner ganzen Härte trifft.” 


Brasilianisches Elendsviertel: 
Die Straflosigkeit krimineller Polizeibeamter 
Allgemein bekannt sind die Verbrechen der berüchtig- 
ten „Todesschwadron”, deren Aktivitäten in verschiedenen 
Bundesstaaten festgestellt wurden. Es ist auch 
bekannt, daß in verschiedenen Fällen Polizeibeamte, 
die gemordet hatten, verhaftet und nach dem Gesetz 
verurteilt wurden. Schwerwiegend aber ist, daß Polizei- 
beamte, die des Mordes, der Korruption, des Drogenhandels 
und der Zuhälterei angeklagt wurden, nicht vor Gericht 
gestellt und durch höhere Dienststellen gedeckt werden. 


Die ungerechte Verteilung des Bodens 

Die ungerechte Verteilung des Bodens in Brasilien geht 
zurück auf die Kolonialzeit. In den vergangenen Jahren 
hat sich das Problem jedoch zugespitzt: die Regierung 
verfolgte eine Politik, die den großen Agrar- und Vieh- 
zuchtgesellschaften Steuererleichterungen zusicherte. 
Das bedauerliche Ergebnis ist außer der zügellosen Spe- 
kulation auf dem Immobilienmarkt die nun auch auf 
das Innere des Landes übergreift — das Entstehen gro- 
Ber Unternehmen, die aufgrund ihrer weitreichenden 
juristischen und finanziellen Möglichkeiten, die kleinen 
Besitzungen vernichten und Indianer und Kleinbauern 
von ihrem Land verjagen. 

Diese Kleinbauern und Pächter, die sogar Schwierigkei- 
ten haben, einen Ausweis zu erhalten, sind nicht in der 
Lage, ihr Eigentum durch Beibringung von rechtsgülti- 
gen Dokumenten zu belegen oder ihr durch langjährige 
Besiedlung erworbenes Eigentumsrecht vor einem Ge- 
richt zur Geltung zu bringen. Sie werden also von ihrem 
Land vertrieben, müssen in die Fremde, ja oft sogar in 
ein Nachbarland ziehen, oder aber als Nomaden ziehen 
sie ziellos über die Straßen des Landes. Leisten sie 
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Widerstand, dann entstehen Konflikte, die sich immer 
mehr ausweiten, insbesondere im Amazonas-Gebiet und 
dem Mato Grosso. 

Andere ziehen in die nächstgelegenen Städte. Hier fristen 
sie ein unmenschliches Dasein, bis sie wieder vertrie- 
ben werden, wenn der Boden, auf dem sie sich niederge- 
lassen haben, zum Spekulationsobjekt wird oder für 
große Städtebauprojekte benötigt wird. Zunächst aber 
leiden sie unter den schlechten Lebensbedingu ngen 

der Großstadt und sind betroffen von schlechter Le- 
bensqualität und dem totalen Mangel an städtischen 
Dienstleistungen. 

Diese massive Binnenwanderung hat zur Folge, daß sich 
die Großstädte „aufblähen”’ und die Zuwanderer in 
Elendsquartieren leben müssen. 


— Die Situation der Indianer 
Insbesondere im Amazonas-Gebiet werden die Indianer 
in wachsendem Ausmaß von ihrem Land vertrieben. Dies 
geschieht zugunsten von Farmern und Kleinbauern; 
letztere waren selbst durch große und mächtige Unter- 
nehmen von ihren angestammten Ländereien vertrie- 
ben worden. Heute wiederholt sich das, was in der Veı- 
gangenheit mit den Indianern im Süden des Landes ge- 
schehen war. : 
In diesem Zusammenhang wird die „‚Indianergesetzge- 
bung” zum toten Buchstaben. Denn selbst wenn die 
Eingeborenen noch mit dem nackten Leben davon- 
kommen, beutet man sie als billige Arbeitskräfte aus. 
Andere Indianer ziehen in die Randgebiete der Städte 
oder irren, hungrig und krank, auf den Landstraßen 
umher, die ihre Reservate auseinanderreißen. Die 
Schutzfunktion des Staates, welcher die Eingeborenen 
vor dem Gesetz zumindest zum Teil als unmündige Kin- 
der ausweist, verhindert, daß sie als verantwortliche 
Bürger selbst ihre Entwicklung und ihr Geschick in die 
‘Hand nehmen. Nur allzu langsam kommt man mit Ver- 
messung und Abgrenzung der Gebiete der Indianer vor- 
an. Da aber die Ausbeutung von Bodenschätzen und 
Holzbeständen im Amazonasgebiet auf nichts anderes 
als auf Profitgier zurückzuführen ist, nimmt dieses Pro- 
blem immer schärfere Formen an. Das Modell von 
Fortschritt, das man hier verwirklichen will und das mit 
enormen Finanzmitteln unterstützt wird, hat.zur Folge, 
daß ganze Stämme dem Untergang geweiht sind. Dies ist 
der Fall all der Straßen, die man ohne hinreichende 
Vorausplanung baut, so daß die Rechte der ursprüng- 
lichen Einwohner dieser Gebiete total mißachtet wer- 
den. Selbst Projekte des INCRA (Instituto Nacional 
de Golonizacao e Reforma Agraria = Institut für 
Kolonisierung und Bodenreform) machen da keine 
Ausnahme. So kann es niemanden überraschen, daß 

. die Indianer sich mehr und mehr ihrer Rasse schä- 

men. Manche versuchen sogar, ihre Herkunft zu ver- 
tuschen, und geben sich als Bolivianer oder Peruaner 
aus, um so von unserer Gesellschaft — die sich als et- 
was besseres betrachtet — überhaupt akzeptiert zu 
werden. 


Nationale Sicherheit und persönliche Sicherheit 

Das Prinzip der Gleichheit aller vor dem Gesetz ist — 

wie gesagt — die Grundlage jeder Gesellschaft, welche 
den Anspruch erhebt, zivilisiert zu sein. Daraus-folgert: 
Die Sicherheit jedes einzelnen Bürgers eines Landes wie 
auch der Gesamtheit aller seiner Bürger ist unerläßlich für 
die innere Sicherheit dieses Volkes. 
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Die geltende brasilianische Verfassung behauptet, daß 
„alle Gewalt vom Volke ausgeht und in seinem Namen 
ausgeübt wird.” Jedoch gibt es auch die gegenteilige Fest- 
stellung, der zufolge „der Staat” seinen Bürgern und dem 
Volk insgesamt „Freiheit und Menschenrechte gewährt”. 
Dieser Satz darf uns nicht überraschen, wenn wir uns die 
Idee vergegenwärtigen, welche die Lehre von der „Natio- 
nalen Sicherheit” inspiriert. Diese hat die brasilianische 
Regierung seit 1964 ihrem Handeln zugrundegelegt. So 
entstand ein zunehmend zentralisiertes System, das im 
gleichen Verhältnis immer weniger mit der Mitbestimmung 
der Bevölkerung rechnen konnte. 

Nach humanistischem und christlichem Verständnis bein- 
haltet der Begriff der Nation alle Formen von Gruppenbil- 
dung im Volk. Das Recht auf freie Versammlung muß vom 
Staat, d.h. von der Regierung, anerkannt, geachtet und ge- 
fördert werden. Um guter Brasilianer zu sein, braucht 

man also nicht seinem Glauben, seinen Gefühlen, Idealen 
und Werten abzuschwören, auch wenn sie möglicher Weise 
dem bestehenden politischen System schädlich erscheinen 


oder mit seinen Gesichtspunkten und Interessen unverein- 
har sind. 


Aus einem Brief von 15 Persönlichkeiten 
an den Brasilianischen Staatspräsidenten, Gene- 
ral Geisel: 

3... . Immer noch werden zahlreiche brasiliani- 
sche Staatsbürger ohne hinreichende Rechts- 
grundlage verhaftet; immer noch verschwinden 
politische Gefangene in den Gefängnissen Ihres 
Landes, werden gefoltert und physisch liqui- 
diert. Eine außerhalb des Rechtes operierende 
Untergrund-Truppe der Sicherheitsorgane Ihrer 
Regierung, über die zuverlässige Berichte vorlie- 
gen, ist verantwortlich für die Entführung, Fol- 
terung und Tötung von Bürgern Ihres Landes. 
Seit 1964 sind unseren Berichten zufolge etwa 
300 Menschen in Brasilien durch systematisch an- 
gewandte Folter ums Leben gekommen. 


Unterzeichner: H. Albertz 

(ehem. Bürgermeister von Berlin), H. Böll, Ober- 
kirchenrat Burgsmüller, Prof. F. Eberhardt, Prof. 
W. Dirks, Prof. Th. Ebert, Prof. 1. Fetscher, 
Prof. H. Gollwitzer, G. Grass, R. Kreibich (ehem. 
Präsident. der FU Berlin), Präses L. Kreyssig, S. 
Lenz, Prof. B. Metz, Bischof K. Scharf, Martin 
Niemöller . 


Weiterhin ist in humanistischer und christlicher Sicht genau 
zwischen Staat und Nation zu unterscheiden. Der Staat 
kann weder Freiheit noch Rechte gewähren. Ihr Bestehen 
geht selbst der Existenz der Nation voraus. Dem Staat ob- 
liegt vielmehr die Pflicht, die Menschenrechte im Blick auf 
jeden Einzelnen wie auch auf die Gesamtheit seiner Bürger 
— anzuerkennen, zu verteidigen und zu fördern. 

Eine andere große Versuchung, der Träger staatlicher Macht 
ausgesetzt sind, besteht darin, die Treuepflicht des Volkes 
gegenüber der Nation mit der Pflicht zur Treue gegenüber 
dem Staat, d.h. der Regierung, zu verwechseln. Wer Staat 
und Regierung über die Nation setzt, wertet staatliche Si- 
cherheit unsachgerecht hoch und mißachtet zugleich die 
Sicherheit der einzelnen Personen. Wer so handelt, verdammt 
‚das Volk zum Schweigen und stößt es in ein Klima voller 
Angst. 


Ohne Hinzuziehung und Mitbestimmung des Volkes führen 
offizielle Programme, Projekte und Pläne — so gut sie auch 
sein mögen, und selbst wenn sie materiellen und wirtschaft- 
lichen Erfolg zeitigen — allzuleicht zur Korruption. Ohne 
Übereinstimmung mit Bedürfnissen und Absichten des 
Volkes können sie auch gar nicht gerechtfertigt werden. 


Die Ideologie der Nationalen Sicherheit, die sich über 
das Bedürfnis der persönlichen Sicherheit erhebt, breitet 
sich über den ganzen lateinamerikanischen Kontinent 
aus, wie es auch in den Ländern unter sowjetischer Herr- 
schaft geschah. Lateinamerikanische Gewaltregime, die 
auf dieser Ideologie gründen, erklären — im Namen des 
Kampfes gegen den Kommunismus und um der wirt- 
schaftlichen Entwicklung willen — allen den „antisubver- 
siven Krieg”, die mit der autoritären Organisation der 
Gesellschaft nicht übereinstimmen. 

Das Training für einen solchen „antisubversiven Krieg” 
in Lateinamerika gegen den Kommunismus führt nicht 
nur zu einer wachsenden Verrohung der Beteiligten, son- 
dern erzeugt auch eine neue Art von Fanatismus und eine 
Atmosphäre von Gewalttätigkeit und Angst. Gedanken- 
und Pressefreiheit werden geopfert, die Garantie persön- 
licher Unversehrtheit ist aufgehoben. 

So hat diese Lehre die Gewaltregime dazu geführt, die- 
selben Merkmale und Praktiken zu übernehmen, die in 
kommunistischen Regimen üblich sind: Mißbrauch staat- 
licher Macht, willkürliche Verhaftungen, Folter und Auf- 
hebung der Gedankenfreiheit. 


IV. Prinzipien für die pastorale Arbeit und neue Anforde- 
rungen Gottes 

Wir stellen uns der Wirklichkeit der genannten Fakten und 
einiger ihrer hauptsächlichen Ursachen und Wurzeln. Da- 
bei bitten wir den Heiligen Geist um Erleuchtung und Weis- 
heit, damit wir in diesen Ereignissen und Situationen er- 
kennen, was Gott von uns bei unserem Evangelisierungsauf- 
trag fordert, und entsprechende Richtlinien formulieren, 
die unser pastorales Engagement orientieren. 

Wir wollen gemeinsam die Dinge überdenken und uns da- 
bei auf das Wort Gottes, besonders auf die Evangelien, 
stützen. ... 

Die organisierten Kräfte des Bösen wollen den Schwachen 
und Armen, welche die Mehrheit des Volkes ausmachen, 
keine Chance einräumen. Der kleine Mann soll nur das 
Allernotwendigste haben, um am Leben zu bleiben und 
den Mächtigen zu dienen. Im selben Augenblick, in dem er 
sich weigert zu dienen oder zu einem Steinchen im Schuh 
des Großen wird, muß er verschwinden, dringt man auf 
seinen Grund und Boden vor, und seine Hütte wird enteig- 
net und auch zerstört. 

Gottes Plan ist anders. Gott schickte seinen Sohn Jesus 
als Hoffnung und Schutz für den Schwachen, den Unter- 
drückten und an den Rand Geschobenen. ... 

Die Kirche bemüht sich schon seit langem, die Rechte 

des Schwachen, Armen, des Indianers und des ungeborenen 
Kindes zu verteidigen. Heute aber fordert sie für das Volk 
nicht mehr nur Almosen vom Überfluß, der ohnehin vom 
Tisch des Reichen fällt, sondern eine gerechtere Auftei- 
lung der Güter insgesamt. Weshalb sollen nur einige wenige 
von den guten, ja von den besten Dingen essen, während 
die Mehrzahl hungrig schlafen geht? Weshalb sollen nur 
einige wenige — ja sogar Ausländer — gegen Geld Tausen- 
de von Hektar Land erwerben können, um dort Vieh zu 
züchten und das Fleisch zu exportieren, während unser 
armes Volk das Stückchen Land nicht mehr bestellen darf, 
auf dem es geboren wurde, aufwuchs und seit Jahrzehnten 
lebt und arbeitet. 


Weshalb liegt die Entscheidungsgewalt in der Hand eini- 
ger weniger? Warum verdienen die einen 30, 50, ja 
100.000 Cnuzeiros monatlich, während den anderen, die 
aber die weitaus größte Mehrheit ausmachen, nicht mehr 
als der gesetzlich festgesetzte Mindestlohn (Anmerkung 
des Übersetzters: 110,— bis 130,— DM je nach Bundes- 
staat) zur Verfügung steht. In bestimmten Ländern über- 
schreitet der Unterschied zwischen dem Mindestlohn und 
dem Höchsteinkommen nicht das Zwölffache des erste- 
ren, wohingegen er in Brasilien das Zweihundertfache über- 
steigt. Weshalb können einige spazierenfahren und durch 
die ganze Welt reisen, während die Mehrheit nicht einmal 
eine einzige Woche Ferien machen kann und mit der Fa- 
milie verreisen kann. ... 
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(Es folgen noch einige Ausführungen darüber, was der 
Staat nach Ansicht der Bischöfe in der konkreten Situ- 
ation zu tun hätte, was die Voraussetzungen dafür wären 
und welche Appelle aus der Bibel an die Christen zu rich- 
ten sind) ... 

So wollen wir, geliebte Brüder, auch weiterhin gemein- 
sam den Weg der Hoffnung gehen. 


Rio de Janeiro, am 25. Oktober 1976 


Vollständiger Text zu erhalten bei: 
Brasilienkoordinationsgruppe 21 
Frank Hesse 
5 Köln 80 
Bergisch-Gladbacher-Str. 1141 


„Das deutsch-brasilianische Atomgeschäft” 
Kommentare, Analysen und Dokumente zum deutsch-bra- 


silianischen Regierungsabkommen 

Herausgeber: Amnesty International (Brasilien-Koordi- 
nationsgruppe Köln) 
Arbei i katholischer Studen- 


ten- und Hochschulgemeinden, Bonn (AGG) 
Bundesverband Bürgerinitiativen Umwelt- 
schutz e.V. (BBU) 


Vertrieb: AGG, 53 Bonn, Rheinweg 34 

Preis: DM4,- 
Mit der Unterzeichnung des westdeutschen Lieferarbkorm- 
mens ist die brasilianische Regierung spektakulär ins Atom- 
geschäft eingestiegen. Durch das Abkommen „über die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der friedlichen Nutzung der Kern 
energie”, welches Bundesaußenminister Genscher und sein 
brasilianischer Kollege Azeredo da Silveira am 27. Juni 
1975 unterzeichneten, sicherten sich die Westdeutschen 
Atomtechnologiekonzerne das größte Geschäft ihrer Ge- 
schichte: insgesamt ist die Lieferung von acht Leichtwasser- 
Reaktoren (Bautyp: Biblis) sowie einer Uran-Aufbereitungs- 
anlage vorgesehen. Mit dieser Aufbereitungsanlage wird Bra- 
silien in die Lage versetzt, aus verbrauchten Brennelemen- 
ten neuen nuklearen Brennstoff für Reaktoren zu gewinnen. 
Faktisch, d.h. unter Umgehung der Kontrollen, weiche von 
der internationalen Atomenergieagentur durchgeführt wer- 
den, ist es dem brasilianischen Unterdrückerregime damit 
möglich, das anfallende Plutonium zur Fertigung von 
nuklearen Sprengsätzen zu verwenden. Das deutsch-brasili- 
anische Regierungsabkommen stellt somit eine massive 
Unterstützung für ein Land dar, das seit 11 Jahren von einer 
Militärdiktatur beherrscht wird; durch die Lieferung der 
Atomtechnologie wird ohne Zweifel gerade das System sta- 
bilisiert, welches seine Herrschaft auf der permanenten Miß- 
achtung der Menschenrechte aufbaut. 
Aber nicht nur aus innenpolitischer Sicht läßt sich das 
Atomabkommen kritisieren; die Nicht-Unterzeichnung des 
Atomwaffenspertvertrages istnur ein Indiz für die Ab- 


. sicht des brasilianischen Militärregimes, in Zukunft über die 
Atombornbe zu verfügen: die angestrebte Führungsrolle 
Brasiliens auf dem lateinamerikanischen Kontinent ist ein an- 


derer Hinweis dafür, daß Brasilien auf den Bau der Atom- 
bombe nicht verzichten wird. 


Zwar sieht das deutsch-brasilianische Atomabkommen vor, 
die Aufbereitungsanlagen durch die Internationale Atom- 
energie-Agentur (IAEA) zu kontrollieren; aber diese ‘Atom- 
polizei’ ist relativ machtlos; die Kontrolleure können, wenn 
irgendwo bombenfähiges Material abhanden kommt, den 
Schwund allenfalls an die JAEA-Zentrale melden, welche 
wiederum den UN-Sicherheitsrat alamieren würde. Selbst 
der Generalinspekteur der IJAEA (Rudolf Rometsch) 

räumt ein, daß „die Wiederaufbereitungsanlage .. . ein kri- 
tischer Punkt bleibt” (vergl. Spiegel Nr. 52/1976), denn 
innerhalb von wenigen Stunden ist es möglich, in bereitge- 
stellte Sprengkörper Piutonium einzubauen und somit 
nukleare Sprengsätze herzustellen. 

Mit der Lieferung deutscher Atomtechnologie wird nicht : 
nur der Eigenbau einer brasilianischen Atombombe herauf- 
beschworen, sondern auch die technologische Abhängig- 
keit des Entwicklungslandes Brasilien verstärkt. Aus Wachs- 
tums- und Profitinteressen der Großindustrie wird die 
Nutzung der riesigen Wasserkraftreserven Brasiliens nicht in 
Erwägung gezogen. Das Atomgeschäft wird für Brasilien 
ein weiteres Anwachsen der ohnehin schon immensen Aus- 
landsschulden bedeuten (Auslandsschulden 1976: 53 
Milliarden DM) 
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Während in der Bundesrepublik die Auseinandersetzung 
um die Kernenergie.durch das Engagement der Bürgerini- 
tiativen auf breiter Ebene im Gange ist, verläuft diese 
Diskussion in Brasilien (wenn überhaupt) auf Experten- 
ebene. ’ 


All diese vielfältigen Aspekte des Atomabkommens zeigt 
eine Broschüre auf, welche in Gemeinschaftsarbeit von 
AGG, ai und BBU erstellt wurde. Auf rund 130 Seiten 
finden sich Kommentare, Analysen und Dokumente zum 
deutsch-brasilianischen Regierungsabkommen. Die Doku- 
mentation bleibt nicht nur auf das brasilianische Atom- 
geschäft begrenzt, sondern sie schließt auch Verweise 
auf Brokdorf, Biblis und Wyhl mit ein. 

Im zweiten Teil der Broschüre sind ausschließlich Dokumen- 
te wiedergegeben. Neben den umfangreichen Vertrags- 
texten des Regierungsabkommens finden sich Originalab- 
drucke der Protestbriefe, Stellungnahmen und Konfe- 
renzbeschlüsse. 


Wenn auch diese Broschüre eine mehr oder weniger lose 
Aneinanderreihung von Dokumenten und Kommentaren 
ist, ohne mögliche Strategien gegen den KKW-Bau aufzu- 
zeigen, stellt sie dennoch eine Hilfe bei der Aufarbeitung 
des Problems „Technologietransfer in die Dritte Welt” 
und der Interessen- und Kapitalverflechtung zwischen der 
BRD und Brasilien dar. 

uk 


Zensur in Brasilien, Dokumente und Materialien Heft Nr. 3 


herausgegeben von 
amnesty international, 


Brasilien-Koordinationsgruppe 
Bergisch-Gladbacher Str. 1141 
5000 Köln 80 


Nach den Themen „Die Ausweisung von Pater Jentel aus 
Brasilien“ (und deren politische Hintergründe) und „Das 
Dokument der politischen Gefangenen in Sao Paulo“ be- 
schäftigt sich das dritte Heft in der Reihe „Dokumente 
und Materialien“ der amnesty international Koordinations- 
gruppe mit der „Zensur in Brasilien“. 

Zunächst wird die „rechtliche“ Grundlage der Zensur un- 
tersucht; chronologisch werden die in die Meinungs- und 
Pressefreiheit einschneidenden Gesetze und Dekrete nach. 
dern Militärputsch von 1964 dokumentiert und kommen- 
tiert 

Wie die Zensur durch die Behörden arsch praktiziert 
wird, welche Auswirkungen sie auf die Arbeit der Betrof- 
fenen —- Journalisten, Schriftsteller etc. — hat, wird im 
Hauptteil nach einer kurzen allgemeinen Einschätzung 
durch eine Reihe von Dokumenten belegt. Zur Pressezen- 
sur wird die These mit Dokumenten untermauert, daß nach 
dem Amtsantritt von Präsident General Ernesto Geisel 
einerseits zwar die Zensur quantitativ zurückging, anderer- 
seits aber qualitativ, d. h. selektiert gegen die kritischsten 
Zeitungen, noch verschärft wurde; außerdem üben die nun- 
mehr unzensierten Zeitschriften eine rigide Selbstzensur. 
Die Schärfe der Pressezensur macht das Beispiel der Zeit- 
schrift Movimento mit dem umfangreichen Bericht „Zur 
Lage der arbeitenden Frauen in Brasilien“ deutlich, wovon 
92 % der Artikel, 84 % der Bilder, 83 % der Tabellen und 
85 % der Zeichnungen der Zensur zum Opfer fielen. 
Ebenso wie die Presse muß auch die Kunst mit der Zensur 
als alltäglicher Realität leben. Die Bedeutung der Unter- 
drückung einer nationalen Kultur streicht der abgedruckte 
Appell von mehr als 400 Künstlern an die Regierung heraus. 
Aus aktuellem Anlaß der Gemeinderatswahlen in Brasilien 
werden die Einschränkungen der Wahlpropaganda, der ein- 
zig erlaubten Oppositionspartei MDB chronologisch festge- 
halten. Die Dokumentation schließt mit der exzessivsten 
Form der Unterdrückung von Journalisten und Schriftstel- 
lern, mit Zeugnissen von Verhaftungen, Folterungen und 
der Ermordung der Journalisten Wladimir Herzog und 
Oswaldo Pfützenreuter. 

Die Broschüre erfüllt ihr Ziel, Nachrichten, Dokumente und 
Analysen in allgemeinverständlicher Form einem breiteren 
Kreis von Interessenten anzubieten. Die Lektüre gibt auch 
denjenigen, deren Informationsstand zu Brasilien gering ist, 
einen Einblick in die politischen und sozialen Dimensionen - 
von Zensur und Repression. Sie vermittelt diesem Leser- 
kreis aber nicht — was sie auch nicht beansprucht — eine all- 
gemeine gesellschaftspolitische und ökonomische Darstel- 
lung des brasilianischen Systems; das erschwert die Einord- 
nung der Phänomene Repression, Folter, Zensur in das für 
sie typische System des abhängigen Kapitalismus (in Latein- 
amerika). Der gute Dokumentarteil ist ein Grund, weshalb 
diese Broschüre auch für bereits Informierte von Interesse 
ist, da er für eine weitere Arbeit über Brasilien sehr nützlich 
sein kann. 


Winfried Cordi 


Die Befreiungsbewegung F POLISARIO (Frente Popular de 
Liberacion de Saguiat El Hamra y Rio del Oro), die seit ih- 
rem Gründungs-Kongreß 1973 einen intensiven bewaffne- 
ten Kampf gegen die Einverleibungsversuche Spaniens, 
Marokkos und Mauretaniens geführt hat, konnte in den 
letzten Jahren große Erfolge erzielen. Diese lassen sich 
nicht nur am Rückzug Spaniens aus len saharischen Gebie- 
ten erkennen, die Jahrhunderte unter seiner Herrschaft 
standen, sondern auch an der an ıaltenden Unterstützung 
des politischen Programms der F POLISARIO durch die 
Saharouis und durch die zu ihr übergelaufenen Führer von 

. anderen politischen Gruppen (vgl. die Broschüre: „Demo- 
kratische Arabische Republik Sahara“, August 76, pdw, 
53 Bonn 1, Buschstr. 20); an der strategischen Organisation 
des bewaffneten Kampfes in der Wüste, die die militärischen 
Angriffe des Feindes besonders erschwert; an der wirt- 
schaftlichen Kontrolle der F POLISARIO über die Phos- 
phatmine von Bou Craa, Solche Erfolge finden ihre Erkla- 
rung in der Entschlossenheit der F POLISARIO und des 
saharischen Volkes, die uneingeschränkte Unabhängigkeit 
und staatliche Souveränität des Landes zu erreichen. 
Nachdem Spanien heute aus dem militärischen Konflikt 
zurückgedrängt ist, muß die F POLISARIO an zwei Fron- 
ten weiterkämpfen: an der marrokanischen und der mau- 
retanischen. Auf die frühere politische Lage in der West- 
sahara wird in iz nr 49 Nov. 75, S. 27 ff eingegangen. 


Wirtschaftliche Interessen Marokkos und Mauretaniens an 
der Westsahara als Hauptgründe des militärischen Konflikts 
in diesem Gebiet. 

Marokko und Mauretanien haben ihre wirtschaftliche und 
politische „Unabhängigkeit“ von Frankreich 1956 bzw. 
1960 erlangt und gleich danach eine auf die Westsahara 
gerichtete Annektionspolitik betrieben, wobei die Einver- 
leibungsträume Marokkos Ende der 50er Jahre — unter 
Mohammed V. — über die Gebiete von Saguiat El Hamra 
und Rio del Oro hinaus bis ins Territorium Mauretaniens 
reichten und Mauretaniens territoriale Ansprüche erst an 
der marokkanisch-saharischen Grenze haltmachten. Der 
kalte Krieg zwischen Marokko und Mauretanien, der ihren 
widerstreitenden Interessen entsprang, dauerte von der Un- 
abhängigkeit Mauretaniens bis zu ihrer Anerkennung durch 
Marokko 9 Jahre später. Ein Abkommen zwischen den bei- 
den Ländern legte zuletzt die Grenzen der zu annektieren- 
den Gebiete fest: Marokko überließ Mauretanien den süd- 
lichen Teil der Westsahara, Rio del Oro. 

Die Kontrolle der F POLISARIO über die Phosphatmine 
von Bou Craa wird ständig vom Plan Marokkos bedroht, 
diese Mine zu annektieren. Marokko als drittgrößter Phos- 
phatproduzent und größter Exporteur dieses Rohstoffs 
der Welt befindet sich zur Zeit in einer sehr schwierigen 
wirtschaftlichen Lage. Das Defizit seiner Handelsbilanz 
gegenüber Frankreich, dem größten Lieferland für Marokko, 
nimmt seit 1973 stark zu. Das Defizit betrug 1972 noch 
148 Millionen Dirhams (1 Dir. = 0,60 DM) und war 1975 
bereits auf 1785,5 Millionen Dirhams gestiegen. Daß sich 
die Handelsbilanz so rapide verschlechterte, ist im wesent- 
lichen darauf zurückzuführen, daß die Nachfrage der In- 
dustrieländer bei Marokko nach Phosphat abgenommen hat, 
da Marokko den Phosphatpreis (nach dem Vorbild der Erd- 
Ölpreissteigerung) um das dreifache erhöhte. Im Gegensatz 
zur Erdölpreiserhöhung der OPEC-Länder führte dieses zu 
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einem Rückgang der Einnahmen des marokkanischen Staa- 
tes, da die Industrieländer sich bei den USA eindecken 
konnten, die gegenüber dem Konkurrenten Marokko eine 
Preisdumpingpolitik betrieben. 

Die verheerende Wirkung der Phosphatkrise von 1973/74 
auf die Handelsbilanz Marokkos wurde dadurch noch ver- 
stärkt, daß die Preise von den aus Marokko exportierten 
Waren auf dem europäischen Markt aufgrund von Handels- 
verträgen und Preisbestimmungen innerhalb der EWG kon- 
kurrenzunfähig waren. (Seit dem 27. April 1976 sehen die 
Marktchancen für marokkanische Produkte aber besser aus, 
da Marokko und die EWG einen fristlosen Vertrag abge- 
schlossen haben, der Marokko vor allem Zollbegünstigungen 
einräumt. Le Monde, 21-22 Nov. 76) 

Fast die einzige Möglichkeit für Marokko, seine Terms of 
trade zu verbessern, ist, den Phosphat- und Phosphorsäure- 
export drastisch zu erhöhen. (Bis jetzt konnte die Phos- 
phorsäure, die als Kunstdünger in der Landwirtschaft be- 
nutzt wird, nicht in Marokko hergestellt werden, da keine 
Gefäße mit genügender Sicherheit zum Transport dieses ge- 
fährlichen Stoffes entwickelt wurden. Dieses Problem wur- 
de inzwischen gelöst, drei Firmen wurden danach zur Her- 
stellung dieses Kunstdüngers in Marokko gebaut. Das er- 
spart die Phosphatverarbeitung zur Phosphorsäure in Häfen 
wie Rouen oder Amsterdam und ermöglicht einen schnelle- 
ren Abbau der Phosphatläger Marokkos.) Die Notwendig-. 
keit eines Exportanstiegs von Phosphat und Phosphorsäure 
war ein wichtiger Grund für den Besuch des marokkani- 
schen Königs Hassan II. in Frankreich vom 22. bis 25. No- 
vember 1976. 

Frankreich soll aber nicht das einzige Abnehmerland von 
Phosphaten sein. Die Verantwortlichen bei der OCP (Office 
Cherifien des Phosphates — königliches Phosphatbüro) sind 
über die Exportentwicklung des Phosphats langfristig opti- 
mistisch. Die Welt wird — von Hungersnöten geplagt — fort- 
fahren müssen, immer größere Mengen Dünger zu verbrau- 
chen, um ihre Bevölkerung zu ernähren. Als Hassan II. vöm 
französischen Rundfunksender Europe I gefragt wurde, wie 
er sich die Verzögerung der UNO-Verhandlungen über die 
Westsahara erklärte, antwortete er: „Es zeigt, daß die UNO 
von diesen marginalen Konflikten genug hat in einer Zeit, 
wo sich die Welt den Problemen der Hungersnöte und der 
Rohstoffe entgegenstellen muß.‘ (Le Monde, 23 Nov. 76) 
Das Hauptziel Hassans II. ist eine rasche kapitalistische 
Wirtschaftsentwicklung Marokkos auf der Grundlage einer 
Monopolstellung auf dem Phosphatmarkt. Um diese Mono- 
polstellung zu erreichen, muß Marokko mit einem flexiblen 
Phosphatangebot operieren können. Dazu wiederum bedarf 
es möglichst großer Förderungskapazitäten. Diese lassen 
sich durch die Ausbeutung der Phosphatmine von Bou Craa 
am besten erweitern. 

Die Annektierung von Bou Craa und die Erschließung neuer 
Absatzmärkte in Hungersnotgebieten würde die Monopol. 
stellung und dadurch eine schnelle Kapitalverwertung Ma- 
rokkos sichern. So soll die „Industrialisierung‘‘ Marokkos 
finanziert werden. 


Die Wirtschaft Mauretaniens basiert auf einer Monoproduk- 
tion von hochprozentigem Eisenerz im nördlichen Gebiet 
des Landes beim früheren Fort Gourand, jetzt F’Derik. 
Dieses Erzvorkommen wurde Anfang der 50er Jahre von 
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einem ausländischen Konsortium unter dem Namen 
„Societe des mindes der fer de Mauretanie“ (MIFERMA) 
erschlossen. Die Weltbank hat sich damals mit 16 Milliarden 
FCFA (100 FCFA = 1,20 DM) an der Finanzierung betei- 
ligt. Heute sind private und öffentliche französische Kapita- 
lien (55,8 %) sowie englische (19 %), italienische (15,2 %) 
und deutsche (5 %) Stahlunternehmen an der Erzförderung 
beteiligt. Der Staat Mauretanien besitzt 5 % des Stammka- 
pitals. Die direkten und indirekten Einnahmen des Staats 
aus dieser Monoproduktion setzen sich aus Konzessionsab- 
gaben, Einkommensteuern und Zollabgaben zusammen. 
Außerdem wurde in einem auf 30 Jahre befristeten Rah- 
menabkommen vereinbart, daß die Gewinne zwischen der 
MIFERMA und dem Staat im Verhältnis 50 zu 50 geteilt 
werden. Nach einer Verbesserung der Ertragslage zwischen 
1966 und 1969 im Vergleich zu den vorherigen Jahren ist 
diese inzwischen wieder gesunken, da die ausländischen Fir- 
men die Erzförderungsmenge reduziert haben. Die wirt- 
schaftliche Abhängigkeit von einer Monoproduktion und 
von ausländischem Kapital hat in Mauretanien zur Stagna- 
tion geführt. 

Statt diese Abhängigkeit teilweise dadurch zu lösen, daß 
eine Verstaatlichung der MIFERMA vorgenommen wird, 


um die wirtschaftliche Entwicklung zu ermöglichen, wird 
von der mauretanischen Regierung ein anderer Weg be- 
schritten: die Annektion des Gebietes Rio del Oro. Sehr 
reiche Rohstoffvorkommen sind dort vorhanden, deren 
Förderung über den Hafen Villa Cisneros Absatz auf dem 
Weltmarkt finden würde. Die FPOLISARIO hat, um die- 
sen Annektionsplänen entgegenzuwirken, im letzten Jahr 
mehrmals im mauretanischen Territorium eingegriffen. 
Ihre letzte erfolgreiche Offensive war die Zerstörung der 
Eisenbahnlinie für Mauretaniens Erztransporte auf mehre- 
ren hundert Metern Länge. Über diese 600 km lange Eisen- 
bahnlinie wird jährlich 80 % des Gesamtexports Maureta- 
niens im Wert von 250 Millionen Mark in die Hafenstadt 
Madhibu transportiert. 

Trotz ihrer Erfolge hat die F Polisario mit großen Schwie- 
rigkeiten zu kampfen. Die Mindestversorgung der nach 
Algerien evakuierten saharischen Bevölkerung, die nicht 


"unmittelbar am bewaffneten Befreiungskampf teilnimmt, 


mit Nahrungsmitteln und Medikamenten ist kaum gesi- 
chert. Der folgende Bericht von „medico international“ 
zeigt, wie notwendig unsere Unterstützung für die sahari- 
schen Flüchtlinge ist, wenn diese ihren Kampf um Unab- 
hängigkeit fortsetzen sollen. 
fbu 


In einem Flüchtlingslager der F Polisario 


Nacht auf unseren Matratzen, auf denen wir — völlig be- 
kleidet und unter einer dünnen Decke — die erste Nacht 
im Flüchtlingslager verbringen. Wir werden schnell mun- 
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ter: ein Schälchen Wasser zum Zähneputzen und Waschen, 
ein Süppchen aus Maismehl, eine strahlende Sonne, klarer 
Himmel und ein tagesfüllendes Programm. Das behagliche 
Gefühl nach der durchfröstelten Nacht steht im Wider- 
spruch zu dem, was wir erwarten, 

Mohamed Ibrahim, Verantwortlicher für die Gesundheits- 
versorgung aller 22 Lager, holt uns zum ersten Rundgang 
in das Lager ab, das wir von unserem Gästezelt aus sehen 
können. Wir gehen zu Fuß über den steinigen Wüstenbo- 
den, sehen die dunklen, spitzen Zelte näherkommen, die sich 
wie eine lange Kette in die Wüste erstrecken und sich dann 
hinter einer Bodenwelle unseren Augen entziehen. Die 
Zelte stehen versetzt in mehreren Reihen rechts und links 


4 der breiten Piste, die durch das Lager führt. Sie sind in 


traditioneller Weise aufgebaut, Holzstangen halten die ge- 
spannten Ziegenhaardecken, die pyramidenartig zum Boden 


A führen. Das stabile Gewebe ist rar und muß oft durch Lap- 


pen und Säcke ersetzt werden. Die Zelte sind dunkel. Durch 
die kleinen, mit Lappen verhängten Eingänge sehen wir Kin- 
der und Frauen mit dem wenigen Material hantieren, das 
ihnen geblieben ist. Überall wird die Standfestigkeit der Be- 
hausungen überprüft, klopfend und zurrend. Es ist viel die 
Rede vom Wüstensandstrurm, der die Zelte zerstört und von 
der Mühe für alle, den kleinen Schutz zu bewahren, den die 
Zelte bieten. 

Zwölf bis fünfzehn Flüchtlinge, meist Frauen und Kinder, 
leben in einem Zelt zusammen, das heißt: etwa 20 Qua- 
dratmeter um zusammenzuhocken oder zu liegen. Die Fa- 
milien sind auseinandergerissen: ein Teil in der jetzt von 
Marokkanern und Mauretaniern besetzten Heimat, die Män- 
ner und Söhne im Befreiungskampf, andere gestorben oder 
vermißt. Die Menschen in den Zelten verbindet ihre Lebens- 
situation und der Kampf um ihren Lebensraum in der Hei- 
mat. Viele Kinder haben Mütter, die nicht ihre Mütter sind, 
viele Alte haben Familien, die nicht ihre Familien sind. 

Der Platz zum Leben ist zum Ersticken eng in der Wüste, 


} die sich nach allen Himmelsrichtungen tausende von Kilo- 


nretern erstreckt. 

Unser Begleiter übersetzt Fragen und Antworten aus der 
Landessprache Hassani ins Französische. Die freundliche 
Zuwendung der Saharouis läßt einen schnellen Kontakt zu. 
In den Zelten hören wir über das Schicksal ihrer Familien 
meist nur am Rande. Der tägliche Kampf gegen Hunger, 
Krankheit und das harte Wüstenklima ist ein Thema, über 
das wir nicht ausführlich zu sprechen brauchen — wir werden 
das alles selbst sehen, meinen die Frauen. Es gibt wichtige- 
res, was sie uns zu sagen haben, beim süßen Nomadentee, der 
für Gemütlichkeit steht und alle miteinander im Gespräch 
verbindet. Die mageren Frauen und Kinder sprechen von 
dem, was sie am Leben erhält. Es sind die Aufgaben, die ih- 
nen in einem gemeinsamen Kampf für ihr Land hier im Lager 
zufallen und die auch Vorbereitung für das Leben nach dem 
Kampf sind. Es sind die Strukturen, die sie aufbauen und 
schon aufgebaut haben, für ein gesellschaftliches Zusammen- 
leben in der Freiheit, die ihnen zum Lebensziel geworden 

ist. 

„Freiheit, sagt Fatima, „ist alles, was wir selbst entschei- 
den können. Freiheit ist lernen und arbeiten mit allen zu- 
sammen und für alle. Wir haben ein Konzept dafür.” 

Das Konzept erfordert ihren ganzen Einsatz: neben den ge- 
meinsamen Gesprächen über die Lösung der Probleme und 
Konflikte des Lagerlebens, die regelmäßig in Gruppen ge- 
führt werden, fällt eine Menge praktischer Arbeit an. Die Or- 
ganisation und Durchführung ihres Lagerlebens erfüllen 

die Frauen und die Männer mit Energie und machen die Kin- 
der schon in geringem Alter zu eifrigen Partnern. 


Wir sehen uns das ganze Lager an und fahren mit dem Land- 
rover zu den anderen Lagern dieses V.erwaltungsbezirkes 
— einer von insgesamt dreien mit je 6 - 8 Lagern — genannt 
nach ihrer Hauptstadt EI Aiun. In allen Lagern finden wir 
die gleiche Situation vor: Menschen, denen man ansieht, 
daß sie alle weniger zu essen haben, als ihre Körper brau- 
chen, selbst dann, wenn die schwere Arbeit nicht an ihrer 
Kraft zehren würde. Sie leben von den schmalen Zuteilun- 
gen, die aus dem befreundeten Algerien über zweitausend 
Kilometer durch die Wüste herangeschafft werden müssen. 
Hunderttausend Menschen sind täglich zu Gast bei denen, 
die sie nicht vergessen haben, die die Not der Flüchtlinge 
zu ihrer eigenen gemacht haben. Und das sind neben den 
Algeriern heute noch sehr wenige. 

Es ist insgesamt zu wenig. 

„Es ist phantastisch”, sagt uns der Verwalter eines fast lee- 
ren Nahrungsmittellagers, „daß die Lockheed-Affaire über 
einen so langen Zeitraum viele Millionen Menschen erreicht 
und sie beschäftigt. Nur ein Bruchteil dieses Interesses 
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reichte für unser Volk aus, um zu überleben und den Skan- 
dal des versuchten Völkermordes an uns aufzudecken.” 
Die Nahrungsmittel werden an alle Lagerinsassen gleich- 
mäßig verteilt. Kinder erhalten eine Zusatzration, die in 
Kinder-Kantinen zubereitet und ausgegeben wird. Wir 
sehen das Zelt, in dem gekocht wird. Ein Fünfzehn-Liter- 
Topf mit einer dünnen Mehlsuppe steht auf dem Gasko- 
cher. 


In jedem Lager befindet sich zudem meist in unmit- 
telbarer Nähe des Dispensariums ein sogenanntes Poli- 
Kultur-Zentrum, welches ausschließlich von Frauen- 
gruppen betrieben wird und in dem, neben Hygiene- 
und Gesundheitsaufklärung zweimal täglich zu fest- 
gesetzten regelmäßigen Zeiten an Kinder Zusatzer- 


nährung meist in Form von dünnen Suppen ausgege- 
ben wird. Schwangere und stillende Mütter werden 
nur selten und in weitaus zu geringfügigem Umfang 
mitbetreut. Trotz häufigem Mangel an Nahrungsmit- 
tel- und Brennmaterial wird versucht, die Kantinen- 
verpflegung möglichst regelmäßig auszugeben. (Aus 
dem offiziellen Reisebericht) 


„Heute hat unsere Mahlzeit fast gar keinen Nährwert”, 
sagt uns die Kantinenleiterin, „aber es ist wichtig, daß 

alle Kinder zum Essen kommen. Manchmal gibt es mehr, _ 
manchmal weniger, manchmal fällt das Essen aus, wenn wir 
kein Gas bekommen. Aber die Kinder sind hier und eines 
Tages werden wir ihnen genug zu essen geben können.” 
Die Kinder sitzen im Sand und warten auf das bißchen 
heiße Suppe. Nach dem Essen werden sie wieder in das 
Schulzeit gehen oder Lehmziegel für die festen Bauten 
formen. Zusammen mit den Frauen hauen sie unter dem 
Wüstensand hartes Lehm-Sand-Gemisch heraus, weichen es 
mit Wasser auf, formen aus dem dicken Brei Ziegel und 
bauen daraus niedrige, schmale, langgestreckte Baracken, 
in denen die wichtigsten Funktionen für das Gemeinwe- 
sen wahrgenommen werden. 

Neben den Mangelsituationen in allen Lebensbereichen 
stoßen wir wiederholt auf zwei weitere Probleme mit gro- 
Ber Auswirkung: Wasser und Brennmaterial. Das Wasser 
kommt aus einigen Tiefbrunnen, die es in der Region 

gibt und wird in Tankwagen zu den Lagern transportiert. 
Es ist kein sauberes Wasser, stark salzhaltig, streng-ratio- 
niert. Als Trinkwasser muß es seinen Dienst leisten, auch 
wenn die gesundheitsschädliche Wirkung wohlbekannt ist. 
Das Abkochen des Wassers ist nur eine theoretische Lö- 
sung, da der Mangel an Brennmaterial einschneidend ist. 
Das Flaschengas reicht kaum für die öffentlichen Aufga- 
ben wie Kantinen und medizinische Versorgung aus. Die 
Zeltfamilien verfügen über ein kleines Häufchen Holz und 
Gestrüpp, was aus der Umgebung oft über 100 km von den 
Lagern entfernt in der Wüste zusammengesucht wird. Alle 
paar Kilometer findet sich ein Busch, selten ein Baum. Fuß- 
märsche bis über 40 km von einer Gruppe von Frauen sind 
an der Tagesordnung, Sie wandern so weit in die Wüste in 
der Hoffnung, mit einem Rücken voll brennbarem Material 
zurückzukommen, um die Getreideration, Brei oder Suppe 


Die Bekleidung, insbesondere der Kinder, ist völlig 
unzureichend für die kommenden klimatischen Be- 
dingungen im Wüstenwinter. Es stehen auch nicht ge- 
nügend Schlafdecken zur Verfügung, um die Menschen 
vor dem nächtlichen Absinken der Temperaturen in 
den Wintermonaten auf unter oCelsius zu schützen. 
(aus dem offiziellen Reisebericht) - 
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anrichten zu können. Holz als Gold des Haushaltes, behütet 
als Lebensspender. 

Wir haben Glück: In einem der Lager ist ein LKW voll mit 
Holzästen angekommen. Die Lagerbevölkerung steht in 
einem riesigen Kreis um das Gold der Wüste. Unzählige 
Häufchen werden vorbereitet, für jedes Zelt eins. Die Men- 
schen geben die Größe der Zeltfamilie an. Es wird sorgsam 
abgewogen — ein Ästchen mehr, ein Ästchen weniger? Es 
wird genau geteilt, alle sind dabei, keiner arbeitet für seinen 
persönlichen Vorteil. Als alles klar zu sein scheint, nehmen 
die Familiensprecher ihr Häufchen auf und tragen es zu ih- 
rem Zelt. Erleichterung für ein paar Tage. 

Wir sehen einige wenige Ziegen in den Lagern. Die Ziegen ge- 
ben ein wenig Milch und stellen die Eiweißreserve für den Not- 
fall dar. Sie finden keine Nahrung zwischen Sand und Stei- 
nen und müssen, wie die Menschen, von außen ernährt 
werden. Mager und hungrig kauen sie Papierfetzen und zup- 
fen Zeltlappen. Nach diesen ersten Eindrücken über die La- 
gersituation wenden wir uns intensiver der Gesundheitsver- 
sorgung in den Lagern zu. In jedem Einzellager gibt es ein 
kleines Versorgungszelt, in dem Krankenpfleger einen Ba- 
sisdienst tun. Die Medikamentenausstattung ist ärmlich, alle 
warten sehnsüchtig auf unsere große Sendung, die noch auf 
der 2000-Kilometerstrecke ist. Die Pfleger haben gute Grund- 
kenntnisse, sind in ständigem Kontakt mit dem Verant- 
wortlichen für das Gesundheitswesen im Verwaltungsbezirk 
und werden regelmäßig von unserem Begleiter Mohamed 
aufgesucht, der die gesamte Koordination im Bereich der 


Gesundheit für alle Lager übernommen hat. Eigene Ärzte 
gibt es nicht. Ein oder zwei Ärzte aus dem Ausland kommen 
immer mal für einige Wochen in die Lager, um zu beraten 
und zu kurieren. Es gibt zwei Gesundheitsstationen in neu- 
gebauten Lehmbaracken, in denen auch spanische Kranken- 
schwestern einen sachkundigen und engagierten Dienst tun. 
In den kleinen Zimmern finden wir immer das gleiche Bild: 
Kinder, Frauen und Männer, ausgemergelt bis auf die Kno- 
chen. Hineingeraten in den Teufelskreis der Unterernäh- 
rung, Krankheit und vielleicht Tod. Uns erschreckt der Zu- 
stand derer, die hier hingekommen sind, zutiefst. Doch es 
wird noch viel schlimmer, werden wir belehrt. Der Winter 
steht vor der Tür. Der Winter in der Wüste, das Schreckge- 
spenst. Tagsüber Hitze, nachts Kälte unter dem Nullpunkt. 
Fast täglich Sandstürme, die den geringen Schutz der Zel- 


te immer wieder zunichte machen. Dies bei Unterernäh- 
rung und, wenn’s hochkommt, Sommerbekleidung am 
Leib. Im letzten Jahr starben etwa einhundert Kinder pro 
Tag. In diesem Winter wird es, entsprechend der Zunahme 
der Flüchtlinge, das doppelte werden, wenn sich die Bedin- 
gungen nicht bald und wesentlich ändern. Nahrungsmittel! 
Vitamine! Bekleidung! Decken ! 

Zeltmaterial! Schon jetzt sind die wenigen sturmfesten 


_ Lehmbaracken überfüllt. Schon jede banale Infektion _ 


packt bei den unterernährten Kindern lebensgefährlich zu. 
Sie warten auf die Grippe-Epidemie, vor der sie sich nicht 
schützen können, und die unter den Lagerbedingungen wie 
ein tödliches Geschenk von einem zum anderen gereicht 
wird. Wir hören dies angesichts der kranken Kinder und be- 
kommen die Stichworte: ein Mädchen, sechs Monate alt, 
Darminfektion, Atemweginfektion, ihr Geburtsgewicht ist 
bereits unterschritten — ein Säugling aus Haut und Knochen. 
So geht es weiter. Im nächsten Raum sind die, die es „‚ge- 
schafft” haben. Daumendicke Ärmchen, schmale Gesicht- 
chen, die Augen schwarz, groß und ernst — wir sind ange- 
klagt. Diese Kinder haben Glück gehabt, sind „durchge- 
kommen” werden noch einige Wochen gefüttert, hochge- 
päppelt, warm gehalten, bis sie in den beginnenden men- 
schenfeindlichen Wüstenwinter entlassen werden. Rehabi- 
litationsstation. 

Neben den weiteren Krankenzimmern, in denen Frauen wie 
kleine Häufchen unter ihren Tüchtern verborgen liegen mit 
fieberhaften Erkrankungen, gibt es ein Notfallzimmer, in 
dem — halbwegs gut ausgerüstet — die Intensivbehandlung 
eingeleitet wird. 

„Die Patienten kommen zu spät”, klagt die spanische Kol- . 
legin. „Was wäre, wenn sie rechtzeitig kämen?” fragen wir 
angesichts der vollen Krankenstationen und dem Mangel an 
Material. Bei der Beantwortung dieser Frage kommen wir 
wieder auf den Ursprung des Problems. Die Krankenschwe- 
ster gibt uns recht, es ist nicht das „zu-spät-gekommen- 
sein” allein..Es ist das Problem des Teufelskreises. Mit ihren 
Armen und Händen beschreibt sie einen großen Kreis in 
der Luft und sagt: „Mangelernährung! Kälte! Mangelnde 
Hygiene! Verdrecktes Wasser! psychischer Stress! Trockene 
Mutterbrüste!” Plötzlich schlägt sie mit der rechten Hand 
durch den Kreis und sagt: „Da muß man es treffen! Das 
sind die Verursacher. Wir sind nur noch Verwalter der Fol- 
gen.” 

Unter diesem Eindruck verlassen wir das „Zentral-Hospi- 
tal” für zwei Bezirke. Wir kommen zum Abendessen in un- 
ser Zelt, und es fällt uns schwer, uns über das zu freuen, 
was unseren Gastgebern traditionsgemäß zu einer der größ- 
ten Freuden gehört: ein gutes Essen zusammen mit Gästen 


In jedender Lager befindet sich ein mit kleinen 
Steinen begrenzter Platz, auf dem regelmäßig Zu- 
sammenkünfte der Lagerbewohner stattfinden. 

Die Lagerbevölkerung ist, meist vorgegeben von der 
Zahl der Bewohner der Zelte, in Zwölfergruppen 
eingeteilt. Es besteht die Verpflichtung, alle auftre- 
tenden Probleme zunächst in den Zwölfergruppen 
zu besprechen und erst bei gruppenübergreifenden 
Problemen oder Problemen von allgemeinem Inte- 
resse für das jeweilige Lager bei den Forumsdiskus- 
sionen vorzutragen. Auf dem Versammlungsplatz 
finden zudem abends Theaterabende, Liederabende 
und Problemdiskussionen statt. In den Problemdis- 
kussionen spielt die Bewußtseinsbildung unter den 
Lagerbewohnern eine große Rolle (Aus dem offiziel- 
len Reise-Bericht) 


und Freunden. Ein besonders gutes Essen mit Fleisch, 
Hirse und Gemüse: Cous-Cous. „Warum schlachtet ihr für 
uns ein Zicklein, meine Güte. .. ” Der Lagerälteste lächelt 
und beruhigt uns mit dem Hinweis, daß die schönsten und 
liebsten Werte seines Volkes auch in diesen Lagern nicht 
verkommen werden: mit dem Gast etwas Gutes zu essen, 
sich zu freuen und beim Tee ein gutes Gespräch zu haben. 


Am späten Abend gibt es noch eine Überraschung: wir 
gehen „ins Theater”. Wir sitzen auf dem Boden zusammen 
mit den Lagerbewohnern. Die Kinder sitzen neben den Frau 
en, sind ganz still und voller Spannung vor dem dünnen 
Vorhang, der die Bühne nur in Konturen erkennen läßt. 
Wir sehen heute Abend mehrere Szenen von einer Thea- 
ter- und Gesangsgruppe, die sich vor einigen Wochen ge- 
bildet hat und heute ihre Erstvorstellung gibt. In den Lie- 
dern wird der Mut der kämpfenden Männer und Frauen be- 
sungen und der Tod ihres Helden EI Quali, der weiterleben 
wird, weil er ihnen den Mut zum Kampf, den Mut zur 
Selbstverwaltung gegeben hat. In den Szenen werden die 
Probleme der Lagersituation gespielt. 
"Breiten Raum nimmt die Entwicklung der Frauen ein, ihr 
Lernprozess und ihre Kraft. Es wird viel gelacht, wenn sich 
die Männer in den Szenen über die Frauen erheben und 
alle applaudieren heftig, wenn sich die Frauen mit Erfolg 
dagegen wehren. Alle sind entspannt und fröhlich. Wir 
auch. 
In der zweiten Nacht beginnt ein Sandsturm, der uns 
mehr oder weniger stark die restlichen Tage unseres Auf- 
enthaltes in den Lagern begleitet. Wir sind von unseren 
Freunden in Tücher vermummt worden und lernen, sie 
fachgerecht zu binden. Der Sturm reiß den sehr grob- 
körnigen Sand mit großer Gewalt hoch. Der Sand peitscht 


wie Glassplitter in die unverhüllten Gesichter: In gebücktem 


Gang kämpfen alle Schritt für Schritt gegen Sturm und Sand. 


Die Sicht ist behindert. Zelte brechen zusammen. Der 
Kleinkrieg gegen den Wüstensturm beginnt, die Mühsal 
wird zur Qual. Wir werden so lieb von allen bedauert, sie 
haben gehofft, daß wir dies nicht erleben müssen. 

„Ist Tas denn besonders schlimm heute?” ‚Nein, dies ist 
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Ein großer Teil der Flüchtlinge sind aber Fischer von 
der Küste, Händler und Handwerker sowie Phosphat- 
arbeiter, die sich unter den Wüstenbedingungen ent- 


sprechend schwer tun. (Aus dem offiziellen Reisebe- 
richt) 


normal. Die heftigen Stürme kommen erst im Winter.” 
Außerhalb der Zelte wirbelt der Wüstensand durch die Luft. 
In den Zelten werden alle Gegenstände mit einer dicken 
Sand-Staubschicht überdeckt. Wir bekommen bei unserer 
Arbeit in den Lagern die ganze Härte des Klimas zu spüren 
und wissen dabei, daß wir nur das erleben, was alltäglich ist, 
womit hier gelebt wird. Diese enorme Behinderung gehört if 
den Lagern bereits zur Routine. Das, was im Winter wird, 

ist gefürchtet. Uns fällt es nicht mehr schwer, uns eine Vor- 
stellung davon zu machen. 

In den folgenden Tagen besuchen wir die weiteren Lager in 
den Verwaltungsbezirken Esmara — der etwa 25 km von dem 
Bezirk El Aiun entfernt liegt — und dann weiter, 150 km 
entlang der mauretanischen Grenze in den Bezirk Dachla. 
Die Flüchtlinge werden nach Möglichkeit in die Lager einge- 
wiesen, die den Namen ihrer Heimatorte tragen, wo sie an- 
dere Flüchtlinge aus ihrer Gegend treffen und wo auch sie 


AUSZUG AUS DEN BERICHTEN DER 
INTERNATIONALEN LIGA FÜR DIE MENSCHEN- 
RECHTE (FIDH) 

Der Bericht des Rechtsanwalts Denis Payot, General- 
sekretär der FIDH, über die Situation in der ehe- 
mals spanischen Westsahara, stellt Ende Oktober 1976 
fest: „Nach den Prinzipien des Menschenrechts ver- 
stößt die marokkanisch-mauretanische Invasion ge- 
gen das Völkerrecht.” Die FIDH erkennt die FREN- 
TE POLISARIO als legitimen Vertreter der Sahauris 
an, die einhellig und um den Preis ihres Lebens in 
nationaler Unabhängigkeit regieren. Zur aktuellen 
Situation der 100 000 Flüchtlinge heißt es in Denis 
Payot’s Bericht wörtlich: „Als humanitäres Problem 
ist die Lage der Flüchtlinge das Drückendste. Tuber- 
kulose und Bronchialerkrankungen, wie auch andere 
Erkrankungen, sind an der Tagesordnung. Kinder und 
alte Menschen leiden entsetzlich unter dem Nacht- 
frost, 4 Grad minus in der Sahara, und unter Mangel. 
Die Berichterstatter sind nach ihrer Rundreise in der 
Westsahara tief bewegt durch das Schicksal dieser 
zehntausende Menschen, die Not und Entbehrung 
mit Würde und vollkommener Disziplin ertragen. Die 
Organisation des Lebens in den Lagern wird aus- 
schließlich von der Sahauribevölkerung getroffen 

und es gäbe viel zu berichten über die außergewöhn- 
liche Qualität der Organisation. Es kann keinen Zwei- 
fel daran geben, daß die äußerste Entschlossenheit 
dieses Volkes einen Sieg der FRENTE POLISARIO 
möglich machen könnte.” Der Bericht der FIDH 
befürchtet für den Fall, daß dieser rationale Erfolg 
nicht erreicht werden kann, einen Genocid, einen Völ- 
kermord an den Sahauris und fordert: „Was die Fra- 
gen der Gesundheit anbelangt, so alarmieren die Be- 
richterstatter hiermit die FIDH; denn genauso wie 

ein Völkermord nach den Beschlüssen der UNO ver- 
mieden werden muß, ist es unerläßlich, diesem ge- 
fährdeten Volk zu helfen.” 


2 
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gefunden werden können. Mit dem, was sie in den Lagern 
lernen, wollen sie dann beim Wiederaufbau nach der Rück- 
kehr in ihre Heimat behilflich sein, ihre Kenntnisse anwen- 
den und weitergeben. 

Alle Lager sind in Aufbau und Struktur gleich. Es gab keine 
wesentlichen Überraschungen bei dem Vergkich der Lager 
untereinander. Umverteiltes Elend, keine Privilegien. Enor- 
me Anstrengung aller, das zu erhalten, was möglich ist. Die 
Aktivität verhindert Resignation. Sie schenkt der Angst um 
das Überleben eines jeden einzelnen keinen Raum. Das 
Entsetzen und die Empörung der Flüchtlinge wird in einen 
Kanal geleitet, aus dem Kraft und Entschlossenheit kommt 
für das, was Fatima die Freiheit ihres Volkes nennt. 

Wir verlassen am fünften Tag die Lager mit einem Bewußt- 
sein, das aus der Betrachtung des Elends der Flüchtlinge ge- 


WIE POLITISCH DÜRFEN ENTWICKLUNGS- 
HELFER SEIN? 

DED VERHINDERT AUSREISE EINES ENT- 
WICKLUNGSHELFERS 


Presseerklärung der Entwicklungshelfer des 
IV. Quartals Wächtersbach und Berlin vom 
12.12.1976: 


Entwicklungshelfer drohen mit Nichtausreise. 


„Zu erheblichen Spannungen zwischen zukünftigen 
Entwicklungshelfern (EHs) in den Vorbereitungsstät- 
ten Wächtersbach und Berlin in der Geschäftslei- 
tung des Deutschen Entwicklungsdienstes (DED) ist 
es gekommen, weil einem Vorbereitungsteilnehmer 
die geplante Ausreise zum 29.12.1976 auf Grund ei- 
nes laufenden Ermittlungsverfahrens verweigert wer- 
den soll. 

Der 29jährige Ingenieur H.J. B. wurde am 16.10.76 
in Bonn als unbeteiligter Passant in eine Auseinan- 
dersetzung zwischen der Polizei und Teilnehmern ei- 
ner Kundgebung verwickelt. Die Kundgebung wandte 
sich gegen einen beim Bonner Amtsgericht laufenden 
Prozeß gegen Teilnehmer einer $ 218 Demonstration 
vom 21.9.1975, an der sich damals 25.000 beteiligt 
hatten. Bei der Auseinandersetzung kam es zu einem 
Handgemenge und Festnahmen durch die Polizei, bei 
denen der Betroffene und ein Polizist verletzt wur- 
den. Der DED wurde von H. J. B. umgehend über den 
Vorfall informiert. 

Vor wenigen Tagen erfuhr er, daß die Geschäftslei- 
tung (GL) des DED seine Ausreise vom Ausgang eines 
eventuellen Verfahrens abhängig machen will. Von 
Seiten der Staatsanwaltschaft liegen jedoch keine Be- 
denken gegen eine Ausreise vor. 

Von 106 zukünftigen EHs, die sich zur Zeit in den 
Vorbereitungsstätten des DED befinden, schlossen 
sich 100 einer Erklärung an die GL an, in der sie eine 
Unterzeichnung der Verträge von der Ausreise H. J. 
B’s abhängig machen. Um ihren Forderungen Nach- 
druck zu verleihen, waren am Donnerstag voriger 
Woche 90 Vorbereitungsteilnehmer nebst Mitgliedern 
des Lehrpersonals aus Berlin und Wächtersbach in 
Bonn angereist, um ein Gespräch über die Angelegen- 
heit mit der GL zu erzwingen. Die zweieinha!b-stün- 
dige Unterredung führte zu keiner Annäherung der 
Standpunkte. 


prägt ist, aber auch durch die Betrachtung ihrer Selbstorga- 
nisation und Entschlossenheit. Wir haben gesehen, daß sie in 
unserer Welt totgeschwiegen werden und sich dies nicht er- 
klären können. Sie haben viel Hoffnung auf „unseren Sieg 
und eure Solidarität” — wie sie zum Abschied zu uns sa- 
gen. 


Nähere Informationen bei und Spenden an: 


medico international 
Homburger Landstr. 455 
6000 Frankfurt 50 


Die zukünftigen EHs erklärten daraufhin, daß die für 
Mittwoch geplante Unterzeichnung der Verträge un- 
terbleiben werde, wenn die GL ihren Standpunkt 
nicht ändere. 


Die EHs machen der GL zum Vorwurf, daß die In- 
fragestellung der Ausreise von H.J. B. einer Vor- 
wegnahme eines Gerichtsurteils durch den DED 
gleichkommt. Desweiteren lehnen sie es ab, daß 
die GL auf Grund des Vorfalls die Eignung des 
Betroffenen anzweifelt. 

Mehrfache Äußerungen aus der Geschäftsstelle 

des DED und die Tatsache, daß es sich bei der 
Auseinandersetzung mit der Polizei um eine 
Aktion gegen den $ 218 handelte, lassen nach Mei- 
nung der EHs den Schluß zu, daß bei der Ent- 
scheidung der GL über die Nichtausreise von H.J. 
B. politische Gesichtspunkte eine Rolle gespielt 
haben. Den Äußerungen war zu entnehmen, daß 
von Seiten des DED Befürchtungen bestehen, daß 
ein zukünftiger Mitarbeiter mit bestimmten politi- 
schen Aktionen in Verbindung gebracht werden 
könnte. 


Sollte es zwischen Vorbereitungsteilnehmern und 
GL nicht zu einer Einigung kommen, brächte dies 
nicht nur erhebliche soziale Härten für die Nicht- 
ausreisenden mit sich, sondern hätte auch die Ge- 
fährdung einer großen Zahl von Entwicklungshilfe- 
projekten in Ländern der 3. Welt zur Folge.” 


Wie wir erfahren konnten, hat am 22.12.76 ein Ver- 
mittlungsausschuß getagt, in dem neben einem 
Vertreter der Geschäftsleitung des DED und einem 
Vertreter der Entwicklungshelfer noch der von den 
EH vorgeschlagene Professor Ipsen (Bochum) saß. 
Die Entscheidung der GL des DED wurde mit 
2:1 Stimmen bestätigt, Begründung war der an- 
stehende Prozeß. Die EH haben sich dieser Ent- 
scheidung gebeugt und sind inzwischen alle ausge- 
reist. 

Red. 


Liberia 


LIBERIA IN SEINER BEDEUTUNG FÜR "JEUTSCHES 
KAPITAL 

Robert Kappel 

Ende Mai hat Liberias Präsident William ''olbert die Bun- 
desrepublik besucht. Vor einem Jahr w‘.r Außenminister 
Genscher in Liberia. Die Staatsbesuch« dienen dem Aus- 
bau der Kontakte zwischen den beide a — ungleichen — 
Partnern. 

Die BRD sieht Liberia als wichtige . Verbündeten in Schwarz- 
afrika an. Politisch hat Liberia grc de Bedeutung in der der- 
zeitigen Entwicklung Schwarzafrikas für die BRD. Zu- 
sammen mit der Elfenbeinküste u.a. unterstützt Liberia 
den friedlichen Übergang zur Machtübernahme in Südafri- 
ka. So empfing Tolbert den südafrikanischen Ministerprä- 
sidenten Vorster und war zugegen bei den Gesprächen zwi- 
schen Houphouet-Boigny und Vorster in der Elfenbein- 
küste. Weitere politische Übereinstimmungen ergaben 

sich bei der von der UNO verabschiedeten Resolution ge- 
gen den Zionismus, die Liberia ebenfalls ablehnte. Wirt- 
schaftlich gibt es enge Beziehungen. Die Bundesrepublik 
ist der zweitgröße Außenhandelspartner nach den Ver- 
einigten Staaten. 40 % aller Eisenerzimporte der BRD 
stammen aus Liberia. 


Die Geschichte der Beziehungen zwischen ungleichen 
Partnern. 

Schon seit über hundert Jahren bestehen enge Beziehungen 
zwischen deutschem Kapital und Liberia. Nach der politi- 
schen Unabhängigkeit Liberias 1847 nahmen vor allem 
Hamburger und Bremer Kaufleute Handeslbeziehungen auf. 
1857 wurde zwischen Liberia und den freien Hansestädten 
Bremen, Hamburg und Lübeck ein Freundschafts-Handels- 
und Schiffahrtsvertrag abgeschlossen, der den beiden Part- 
nern „freien” Handel zugestand. Während deutsche Kauf- 
leute sich in.Liberia niederließen, billig Kaffe, Palmöl, 
Elfenbein, Farbhölzer usw. einkauften und teuer Alkohol 
und Tand verkauften, und so die liberianischen Völker aus- 
plünderten, war Liberia nicht in der Lage, gleichwertigen 
Handel aufzunehmen. Dazu fehlte es an Handelskapital, 

an einer Seeflotte, die die Waren hätte transportieren kön- 
nen und an deutschen Abnehmern. Bis zum 1. Weltkrieg 
wurde Deutschland wichtigster Handelspartner, der es 
verstand, Liberia nahezu vollständig unter Kontrolle zu 
bringen, ohne daß Liberia Kolonie wurde. 

Wie die deutschen Kaufleute sich als Unterdrücker und 
Ausbeuter aufführten, zeigt exemplarisch der Brief des 
Kaiserlichen Konsuls in Monrovia, August Humpelmayr: 
„In sehr vielen Fällen betrachten Deutsche den Liberianer 
und seine Regierung als absolut unberechtigt zur Handha- 
bung ihrer Gesetze und Polizei, und indem sie auch die ge- 
bildeten Liberianer, sowie die Beamten bis zu den höchsten 
Stellen hinauf als gemeine Nigger behandeln ... tragen sie sehr 
dazu bei, daß die Deutschen. nichts weniger als beliebt, son- 
dern geradezu gefürchtet und gehaßt sind.” (1) 

Das deutsche Kapital unterschied sich durch nichts von dem 
englischen, amerikanischen und französischen Kapital, 

das ebenfalls imperialistische Interessen in Liberia vertolgte 
Deutschland hatte jedoch eine exponierte Handelsstellung zu 
verlieren, die es sich durch eine geschickte Anleihepolitik er- 
worben hatte. Durch ein sogenanntes „order system”, durch 
das die Verschuldung Liberias von 800 Tsd. $ aufgehoben 
werden sollte, gelang es den deutschen Kaufleuten, die 
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.. gesamten Zolleinnahmen des Staates zu beschlagnahmen. So 


war der liberianische Staat ein Staat, der vollständig von 
ausländischem Kapital abhängig war, keine eigenständige 
Basis hatte und nur über neue Anleihen im Ausland in 

der Lage war, die Abhängigkeit von einem Schuldnerland 
auf das andere zu übertragen. Liberia blieb so im Verlaufe 
seiner Geschichte Spielball der imperialistischen Nationen, 
die liberianische Kompradoren einsetzten, um ihre Poli- 
tik und die Ausbeutung der Rohstoffe und der Menschen 
Liberias ungestört vornalımen. Bis zum 1. Weltkrieg war 
Liberia hauptsächlich abhängig von europäischem Kapital; 
nach dem 1. Weltkrieg geriet es unter die Kontrolle der 
USA, vor allem unter die Kontrolle des Reifenkonzerns 
Firestone Cy. 

Die ökonomisch dominierende Position vor dem 1. Welt- 
krieg konnte das deutsche Kapital danach nicht wieder er- 
reichen. Zwar gelangten deutsche Kaufleute wiederum in 
eine führende Stellung, doch amerikanischer Kapitalexport 
führte zur Errichtung der größten Kautschukplantagen der 
Welt. Der Firestone Konzern erwarb 1927 durch ein Ab- 
kommen 1 Mio. Acres (= 40 %) des gesamten liberianischen 
Staatsgebietes) zu einem Spottpreis und mußte jährlich für 
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die Nutzung lediglich einige Cents pro Acre an den Staat 
abführen. Dieser Konzessionsvertrag war der Abschluß ei- 
ner Verschuldungsstrategie amerikanischen Kapitals, das 
nach der Etablierung daran ging, Arbeiter für die Plantagen 
zu rekrutieren und zu versklaven. 1930 wurden diese Prak- 
tiken aufgedeckt und der Präsident von Liberia King 

der Sklaverei angeklagt. Firestone blieb unbehelligt. Dem 
deutschen Handelskapital gelang es zwar den Handel in den 
20iger und 30iger Jahren zu 75 % zu dominieren, aber er 
genügte nicht zur Kontrolle des ganzen Landes. 

Mit Beginn des 2. Weltkrieges geriet Liberia vollständig un- 
ter amerikanische Hoheit. Nahezu sämtliche Importe kamen 
aus den USA und fast sämtliche gingen in das ehemalige 
Mutterland. Liberia wurde als „Firestone-Country” bezeich- 
net, worin zum Ausdruck kommt, daß Firestone ökonomisch 
und politisch in Liberia herrschte. Die einseitige Ausrich- 
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tung der Ökonomie auf einen Konzern und ein Produkt 
konnte erst ab 1950 durch die Entdeckung von Eisenerzen 
allmählich aufgehoben werden, allerdings nicht die Extra- 
version des liberianischen Wirtschaftssystems. 

Nachdem nach 1945 die Neuaufteilung der ökonomischen und 
politischen Einflußgebiete vorgenommen wurde — die USA 
eroberten sich die führende Position in der Welt — ver- 
suchte die BRD im Fahrwasser der USA, ihre alten Handels- 
beziehungen wieder aufzunehmen. Doch das Handelskapital 
spielte eine immer unbedeutendere Rolle, immer wichtiger 
wurde aufgrund der Entwicklung in Europa und Nordameri- 
ka der Kapitalexport. Auch deutsches Kapital investierte 
immer stärker in Liberia und erschloß sich wichtige Eisen- 
erzvorkommen. Bei einer Importabhängigkeit bei Eisenerz 
von 95 %, einem Gesamtimportwert von 1,9 Milliarden DM 
1973 und 55,4 % der Importe aus Entwicklungsländern (2) 
kommt Liberia wegen seiner riesigen Eisenerzvorkommen 
mit hohem Eisengehalt besondere Bedeutung zu. 

Die USA sind derzeit noch wichtiger ökonomischer Faktor 
in Liberia. Gleich danach folgt die BRD, dessen Position 
immer stärker wird. Das zeigt sich an vielerlei Daten: 

1. Die BRD ist zweitwichtigster Handelspartner Liberias. 
Der Anteil an den Exporten betrug 1972 17,2%, an den 
Importen 11,2 %. Die folgende Tabelle zeigt die Verschie- 
bung der Anteile am Export (in %) zugunsten der BRD. (3) 


1952 1960 1970 
USA 92,9 524 23,2 
BRD 1,1 83 17,8 
Italien _ 2,2 10,3 
Niederlande 3,5 3,5 15,3 
Japan _ _ 7,5 


2. Die öffentliche Verschuldung Liberias bei der BRD belief 
sich 1975 auf 174,4 Mio $ (5) Vor allem wurden davon 
Straßenbauprojekte, Holzverwertungsuntersuchungen, geo- 
graphisch-geologische Forschungen zur Sichtung der Roh- 
stoffe und Wasserversorgungsprojekte finanziert. 

3. Insgesamt hat privates deutsches Kapital von 1952 - 1970 
ca. 150 Mio DM in Liberia investiert. Bis zu diesem Zeit- 
punkt war Liberia zweitwichtigstes Investitionsgebiet 
Afrikas. 95 % der Investititonen wurden im Eisenerzsektor 
vorgenommen. An der Bong Mine Company (BMC), die ein 
70-jährige Konzession in Liberia besitzt und die 1975 

6 Mio to Eisenerz produzierte, ist zu 75 % deutsches Kapi- 
tal beteiligt, davon allein 37,3 bei Thyssen, des weiteren 
Hoesch, Rheinstahl und Krupp. 40 % der deutschen Eisen- 
erzimporte kommen aus Liberia. 

4. Im agrarischen Bereich sind u.a. die Hamburger Handels- 
firmen Afrikanische Fruchtkompanie Laeisz, die Salala 
Rubber Corporation, an der die Hamburger Firma Nord- 
mann und Rassmann und Co. beteiligt ist, die Maryland 
Logging Company und der Reifenkonzern Uniroyal. (5) 

5. Deutsches Handelskapital ist führend im Import und Ex- 
portgeschäft, so u.a. das Handelshaus Jos. Hansen. 
Kennzeichnend für das Verhältnis zwischen deutschem 
Kapital, dem deutschen Staat und Liberia ist: 

1. Als wichtigster Abnehmer des in Liberia geförderten 
Eisenerzes, profitiert das deutsche Kapital von der Ent- 
wicklung der Preise für Eisenerz, die für Liberia einen 

Trend nach unten haben: Betrug der Preis pro Tonne 

1965 12,3& ‚so fiel er bis 1971 auf 10,3 & (6). Ausgehend 
von 1965 hat Liberia allein durch den Preisrückgang bis 
1971 33,1 Mio $ verloren. Rechnet man bis 1975 noch den 
Abwertungsverlust des Dollars — Liberia hat bislang als Wäh- 
rung die amerikanische beibehalten müssen — hinzu, dann 
summiert sich der Verlust nochmals zusätzlich auf min- 
destens 72 Mio $ (7). Diese Profite fließen zu 75 % in die 
Hände der deutschen Anteilseigner der BMC. Das sind 


Verluste, die Liberia allein durch den Preisrückgang und 
durch die Abwertungen des Dollars verloren gehen. Dazu 
kommen noch die „normalen” Profittransfers, die in Libe- 
ria, der LAMCO, 1974 allein 26,6 Mio $ Reingewinn abge- 
ben. Ähnliche Zahlen dürften sich für BMC errechnen las- 
sen. Geschätzt werden können die Reingewinne der BMC 
auf jährlich ca. 20 Mio. $ ‚in 10 Jahren Ausbeutung der 
Rohstoffe also 200Mioß$ . 

Längst hat sich das investierte Kapital mehrfach bei den deut- 
schen Konzernen wiedergefunden. 

2. Liberia ist im Ausland stark verschuldet, vor allem bei 
den USA und der BRD. Der durchschnittliche Schulden- 
dienst beträgt 25 Mio. $ , was ca. 20 - 25 % der Staatsaus- 
gaben.oder 8 % der Exporterlöse ausmacht. Mit den Kre- 
diten, die die BRD Liberia gewährt, hat sie hauptsächlich, 
Projekte finanziert, die den deutschen Kapitalisten diente, 
aber von Liberia bezahlt werden mußten. Hinzu kamen 
relativ hohe Zinsen und kurze Laufzeiten. Ein Beispiel: 
„1967 führte eine deutsche Forstmission eine Inventur 

der Holzbestände im Gebiet Greenville-Tschien durch. 

Sie sollte Liberia helfen — so die Begründung des Projektes 
— seinen Reichtum an tropischen Hölzern sinnvoll zu 
nützen. Nach Fertigstellung der Studie wurden an ver- 
schiedene Konzessionäre Einschlagsrechte vergeben. Bis 
heute existiert weder eine liberanische Holzhandelsfirma 
noch besitzt Liberia ein eigenes Sägewerk.” (8) 

Diese Verhältnisse zeigen: 

Liberia ist abhängig vom ausländischen Kapital, das das 
Land ausbeutet. 1972 waren von 2835 in Liberia registrier- 
ten Unternehmen 71,7 % ausländische, 1,6 % Gemeinschafts- 
unternehmen und 16,7 % liberianische. Durch die Verschul- 
dung im Ausland wird Liberia dazu gebracht, immer neues 


“ ausländisches Kapital ins Land zu holen, um mit Hilfe der 


Steuerabgaben und Profitbeteiligungen die Schulden zu- 
rückzubezahlen. Damit verbunden ist, daß das ausländische 
Kapital diese Abhängigkeit nutzen kann, um die Bedingun- 
gen der Ausbeutung in Liberia zu diktieren und Liberia in 
politische Abhängigkeit zu halten. So kommt es dann zu- 
stande, daß Liberia sich seines „freien Unternehmertums”, 
zahmer Gewerkschaften, niedriger Löhne und eines ruhigen 
Investitionsklimas rühmt. Des weiteren wird Liberia zum 
politischen Verbündeten; kein Wunder, ein Land, das im 
eigenen Land nichts oder nur wenig besitzt und in dem die 
Bedingungen der wirtschaftlichen Entwicklung von außen - 
diktiert werden, hat keinen eigenen Willen zu haben. 

Dem Besuch von Ministerpräsident Tolbert in der BRD 
kommt insofern erhebliche Bedeutung zu, als deutsches 
Kapital weitere Eisenerzquellen erschließen will. Gemein- 
sam mit japanischen wollen deutsche Stahlkonzerne 350 
Mio to. Eisenerzreserven in der Putu-Range in Südostliberia 
ausbeuten. Jährlich sollen 8 Mio to. gefördert werden. 

Des weiteren geht es um bislang noch nicht erschlossene 
Bauxit-, Mangan-, Kupfer-, Rutil-, Ilmenit- und Schmirgel- 
vorkommen. 


Doch nicht nur die Rohstoffe spielen eine Rolle in den 
Gesprächen zwischen Genscher, der Industrie und der libe- 
rianischen Delegation. Es geht darum, Liberia politisch 

aus der gemeinsamen Front der Länder der Dritten Welt 
herauszutrennen, die ein „integriertes Rohstoffprogramm” 
und eine Umstrukturierung des Welthandels auf dem Roh- 
stoffsektor fordern: 

„so daß für die Rohstoffprobleme eine lebensfähige Lösung 
gefunden wird, daß der Wert der Exporte und der Export- 
erlöse und der Exporterlöse der Entwicklungsländer steigen 
oder aufrechterhalten werden können, daß die Weiterver- 
arbeitung in diesen Ländern zunimmt und die terms of 
Trade sich zu ihren gunsten entwickeln. Unter Berücksich- 


tigung dieser grundsätzlichen Ziele sollte die Vierte Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung 
konkrete und wirksame Beschlüsse über ein integriertes 
Programm, alle seine Bestandteile, die Verwirklichung aller 
seiner Ziele und alle notwendigen internationalen Maßnah- 
men, einschließlich einem Verhandlungsplan, fassen.” (9) 
Daß Liberia trotz seiner Abhängigkeit vom ausländischen 
Kapital inzwischen aufgrund der Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage, der Verschlechterung der terms of 
trade (10), der sozialen Verhältnisse des Landes — immer 
noch müssen erhebliche Mengen an Reis eingeführt werden 
— und den Auseinandersetzungen zwischen den Arbeitern 
und Unternehmen auf den großen ausländischen Plantagen 
und den Eisenerzminen gezwungen ist, auch gegen die 
großen ausländischen Konzerne aufzutreten, macht folgen- 
des Beispiel deutlich: Der Firestone Konzern entließ 1975 
im Mai 350 Arbeiter, um mit weniger Arbeitern die Pro- 
duktion aufrechtzuerhalten und um die Profite zu steigern. 
Auf den Plantagen gab es daraufhin Unruhen, die den Prä- 
sidenten Tolbert zwangen, gegen Firestone Stellung zu be- 
ziehen. „Unwürdig und beschämend” sei das Verhalten von 
. Firestone. Ein halbes Jahrhundert hätten sie reichlich aus 
Liberia herausgeholt und den Arbeitern Löhne von knapp 


über einem Dollar pro Tag (1974) gezahlt. Diese Lohnhöhe 
wurde den Arbeitern allerdings erst nach mehreren Streiks 
in verschiedenen Jahren zugestanden. Breit veröffentlicht 
wurde der Zustand der schlechten Wohnungen für die.Ar- 
beiter auf den Firestone Plantagen und der Bericht eines Ar- 
beiters, der 25 Jahre gearbeitet hatte und jetzt im Monat 13 
$ Rente erhalte (11). Firestone wurde gezwungen, die Ar- 
beiter wieder einzustellen und sich um die Verbesserung der 
sozialen Lage zu kümmern. Inzwischen wurde das Abkom- 
men mit Firestone geändert. Firestone muß jetzt wie alle 
anderen ausländischen Konzerne Steuern, Abgaben und Ge- 
bühren voll entrichten. Bislang wurden Firestone beson- 
dere Vergünstigungen gewährt. (12) 

Der objektive Widerspruch zwischen Liberia und dem impe- 
rialistischen Ausland schlägt sich nieder in den Klassenaus- 
einandersetzungen in Liberia. Die gegenseitigen Besuche 

des Ministerpräsidenten Tolbert mit Außenminister Genscher 
verändern an der Lage nichts. Die Gespräche, die dem 
„gegenseitigen Nutzen” dienen sollen, sind zum Nutzen 
des westdeutschen Kapitals und der liberianischen Regie- 
rung, zum Nutzen Liberias sind sie nicht. Die Lage des Vol- 
kes verschlechtert sich. Tolbert wird allerdings immer mehr 
gezwungen, in der Öffentlichkeit Stellung gegen ausländi- 
sche Ausbeutung und Unterdrückung zu beziehen. 
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Nach dem 1. Weltkrieg konnte in einer Denkschrift über 
den deutschen Handel für Liberia noch festgestellt werden: 
„Bezeichnend für Westafrika ist die gewaltige Masse der ohne 
Kultur gewonnenen Erzeugnisse. Seiner Tätigkeit (des 
deutschen Handels) ist es zu danken, daß sich keine In- 
dustrie in Westafrika entwickelte, sondern die Rohstoffe 
der heimischen Industrie und dem heimischen Erwerbsle- 
ben zugute kamen. Andererseits sorgte er für den Absatz 
der heimischen Industrieerzeugnisse in Westafrika und be- 
wirkte dadurch wieder, daß Westafrika ein Produktions- 
land für Rohstoffe blieb und kein Konkurrenzland der ein- 
heimischen Industrie geworden ist,” (13) und die Handels- 
kammer Bremen formulierte 1906: „So sehr zu wünschen 
gewesen wäre, daß die Vorherrschaft des deutschen Han- 
dels auch zur politischen Vorherrschaft Deutschlands ge- 
führt hätte, so ist doch nicht zu verkennen, daß auf eine 
Verwirklichung dieses Wunsches kaum zu hoffen ist.” 

(14) 

Die Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Metropolen und Peripherie seit dem Beginn des 20. Jahr- 
hunderts hat einen Verlauf genommen, der zu immer grö- 
ßerer Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Nationen — 
sowohl politisch als auch ökonomisch — führte. Liberia, 
das als Land der Ausrichtung auf die westlichen Industrie 
länder und als politisch reaktionär eingestuft wird, steht 

in objektivem Widerspruch zur Ausbeutung und Unter- 
drückung. Es gibt auch für Liberia nur den Weg der vollen 
Unabhängigkeit und Selbständigkeit. Erste Schritte dahin 
sind gemacht. 
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10) vgl. zur Entwicklung der. terms of trade in Liberia, R. 
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Glossen 


ZDF 


SEHNSUCHT NACH PROSTITUTION — VIETNAM 
IM ZDF 


„Vietnam ‘76”, ZDF-Sendungen 
19.12.1976, 22.05 Uhr 
23.12.1976, 21.15 Uhr 


Man muß es dem Scholl-Latour schon lassen: Indochina 
kennt er, wie kaum ein anderer hierzulande. Seine Intim- 
kenntnisse beruhen beileibe nicht nur auf seiner Tätigkeit 
als Fremdenlegionär dort. Nein, als der Fremdenlegionär 
Scholl-Latour abzog, setzte er seine Mission mit Feder, 
Schreibblock und Kamera bis zum heutigen Tage fort. 
Selbst nach der Befreiung durch den Fall Saigons blieb er 
seiner Sache treu. Er erhielt jüngst wieder die Möglichkeit 
für die große freie Welt zu filmen, wie die Entwicklung 

in Vietnam nach dem Abzug der USA weitergeht. Er reiste 
gen Norden, er reiste gen Süden, und was er sah, ließ ihn 
vor Trauer erbeben. Nein, nein, er filmte nicht etwa die 
zerstörten Wälder, die vielen Bombenkrater in den Feldern, 
die zerschossenen Ortschaften, die riesigen Elendsviertel 
in den aufgeblähten Städten, die Verstümmelten und Ver- 
brannten und nicht die früher auf Auslandszufuhr orientier- 
te‘ südliche Industrie mit ihren gegenwärtigen Problemen, 
nun ohne diese Zufuhr zu produzieren. Warum dies auch 
noch jetzt filmen! Schließlich hatten die Vietnamesen 
doch selbst diesen Krieg mitbetrieben und außerdem war 
er zu Ende. 


»Was die Gegner uns geben. geben sie nicht freiwillig, sondern es wird ihnen abgetrotzt... 


Nun galt es vielmehr Vietnam in seiner neuen Armut zu 
ergründen und der freien Welt zu zeigen, daß die vietname- 
sischen Kommunisten es eben nicht besser, sondern nur 
schlechter könnten. Dies aber konnte Scholl-Latour mit 
seinem Aufklärungsstoßtrupp nur allzu gut leisten. Denn 
gibt es nicht auch im kommunistischen Bereich und be- 
sonders in den Großstädten noch immer Arbeitslosigkeit? 
Und ist nicht die Arbeit auf dem Lande furchtbar hart und 
eigentlich unzumutbar für die, die vorher von den ameri- 
kanischen Ausgaben profitierten? Viele Dinge sind auch 
noch rationiert und nur durch Schlangestehen vor staat- 
lichen Verteilungsstellen (um hautnah zu werden assoziiert 
S.-L. mit HO-Läden der DDR) in geringen Mengen zu er- 
werben, die Löhne sind niedrig und in den Kinos laufen 
sogar sowjetische Spielfilme. Dies und vieles Scheußliche 
mehr zeigt die große Unfähigkeit der nördlichen Führung, 
die natürlich fast alle Schlüsselstellungen übernommen hat, 
um den Süden besser ausbeuten zu können. Wer den Un- 
ter- und Übertönen des Scholl-Latour-Berichtes im ZDF 


lauschte, mußte zu der Erkenntnis gelangen, daß die vor- 
bürokratisierende nördliche Herrschaftsclique ihren Aufga- 
ben und Versprechungen nicht gerecht werden kann. Frei- 
lich drängt sich hier die höchst illegitime Frage auf: wie 
konnten die USA und die Thieus nur von solchen schwachen 
Figuren geschlagen werden? 
Durch den Bericht Scholl-Latours werden alle diejenigen 
— und das ist wahre Volkserziehung — die einst euphorisch 
die Befreiungsbewegung in Vietnam unterstützten und die 
‘Imperialistische Intervention’ verurteilten letztlich doch 
eines Besseren belehrt. Es hatte sich nicht gelohnt, für die 
vietnamesische Guerilla Partei zu ergreifen. Vietnam kann — 
und dies ist wohl der Kern von Scholls Botschaft — eben 
doch kein Exempel für die Lösung von Entwicklungsproble- 
men durch Befreiungsbewegungen sein. Wozu also sich noch 
für die Befreiung Rhodesien, Südafrikas, des Irans usw. 
engagieren? 
Wie tief Vietnam gefallen ist, seitdem die Puristen aus dem 
Norden nun auch im Süden das Sagen haben, zeigt uns 
Scholl-Latour dankenswerter Weise am Beispiel Saigons, wo 
— schrecklich es nur auszusprechen — nicht einmal mehr die 
Prostitution dieser Stadt Farbe und Gepräge geben kann; 
denn die Prostituierten werden auf ein anderes Gewerbe 
umgeschult. Armer Scholl, ohne Prostitution in Saigon! 
Aber nein, es gibt einen kleinen Lichtblick. Solange Scholl- 
Latour noch ab und zu nach Saigon kommen kann, gibt 
es dort wenigstens etwas Prostitution. Nämlich die eines 
Fernsehjournalisten, der wider besseres Wissen die histori- 
schen Zusammenhänge und Wahrheiten verfälscht, um 
sich so den ewigen Kalten Kriegern und der weltweiten 
Kommunistenhatz als Trommler anzudienen. 

Andreas Buro 


KBW 


HILFE — DIE DEUTSCHEN STERBEN AUS! 

Wie der KBW Ausländerpolitik machen will 

Spätestens nach 6 Monaten Aufenthalt in der BRD sollen 
Ausländer gezwungen sein, die deutsche Staatsangehörigkeit 
anzunehmen. So jedenfalls steht es im Programm des KBW 
(Beschlüsse der Ersten Ordentlichen Delegierten Konferenz 
des KBW, Mannheim, Juli 1974). Und 3 Jahre lang obligato- 
risch sollen die Sprachkurse von 4 Stunden pro Woche sein 
— nicht etwa nur für den Staat zur Finanzierung, sondern 
auch für die neuen „deutschen Staatsbürger ausländischer 
Herkunft“ (aber nicht für Ausländer). 

Die Arroganz, mit der der KBW die Ausländer mit Zwangs- 
maßnahmen für unmündig verkaufen will, mutet zunächst 
wie ein Mißverständnis an — auch verschiedenen KBWiern. 
Sobald man ihnen jedoch den Programmtext zitiert hat, 
finden sie diese Forderungen plötzlich sehr, sehr richtig, 
notwendig und vor allem gerecht: 

„Kostenlose und obligatorische Einbürgerung der Auslän- 
der, nachdem sie 3 Monate in der Bundesrepublik verbracht 
haben. MÖGLICHKEITEN ZUR EINMALIGEN VER- 
SCHIEBUNG DES TERMINS DURCH DEN BETREF- 
FENDEN AUSLÄNDER UM WEITERE 3 MONATE. 
C..-) 

Kostenlose und obligatorische Sprachkurse von 4 Stunden 
in der Woche für alle deutschen Staatsbürger ausländischer 
Herkunft während der ersten drei Jahre ihres Aufenthal- 
tes in der BRD.“ (Hervorhebung von uns) 

Das Ausländergesetz zu bekämpfen ist dringend notwendig. 
In Freiburg gab es im Dezember 1976 wieder 2 Fälle, mit 
denen die Ausländerbehörde besonders die fortschrittlichen 
Studenten einschüchtern wollte: 


1. der Fall der indischen Kommilitonin Guori, der es ver- 
wehrt werden soll, an der Pädagogischen Hochschule ein 
Aufbaustudium zu absolvieren, und die ausgewiesen werden 
soll. Begründung: ihre Ausbildung als Erzieherin genüge 
doch für ein Entwicklungsland wie Indien. 

2. wurden alle ausländischen Organisationen am Ort auf- 
gefordert, ihre Satzung sowie die Namen sämtlicher Mit- 
glieder abzuliefern. Sofern sie dieser Ano dnung nicht Fol- 
ge leisten, sind sie illegal. Da die Zusamr ıenarbeit der Ge- 
heimdienste der BRD:mit faschistische . Ländern als erwie- 
sen gelten kann, würde die Befolgung lieser Anordnung be- 
deuten, daß bei der Rückkehr in ihr !leimatland viele Aus- 
länder Gefängnis und Folter erwart..c. 

Deshalb ist es richtig, die Abschaf” ung der diskriminieren- 
den Ausländergesetze zu fordern und stattdessen die völlige 
Gleichberechtigung der Ausländer zu verlangen (was der 
KBW immerhin auch fordert) sowie die Möglichkeit, Ein- 
gliederungshilfe wie auch die deutsche Staatsbürgerschaft 
zu erhalten. 

Es geht aber völlig am Kampf gegen die Ausländergesetze 
vorbei, wenn man diese dadurch unterlaufen will, daß man 
die Ausländer schnell und zwangsweise zu Deutschen 
macht. Immerhin verlieren sie in’sehr vielen Fällen damit 
automatisch (!) auch ihre ursprüngliche Staatsbürgerschaft, 
wären also bei einer Rückkehr in ihr Land schon nach 3 
oder 6 Monaten BRD-Aufenthalt Ausländer in ihrer Hei- 
mat und dort wohl ebenso reaktionären Ausländergesetzen 
unterworfen wie jetzt hier. 

Gänzlich falsch ist es, wenn der KBW meint, daß die obli- 
gatorische Einbürgerung „gleichzeitig der beste Schutz da- 
gegen ist, daß die Arbeiter ausländischer Herkunft bei einer 
evehtuellen Rückkehr in ihr Heimatland individueller Re- 
pression und neuer Willkür ausgesetzt sind“ (Beschlüsse 
der 1. ordentlichen DK.) Denn damit wäre eine Handhabe 
gegeben, sie als Ausländer gar nicht erst wieder in ihr Hei- 
matland einreisen zu lassen oder sie auszuweisen, ganz ab- 
gesehen davon, daß sie auch als Ausländer in ihrer Heimat 
eingesperrt, gefoltert oder ermordet werden können. 


ebe 


BMZ 


„MISS MUTTERWITZ” ODER MARIE SCHLEI ALS 
ENTWICKLUNGSMINISTERIN 

Zum ersten Male gibt,es in der BRD eine Frau als Entwick- 
lungsministerin. Insoweit ist das schon ein guter Schritt, 
weil bisher nur die „‚weiblichen”’ Ressorts — Jugend, Fa- 
milien, und Sozialministerium — den Frauen vorbehalten 
blieben. 

Die Tatsache, daß jetzt eine Frau mit einem so „empfind- 
lichen” Thema wie Entwicklungspolitik betraut wurde, 
scheint die bürgerlichen Journalisten empört zu haben. 
Der neuen Entwicklungsministerin wird nicht nur ange- 
lastet, daß sie eine Frau ist, sondern auch die Befähigung 
für diesen Posten wird ihr abgesprochen. Sie wird ledig- 
lich mit mütterlichen Eigenschaften und Humorsinn cha- 
rakterisiert. Als Staatssekretärin im Bundeskanzleramt 
„hatte sie schon frihmorgens einen Herrenwitz (für den 
Kanzler) auf Lager und für Klaus Bölling, den Regierungs- 
sprecher, das neueste Horoskop” („Kölner Stadt-Anzei- 
ger” 30.12.1976). 
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„Deutsches Allgerneines Sonntagsblatt” vom 26.12. 1976. 
bringt einen Artikel’'mit dem Titel: „Miß Mutterwitz. ° 
Marie Schlei — kein Glücksfall für die Dritte Welt”. 
Zwar wird Marie Schlei „Fleiß, Disziplin und Ehrgeiz’ 
(„Kölner Stadt-Anzeiger”) zugesprochen — alle Eigenschaf- 
ten, über die eine Frau überdurchschnittlich verfügen muß, 
-um im Beruf mit Männern konkurrieren zu können — aber 
auf der anderen Seite wird ihr Unerfahrenheit und Pers- 
pektivlosigkeit vorgeworfen. 
Das Ressort des Entwicklungsministers behandelt sowie- 
so „männliche Themen”, mit denen es eine Frau offenbar 
(wegen des niedrigen Intelligenzquotienten) schwer ha- 
ben wird... „Eine Frau auf dem Vorposten, der esmit : 
Wirtschaftsabkommen und Rohstoffen, mit Schulden und 
dem Abbau von Handelsschwiergkeiten zu tun hat?” 
(„Kölner Stadt-Anzeiger”). Außerdem meinen die Skep- 
tiker: „Verhandlungspartner für Länder zu sein, in den 
aüs rein religiösen oder weltanschaulichen Motiven eine 
Frau nicht als gleichwertiger Partner gilt, das sei ein Nach- 
teil, der bei der Ernennung Marie Schleis hätte bedacht 
werden müssen.” („Kölner Stadt-Anzeiger”) 


Nicht 
vergessen: 
FARC 71777 

bezahlen | 
Danke. | 


Wenn es nach Gutdünken dieser Skeptiker ginge, so sollte 
schon Entwicklungspolitik betrieben werden, aber nicht 
durch eine Frau. In diesem Punkt dürften die bestehenden 
Verhältnisse nicht angetastet werden. 

So wird der Entwicklungsministerin eine düstere Zukunft 
prognostiziert. Obwohl sie „lernfähig” sei, sei da „mit 
Mutterwitz und Einfühlungsvermögen allein .. . nicht viel 
zu gewinnen.” („Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt””). 


Wir können nichts zu den entwicklungspolitischen Quali- 
fikationen Marie Schleis sagen, aber welcher Minister ist 
schon sachkundig, wenn er seinen Posten übernimmt. 
Den Kritikern kommt es hierbei viel weniger darauf an, 
zu fragen, welche Qualifikationen überhaupt ein Minister 
aufweisen muß, als darauf, daß jetzt eine Frau einen 
„männlichen” Themenbereich zu verwalten hat. Außer- 
dem, viel wird sich sowieso in dem entwicklungspolitischen 
Konzept der Bundesregierung nicht ändern, egal, ob da eine 
Frau oder ein Mann an der Spitze steht. 

1sg 
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Argentinien -— BRD 


Dienstaufsichtsbeschwerde gegen deutsche Botschaft in 
Buenos Aires 


Am 24. März 1976, kurz nach dem rechten Militärputsch in 
Argentinien, wurde der 36-jährige deutsche Psychologe 
Klaus-Dieter Genuit in Buenos Aires verhaftet. Der Grund: 
Er hatte bei einer Straßenkontrolle keinen Ausweis bei sich. 
Nach seiner Verhaftung wurde er im Gefängnis Villa Devoto 
in Buenos Aires und später in einem anderen Gefängnis in 
Olavarria unter schlimmsten Bedingungen gefangengehalten. 
Wie viele andere Häftlinge wurde Genuit geprügelt und die 
Verpflegung war so mangelhaft, daß er schwer erkrankte. 
Die deutsche Botschaft in Buenos Aires, die natürlich für 
den Schutz Genuits verantwortlich war, kümmerte sich 
kaum um ihn. Sie lehnte es ab, sich für seine medizinische 
Betreuung einzusetzen, und verließ sich stattdessen auf Aus- 
sagen von Gefängnisärzten, die - obwohl sie bereits nach 
5 Minuten eine paranoide Schizophrenie bei Genuit „fest- 
gestellt“ hatten — „augenblicklich keine Gefahr“ für ihn er- 
kennen konnten. Auch die Verlegung in das entfernte 
Olavarria beunruhigte die deutsche Botschaft nicht. „Es be- 
steht zunächst kein Anlaß zu befürchten, daß Ihr Bruder in 
Olavarria schlechter als bisher behandelt wird.“ (Aus einem 
Brief der Botschaft an Genuits Schwester) Anders z. B. die 
italienische und die britische Botschaft: Sie holten ihre 
Häftlinge in ähnlichen Fällen binnen weniger Tage aus den 
Gefängnissen der Militärjunta heraus. 
Die deutsche Botschaft wurde erst wirklich aktiv, als 
„amnesty international“ sich um den Fall Genuit zu küm- 
mern begann und die Sache damit politisch brisant zu wer- 
den drohte. Im Dezember wurde Genuit endlich freigelas- 
sen und ausgewiesen. Obwohl in miserablem psychischen 
und physischen Zustand, half ihm die BRD-Botschaft aber 
auch jetzt nicht weiter. Auf dem Flughafen in Buenos Aires 
mußte der völlig mittellose Kranke unterschreiben, die 
Flugkosten binnen zweier Monate zurückzuzahlen. Auf dem 
Frankfurter Flughafen ließ man ihn nach seiner Ankunft 
zwei Tage schutzlos umherirren, ehe die Bahnhofsmission 
ihm weiterhalf und seine Schwester in Hannover verständig- 
te. 
Diese Schwester hat jetzt Dienstaufsichtsbeschwerde beim 
Auswärtigen Amt eingelegt. Den Text der Beschwerde 
drucken wir im folgenden gekürzt ab. Angesichts der Tatsa- 
che, daß in argentinischen Gefängnissen nach dem Militär- 
putsch 36 Deutsche verschwunden sind, von denen 13 bis- 
her noch nicht freigelassen wurden (Angaben des AA), und 
die BRD-Botschaft in Buenos Aires darüber hinaus für den 
Schutz weiterer Personen verantwortlich ist — z. B. für 
Genuits Frau Alicia Calderon de la Barca, die ebenfalls noch 
in argentinischer Haft sitzt —, fordern wir das Auswärtige 
Amt auf, so rasch wie möglich die Konsequenzen aus dem 
Fall Genuit zu ziehen, damit kein weiterer Schaden an Leib 
und Leben von deutschen Staatsbürgern entsteht. 

Red. 


DAS VOLK VON ZIMBABWE BEFREIT SICH 
SELBST 

Dokumente und Materialien der ZANU (Afrika- 
nische Nationalunion v. Zimbabwe 


Für 1,— DM zu beziehen bei 
AKTION DRITTE WELT 
Scheffelstraße 49, Postfach 5328 
D-7800 Freiburg im Breisgau 


Anneliese Genuit 3000 Hannover, den 12.1. 1977 


Clemensstraße 5 


Herrn 

Bundesminister des Äußeren 
Hans Dietrich Genscher 
Auswärtiges Amt 


53 Bonn / Bad Godesberg 


Betr.: Dienstaufsichtsbeschwerde — Klaus Dieter Genuit 


"Sehr geehrter Herr Minister! 


Der Fall meines Bruders Klaus-Dieter Genuit, der sich in der 
Zeit vom 24. 3. 1976 — 10. 12. 1976 in argentinischer Haft 

befand, veranlaßt mich, eine Dienstaufsichtsbeschwerde ge- 

gen die Deutsche Botschaft in Buenos Aires zu erheben. 


Ich erlaube mir, in diesem Zusammenhang von einer Ge- 
samtschilderung des Falles abzusehen, da ich voraussetze, 
daß der Fall dem Auswärtigen Amt bekannt ist. 


Folgende Punkte jedoch führe ich zur Dienstaufsichtsbe- 
schwerde an: 


1. Obwohl der psychische Zustand meines Bruders äußerst 
kritisch war, (siehe Schreiben der Deutschen Botschaft 
vom 2. 9. 1976 — Untersuchung des Gefängnisarztes), 
hat die Botschaft davon Abstand genommen, sich für 
dessen medizinische Betreuung einzusetzen und sich 
stattdessen auf die Auskunft des Gefängnisarztes ver- 
lassen, daß „augenblicklich keine Gefahr bestehe“. Dies 
erscheint angesichts einer diagnostizierten paranoiden 
Schizophrenie (Schreiben vom 2.9. 76) unverständlich, 
da diese Krankheit permanent mit Medikamenten behan- 
delt werden muß. 

Des weiteren war die Ernährung in den beiden Gefäng- 
nissen, in denen sich mein Bruder aufhielt, mangelhaft, 
so daß schon bald Erscheinungen einer Fehl- bzw. Unter- 
ernährung auftraten, die nur durch zusätzlichen Kauf 
von Nahrungsmitteln aus der Gefängniskantine hätten 
gemildert werden können. Obwohl mein Bruder mangels 
eigener finanzieller Mittel die Botschaft um finanzielle: 
Unterstützung gebeten hatte, wurde ihm eine solche 
nicht gewährt, noch die Notwendigkeit derselben an 
mich weitergeleitet. 


2. In der Zeitung „La Opinion“ erschien im August 1976 
ein Bericht über den Transport von Gefangenen von 
Villa Devoto nach Olavarria, während dessen grobe Ge- 
fangenenmißhandlungen geschahen. Dies hat die Bot- 
schaft dennoch nicht auf den Plan gerufen, sich nach 
dem Zustand meines betroffenen Bruders zu erkundigen, 
der anläßlich dieses Vorfalls am Kopf verletzt und ohn- 
mächtig geprügelt worden war. 

Wie sehr die Botschaft die gesamte Situation des Gefan- 
genen verkannt hat, zeigt ihre Äußerung im Schreiben 
vom 14. 10. 76 an mich. Ich zitiere: „Es besteht zu- 
nächst kein Anlaß zu befürchten, daß Ihr Bruder in 
Olavarria schlechter als bisher behandelt wird.“ 


3. Nachdem mein Bruder infolge der Ausweisung von der 
Polizeistation in Buenos Aires zum dortigen Flughafen 
am 10. 12. 1976 verbracht worden war und die Paßkon- 
trolle passiert hatte, wurde er nicht mehr von der Deut- 
schen Botschaft zum Flugzeug begleitet. Gerade in dieser 
Zeit jedoch wäre es der Polizei ohne weiteres möglich ge- 
wesen, meinen Bruder verschwinden zu lassen, ohne daß 
die Deutsche Botschaft hiervon etwas bemerkt hätte. 
Dieses Verhalten steht in Widerspruch zu den Möglich- 
keiten der Deutschen Botschaft, einen deutschen Staats- 
angehörigen bis ins Flugzeug hineinzubegleiten und da- 
mit seine Sicherheit zu garantieren. Zum anderen hatte 
ich mit Schreiben vom 3. 12. 1976 auf derartige Gefah- 
ren hingewiesen. Mit Schreiben des Auswärtigen Amtes 
vom 10. 12. 1976 war mir zugesichert worden, daß sich 
die Deutsche Botschaft um den Schutz meines Bruders 
bemühen würde. Dies ist offensichtlich nicht geschehen. 


4. Mit Schreiben der Deutschen Botschaft vom 19. 11. 
1976 wurde zugesichert, ich zitiere: „Die Passage nach 
Deutschland wird die Lufthansa übernehmen, so daß 
für Ihren Bruder durch die Reise keine Kosten entste- 
hen.“ 

Mit Schreiben der Deutschen Botschaft vom 2. 12. 1976 
, wird wiederholt: „Die Lufthansa ist bereit, Ihren Bruder 

kostenlos nach Deutschland auszufliegen.“ Dennoch 
wurde meinem Bruder am 10. 12. 1976 ein von der 
Deutschen Botschaft vorbereitetes Schreiben in letzter 
Minute vor dem Abflug nach Deutschland zur Unter- 
zeichnung vorgelegt, in welchem er sich verpflichten soll- 
te, innerhalb von 2 Monaten die Flugkosten samt anfal- 
lender Unkosten zurückzuzahlen. 
Es stellt sich daher die Frage nach der Widersprüchlich- 
keit der Äußerungen der Deutschen Botschaft einerseits 
und ihrem späteren Verhalten andererseits. Lag bei mei- 
nem Bruder eine paranoide Schizophrenie vor, wie diag- 

“ nostiziert wurde, so hätte die Botschaft wissen müssen, 
daß seine Geschäftsfähigkeit infrage stand und damit das 
Zustandekommen des Vertrages. Erlauben Sie mir, 
außerdem die Frage zu stellen, ob nicht auch hier der 

- Punkt der Sittenwidrigkeit angeschnitten werden sollte, 
wenn man bedenkt in welcher Situation er sich befand: 
Unterzeichnen und Ausfliegen oder zurück ins Gefäng- 
nis, 


5. Meinem Bruder wurde kein deutsches Handgeld mit auf 
die Reise gegeben, mit der Folge, daß er nicht einmal 
grundsätzliche Bedürfnisse und einen Telefonanruf nach 
Ankunft erfüllen konnte. Die weiteren Folgen hiervon 
sind Ihnen bekannt ( 2 1/2 Tage Herumirren auf dem 
Flughafen in Frankfurt, ohne die Möglichkeit, sich et- 
was zum Essen kaufen zu können). 


6. Gleiches gilt im Hinblick auf die Folge der Nichtweiter- 
gabe und Nichtinformation meiner Adresse und Telefon- 
nummer sowie fehlende Betreuungsanweisungen an die 
Lufthansa, wie es bei kranken Personen selbstverständ- 
lich geübt wird. Ich halte dieses Verhalten für mehr als 
unverantwortlich. 


Sie werden sicherlich verstehen, daß derartig gravierende 
Vorkommnisse meinen Widerspruch hervorrufen und nicht 
ungeprüft bleiben können. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
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ZUR NACHAHMUNG: Unterstützungsaktion für 

die politischen Gefangenen 

Liebe Kollegen und Freunde, 

Vom 18. bis 20. Dezember tagte in Siegen ein Kon- 

greß von chilenischen Flüchtlingen verschiedener 

Europäischer Länder, deren Heimatorte vorher Süd- 

Chile, vor allem die Gegend von Valdivia war. Anwe- 

send waren gebenfalls sämtliche Organisationen, die 

die Gefangenenarbeit in Süd-Chile unterstützen, 

z.B. die entsprechenden Amnesty-Gliederungen, kath. 

und evangelische Unterstützungsgruppen und Vertre- 

ter von uns. Dieser Konferenz lag eine Liste vor mit 

41 politischen Gefangenen aus Südchile, die ent- 

weder im Gefängnis von Valdivia oder Santiago sind. 

Die anwesenden Organisationen haben auf Vorschlag 

der Chilenen beschlossen, die Unterstützungs- und Be- 

treuungsarbeit für diese 41 Menschen entsprechend 

aufzuteilen. Unsere Aufgabe in Freiburg ist es nun, ne 

ben der Unterstützung des Aufbaus der illegalen 

Gewerkschaftsorgane der CUT und deren Unter- 

stützung der existierenden Widerstandskomitees 

und der Untergrundpresse, neun politische Gefange- 

ne mit ihren Familienangehörigen zu unterstützen. 

Es sind dies: 

1. Hector Hormeno Salazar, verhaftet 1973, verurteilt 
zu 15 Jahren Gefängnis, eingesperrt im Gefäng- 
nis von Osorno (Süd-Chile), verheiratet, 12 Kin- 
der. Er hat es abgelehnt, einen Ausweisungsan- 
trag nach $ 504 zu stellen, weil er der Meinung ist, 
daß alle politischen Gefangenen freigelassen werden 
müssen. Die materielle Unterstützung, bei der die 
chilenischen Kollegen einen Satz von monatlich 
40 Dollar für die zwei Erwachsene zugrunde legen, 
würde sich auf 160 Dollar belaufen. (2x 20 Dol- 
lar plus 12 x 10 Dollar pro Kind). Dies jeden Mo- 
nat. 

. Sergio Bascur Torres, verhafet 1973, verurteilt zu 
lebenslänglich, eingesperrt im Zentralgefängnis 
von Santiago, hat den $ 504 aus demselben Grund 
abgelehnt, verheiratet und drei Kinder. Seine Un- 
terstützung beliefe sich auf monatlich 70 Dollar. 

. Jose Mansilla Hernandez, 26 Jahre, verhaftet am 
12.9.1973, verurteilt im Prozeß 1448/73 zu 10 Jah- 
ren Gefängnis, eingesperrt im Gefängnis von Valdivia, 
hat Antrag nach $ 504 gestellt, besitzt aber kein Vi- 
sa aus dem Ausland, was Bedingung für die Ausreise 
ist. Gegen ihn läuft noch ein weiterer Prozeß. Die 
monatliche Unterstützung beträgt 20 Dollar. 


(Es folgen Namen von 6 weiteren Gefangenen) 

Die Gesamtsumme ergäbe so rund 500 Dollar. Da wir 

aber bei einigen die Verhältnisse nicht genau kennen, 

haben wir einen Mindestgrundstock von 600 Dollar 

für diese 9 Gefangenen angesetzt, wobei die hier ange- 

gebenen Zahlen das mindeste darstellen, 

was diese Gefangenen benötigen. Beispielsweise müs- 

sen die Gefangenen im Gefängnis, wollen, sie sich durch 
‚Herstellen von Kulturgegenständen o.ä., das sie dann 

draußen, z.B. über uns, verkaufen können, das Lebens- 

notwendigste selbst schaffen, das Material dafür selbst 

bezahlen. Bei den von uns angesetzten 600 Dollar wäre 

das eine monatlich aufzubringende Summe von 

1.500 DM. Da diese Summe regelmäßig nach Chi- 

le gehen muß, Monat für Monat, und nach unserer 

Ansicht zunächst befristet auf mindestens 1 Jahr, 
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haben wir folgenden Vorschlag und würden euch 
bitten, ihn ebenfalls zu diskutieren und zu unter- 
stützen: 

Es werden Dauerauftragskarten über je 10 DM ge- 
druckt, und mit Hilfe dieser Dauerauftragskar- 
ten vom jeweiligen Spender diese 10 DM monat- 
lich von seinem Konto abgebucht. Der Spender 
erhält dafür in regelmäßigen Abständen ein Infor- 
mationsbulletin über die von uns betreuten Ge- 
fangenen sowie die von anderen Gruppen betreu- _ 
ten Gefangenen. 


Beginnen soll die Aktion bereits mit einer Über- 

wesung für Januar. Die Chile-Initiative hat zu die- 

sem Zweck einen Grundstock von 700 DM be- 

reitgestellt, der gesammelt worden ist. 
Gewerkschaftliche Chile-Initiative, Freiburg 


VIETNAMESISCHES STUDIENWERK — EINE 
INITIATIVE ZUR SELBSTHILFE 

Viele vietnamesische Studenten haben seit einigen 
Jahren Bekanntschaftmit finanziellen Poblemen 
gemacht. Vor der Wiederherstellung des Friedens 
in Vietnam wurden ihnen wegen ihres Engage- 
ments gegen den Krieg vom Thieu-Regime die 
Stipendien gestrichen und auch andere Schwie- 
rigkeiten gemacht, die finanzielle Folgen mit sich 
brachten. Die Solidarität der vietnamesischen 
Studenten geht auf diese Zeit zurück. Sie haben sich 
schon damals gegenseitig dabei geholfen, billige 
Unterkünfte und geeignete Ferienjobs zu finden. 

In einigen Städten der BRD haben sie auch gemein- 
same Studienunterstützungsfonds gebildet. Alle 
diese Initiativen sind gute Beispiele der selbst- 
losen brüderlichen Hilfe. Sie wurden von den viet- 
namesischen Studenten geleistet, die den tiefen 
Wunsch hegen, gemeinsam und tatkräftig am Wie- 
deraufbau des Heimatlandes mitzuwirken. 


Am 7.3.1976 sind vietnamesische Studenten aus dem 
ganzen Bundesgebiet und Westberlin in Karlsruhe 
zusammengekommen. Sie gründeten das VIET- 
NAMESISCHE STUDIENWERK IN DER BRD 
UND WEST-BERLIN (VSW). Das STUDIEN- 
WERK setzt sich u.a. zur Aufgabe, bedürftigen 
vietnamesischen Studenten zu helfen, damit sie 

ihre Ausbildung abschließen können, bevor sie in die 
Heimat zurückkehren, um am Aufbau des Landes 
mitzuwirken. 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung 
direkt gewählt, er arbeitet ehrenamtlich. Er sammelt 
Spenden und verwaltet den Unterstützungsfonds. 
Wenn Unterstützung gewährt wird, darf nur die so- 
ziale Lage des Antragstellers in Betracht gezogen 
werden. Der Vorstand muß über alle Einnahmen und 
Ausgaben jährlich Öffentlich Rechenschaft ablegen. 
Die Studenten möchten durch die Bildung des 
VIETNAMESISCHEN STUDIENWERKS nicht 

nur ihrer materiellen Notlage wirksam entgegentre- 
ten, sondern auch aktive Solidarität untereinander 
üben. Gleichzeitig wollen sie ihren Landsleuten in 
der Heimat zeigen, daß sie gewillt sind, sich selbst zu 
helfen, um ihre Ausbildung abschließen zu können. 


Aktionsgemeinschaft 

Dienst 

für den Frieden e.V. 

Malteserhof, Telefon 02223 - 214 93 
5330 Königswinter 1 (Römlinghoven) 


Die AGDF hat eine kleine Spezialbibliothek von über 1.600 
Titeln zu allen wichtigen Gebieten der Friedensforschung 
und der praktischen Friedensarbeit (Sozialarbeit, Abrüstung, 
Ökologie, Entwicklungspolitik, Religion, Theologie u.a.) 
zusammengestellt. 

Wir bieten die Bücherei hiermit zur öffentlichen Nutzung 
an. Interessenten (Examenskandidaten, Entwicklungshelfer, 
Stipendiaten u.a.) können hier auf dem Maiteserhof arbeiten 
oder Bücher nach Katalog per Post kostenlos (außer Porto) 
entleihen. Der Katalog, 2. Auflage 1976, 94 Seiten, Kostet 
DM 5,-, die Leihzeit beträgt bis zu zwei Monaten. 


In der augenblicklichen Situation, in der sich Viet- 
nam anstrengt, die Kriegsfolgen zu beseitigen, ist 
Selbsthilfe ein bescheidener, aber wirkungsvoller Bei- 
trag zum Wiederaufbau des Landes. 


AUFRUF 
Das VIETNAMESISCHE STUDIENWERK ruft alle 
Freunde Vietnams auf, dem „Freundeskreis der viet- 
namesischen Studenten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land beizutreten. 
Das Ziel dieses Freundeskrreises ist es, das VIETNAME- 
SISCHE STUDIENWERK zu unterstützen. 
Viele vietnamesische Studenten in der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West), deren sehnlichster 
Wunsch es ist, am Wiederaufbau ihres Landes teilzu- 
nehmen, befinden sich heute i in einer sozialen Notla- 
ge. 
Durch Ihren Beitritt zum Freundeskreis können 
Sie dazu beitragen, die soziale Notlage dieser Stu- 
denten zu lindern. 
Durch den Freundeskreis haben Sie die Möglichkeit, 
mit vietnamesischen ‚Studenten direkt Kontakt 
aufzunehmen. Damit können Sie auch einen Bei- 
trag zum Kulturaustausch und zur Verständigung 
zwischen den Bürgern der Bundesrepublik Deutsch- 
lands und Vietnams leisten. 


Das VIETNAMESISCHE STUDIENWERK wird 
regelmäßig Informationen über die eigene Arbeit 
und die Tätigkeit des Freundeskreises veröffent- 
lichen und wird kulturelle Veranstaltungen durch- 
führen 

Der Vorstand des VIETNAMESISCHEN STU- 

DIENWERKS 

Der Vorsitzende 

Do Ngoc Quynh 

Neuhauser Straße 3, Telefon (0711) 45 16 86 

7 Stuttgart 70 


Leserbriefe 


Ich habe die „blätter‘ seit einem Jahr abonr .ert und bin 
mit jeder Nummer überrascht, wie ihr zu de ı schwierigsten 
und problematischsten Themenbereichen nformationsrei- 
che und fundierte Analysen und Stellung ıahmen über die 
Situation der Länder in der Dritten Wel liefert. In einem 
Wort ausgedrückt, mir gefallen die „bl ter‘ ausgezeichnet, 
was den Inhalt betrifft. 
Eine kritische Anmerkung möchte ir ı aber doch machen. 
Ich stimme zwar inhaltlich mit Euc ı überein, glaube aber, 
daß die „blätter‘‘ für ein größeres ublikum oft zu schwie- 
rig geschrieben sind, Zwar weiß ich nicht, wer Eure Zeit- 
schrift liest, bzw. wen Ihr damit erreichen wollt, ich meine 
aber, daß es manchem interessierten Laien schwerfallen 
wird, bestimmte Artikel zu verstehen. 
Wahrscheinlich seht ihr dieses Problem auch, ich weiß auch, 
wie schwierig es ist, „allgemeinverständlich‘‘ zu schreiben. 
In diesem Zusammenhang würde mich mal interessieren, 
wie hoch Eure Auflage ist und ob Ihr wißt, welche Leser 
Ihr erreicht. 

Eckhard Finsterer 


Zur Information: Die Druckauflage der „blätter des iz3w“ 
beträgt zur Zeit 5000. Davon werden ca. 3500 an Abonnen- 
ten verschickt, der Rest wird durch Einzelverkauf über uns 
oder andere Vertriebsstellen (Buchläden, Dritte-Welt-Grup- 
pen etc.) abgesetzt. Auflage und Abonnentenzahl haben 
kontinuierlich ansteigende Tendenz. 

Wir versuchen, mit den „blättern“ hauptsächlich solche Le- 
ser anzusprechen, die unsere Informationen für ihre eigene 
Arbeit verwenden und sie dann an andere Personen weiter- 
vermitteln. Also: Lehrer, Jugendgruppenleiter, Pfarrer, 
Jounalisten. Eine Leserumfrage im Frühjahr 1974 ergab, 
daß sich die Leserschaft der „‚blätter‘‘ — neben vielen Schü- 
lern und Studenten — tatsächlich zur Hauptsache aus die- 
sen Berufsgruppen zusammensetzt. 


Bitte senden Sie mir noch 4 Exemplare von Nr. 55 (August 
1976) der „blätter‘‘ wegen der ausgezeichneten Analyse der 
Situation in der VR China. 

Christa v. List 


Ich bin selber außerordentlich an den Problemen der Drit- 
ten Welt interessiert, und bin auch durchaus der Meinung, 
daß die politische Seite die primäre ist. Insofern finde ich 
den Ansatz Eurer Zeitung prinzipiell sehr gut; Ihr seid da 

Ja auch einigermaßen allein da. Mein Bedürfnis an Eurer Zei- 
tung war, die Informationen, die mir von den bürgerlichen 
Medien vorenthalten werden, nach denen aber meine mar- 
xistische Sicht verlangt, durch Eure Zeitung zu bekommen. 
Sicher — Ihr bringt auch recht viel Information. Was Ihr 
‘aber falsch macht: Ihr könnt vom Interpretieren nicht las- 
sen. Eure Interpretationen mögen sogar richtig sein! Doch 
so wie Ihr interpretiert, werde es ich und die anderen sicher 
genau so auch können! Und dabei seid Ihr so schrecklich in 
Phrasen versunken. Manchmal habe ich den Eindruck, Ihr 
habt aufgehört, Euer politisches Bewußtsein zu reflektieren, 
so leblos und ohne Kraft klingt das, was Ihr sagt. Ich habe 
dasselbe an der eigenen Haut erlebt — und es ist wirklich 
ein elementarer Fehler, vor dem sich zu hüten sich tatsäch- 
lich lohnt. Es ist verdammt schwer, politisch zu denken und 
zu handeln. Und das auch noch konsequent zu tun. Die Ge- 
Jahr dabei ist das innerlich Austrocknen. 
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Und dann ist da noch Euer Standpunkt zur Gewalt, zur re- 
volutionären Gewalt zwar, doch für mich ziemlich unreflek- 
tiert. Bedauerlicherweise gebt Ihr Euch keine Mühe, ihn mir 
— der ich mich als Anarchisten bezeichnen möchte — auch 
nur in blassen Zügen klar zu machen. Und ich glaube kaum 
daß Ihr da bei Leuten, die bisher an einer Entfaltung ihres 
politischen Bewußtseins gehindert wurden, besseren Erfolg 
haben werdet. Im Gegenteil: Ihr werdet eher die einpro- 
grammierten Abwehrreaktionen auslösen. Bitte!: kommt 
von der Gefahr. des Dogmatismus weg. Er bedeutet den si- 
cheren Untergang der linken Bewegung, die durch ihn ohne- 
hin schon genug gelitten hat in der letzten Zeit. 
Vielleicht folgt Ihr mir politisch nicht. Dann nehmt mich 
wenigstens bitte aus taktischen Gründen ernst. Es ist ja 
schließlich auch eine wichtige Sache. 
Stephan Flemming 


An Spenden gingen 1976 auf unser Konto: 
Für die ZANU: 1.632,62 DM 


‘ Für die Erdbebenopfer von Guatemala: 12.155,27 DM 


Übrigens möchte ich Euch ein großes und solidarisches Lob 
für Euer Heft „Frauen in der 3. Welt“ aussprechen. Fand 
ich sehr gut! 

Uta Gerweck 


Herzlichen Dank für das Probeheft „blätter des iz3w“ Nr. 
57, das Sie mir auf Anfrage geschickt haben. Bitte haben 
Sie aber Verständnis dafür, daß ich nicht abonniere: mir 
mißfällt der antisowjetische Ton in bezug auf Indien (mei- 
nen Informationen nach hat Indira Gandhi viel Positives 
erreicht; ferner besteht seit langem Klarheit darüber, daß 
Indien eine starke Hand braucht, wenn schon die Revolu- 
tion a la China nicht möglich ist). Ferner besteht Ihr Arti- 
kelüber Caboverde aus Gemeinplätzen ohne jede handfeste 
Information. 

Rudolf Sowade 


En 


Leser- N 
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Bei dem angesprochenen Artikel über Caboverde handelt 
es sich vermutlich um den Text „Perspektiven für die 
Frauen der Kapverden“, Nr. 57, Nov. 76, 5.46 f. Dieser 
Artikel stammt nicht von uns, sondern wir haben ihn — 
nicht zuletzt in der Funktion eines Dokumentes über die 
Rolle der Frau in den Befreiungsbewegungen-der kapverdi- 
schen Zeitung „Voz di Povo“ vom 6. 3. 76 in der Überset- 
zung der Amilcai Cabral Gesellschaft, Münster, übernom- 
men. Ausführliche Informationen über den Aufbau in der 
Republik Kapverde enthalten die „blätter des iz3w‘“‘, Nr. 
58, Dez. 76,5. 19 ff. 
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STAATSTHEORIEN 


Neuerscheinung 


Nicos Poulantzas/Raiph Miliband/Ernesto Laclau 
KONTROVERSE ÜBER DEN KAPITALISTISCHEN 
STAAT 9,- DM 


Poulantzas und Miliband stellen Fragen nach der 
eigenen Wirkungsweise staatlicher Institutionen, nach 
der „relativen Autonomie” des Politischen im Rah- 
men kapitalistischer Produktionsverhältnisse. 
Gleichzeitig werden wissenschaftstheoretische Grund- 
fragen politischer Theoriebildung gestellt. 


Ralph Miliband 
MARX UND DER STAAT 2,— DM 


Toni Negri 
ZYKLUS UND KRISE BEI MARX 5,— DM 


Toni Negri 
KRISE DES PLANSTAATS, KOMMUNISMUS 
UND REVOLUTIONÄRE ORGANISATION 5DM 


Arbeitspapier 


Dokumente und Analysen 

zur politischen Strafjustiz seit 1945 
AUSSCHLUR DER VERTEIDIGER 
— WIE UND WARUM 


MERVE 
1 Berlin 15, Postfach 327 


NEU ERSCHIENEN: 
INFO Nr. 11 


Auszüge aus dem 
Inhalt: (3,—) 


„Friedensfrauen”, Todesstrafe, Comix aus Belfast, 


Ökonomie, SAS, Lage der Republikanischen Bewegung 


u. v. mehr 


IRLANDREADER: Entwicklungsgeschichte der iri- 
schen Befreiungskämpfe bis 76, republikanische und 
protestantische Organisationen. ca. 100 S., gebunden, 
6,50 DM. 

Weiteres Material über Irland bei: 


WESTDEUTSCHES IRLAND SOLIDARI- 
' TÄTSKOMITEE 


637 Oberursel 5 Postscheckkonto 

Postfach 35 Internees Release 
Association 
29101-604 Frankfurt 


 antimilitarismus 
information 


Die ami bringt jeden Monat: 


Informationen, Zahlen, Fakten zu Bundeswehr, 
NATO, Wirtschaft & Rüstung, Kriegsforschung, " 
Notstandsmaßnahmen ...; Kriegsdienstverwei- 
gerung, Zivildienst, Abrüstung ... usw 


juristische Neuigkeiten zu Wehrpflicht- und 
Soldatenrecht, Aktionsrecht, Recht auf Kriegs- 
dienstverweigerung etc. 


Theorieresultate: Analysen über Hintergründe 
und Tendenzen des Militarismus; Besprechun- 
gen wichtiger neuer Bücher 


Die ami läßt sich fortlaufend sammeln und ergibt mit 
der Zeit ein Informationshandbuch für die antimilita- 
ristische Praxis. 


FÜR ALLE, DIE PRAKTISCH 
GEGEN DEN MILITARISMUS 
ARBEITEN. 


Jedes vierte Heft ist ein Themenheft mit Doppelum- 
fang. Noch zu bekommen: 


FRIEDENSERZIEHUNG, BUNDESWEHR 
UND GRUNDGESETZ, EUROPÄISCHE 
SICHERHEIT, SOLDATENRECHTE, 
RÜSTUNGSEXPORT, ZAHLEN 


1 Heft kostet 1,30 DM. 
1 Doppelheft 2,60 DM. 
Jahresabonnement 19,50 DM. 


Für Gruppen und Wiederverkäufer günstiger Rabatt 
ab 10 Ex. 


KOSTENLOSES PROBEEXEMPLAR: 


Brigitta Gründing 
Nördliche Auffahrtsallee 20 
8000 München 19 


POLITIK UND RELIGION 

Herausgegeben von: Nguyen Mai Tam und Heinz Kotte 
(Arbeitskreis Vietnam) in Zusammenarbeit mit Hart- 
mut Dreier (Ev. Studentengemeinde Bochum) 
Bochumer Hefte Nr. 5 

Unkosten-/Solidaritätsbeitrag: DM 5,— plus Porto 


Zu beziehen von: 

— Ev. Studentengemeinde (ESG), Postfach 52 02 29 
Querenburger Höhe 287, 4630 Bochum, Telefon: 
0234/70 14 65 

— Aktionsgemeinschaft Solidarische Welt, Jebenstr.1 
1000 Berlin 12 

— Nguyen Mai Tam und Heinz Kotte, Malteserstr.52 
5330 Königswinter 1 


